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Einfiihrung

1.  Deutschland hat sich in den vergangenen Jahren wirtschaftlich gut entwickelt: Die Wirtschaft befindet
sich auf einem stetigen Wachstumskurs; die Beschéftigung erreichte mit 41,8 Millionen im Jahr 2013 erneut
eine Rekordmarke. International konnte die deutsche Wirtschaft ihre hohe Wettbewerbsfahigkeit erhalten.

2. Gleichzeitig steht Deutschland weiterhin vor grolen Herausforderungen, denen sich die Politik stellen
muss — in langfristig tragfahiger Weise. Der demografische Wandel hat ein Umdenken in allen Politikberei-
chen in Gang gesetzt. Das ehrgeizige Projekt Energiewende muss so gestaltet werden, dass die Ziele der
Bezahlbarkeit, Sicherheit und Umweltvertrdglichkeit gleichzeitig erreicht werden kdnnen. Die Investitions-
quote ist in Deutschland seit der Jahrtausendwende tendenziell riicklaufig. 2013 lag sie unter dem Durch-
schnitt der OECD-Lénder.

3. Die Bundesregierung will vor diesem Hintergrund die gute wirtschaftliche Ausgangsbasis nutzen, um
auf Basis einer von Dialog, Kooperation und vertrauensvoller Sozialpartnerschaft geprigten Sozialen Markt-
wirtschaft das Fundament fiir den Wohlstand und die Teilhabe der Menschen in Deutschland zu stirken. Sie
wird dies in den kommenden Jahren durch die konsequente Umsetzung von vier strategischen wirtschaftspoli-
tischen Zielen erreichen: Investitions- und Innovationspolitik zielgerichteter auszugestalten, Teilhabemog-
lichkeiten zu verbessern und Teilhabegerechtigkeit zu erhéhen, die Energiewende zum Erfolg zu fithren sowie
die Wirtschafts- und Wéhrungsunion in Europa zu stabilisieren und zu vertiefen.

4.  Tragfdhige Staatsfinanzen sind eine wichtige Grundlage, um diese wirtschaftspolitischen Ziele zu errei-
chen. Zugleich zeigt die Erfahrung auch, dass eine Konsolidierung der 6ffentlichen Haushalte ohne Wachstum
deutlich schwieriger zu realisieren ist. Die Bundesregierung setzt sich fiir hohere Beschiftigung und mehr
Wachstum ein. Sie wird die langfristigen Wachstumsmdglichkeiten durch zielgerichtete Investitionen der
offentlichen Hand und durch bessere Rahmenbedingungen fiir private Investitionen in Deutschland dauerhaft
voranbringen. Dabei wird sie vor allem — unter Fortfilhrung der nachhaltigen Konsolidierung des Bundes-
haushalts — verstdrkt in Bildung, Forschung und Infrastruktur investieren. Eine gestirkte Binnennachfrage in
Deutschland kann auch positive Impulse in anderen Mitgliedstaaten setzen.

5. Auch die Lage der europdischen Wirtschaft hat sich im letzten Jahr verbessert. In fast allen Mitglied-
staaten ist im laufenden Jahr mit einem positiven Wirtschaftswachstum zu rechnen. Strukturreformen der
Mitgliedstaaten, die auf eine Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit zielen, zeigen erste Wirkung. Die Verfah-
ren auf europdischer Ebene wie die verstirkte wirtschaftspolitische Koordinierung im Rahmen des Europai-
schen Semesters, der gestirkte Stabilitiits- und Wachstumspakt und das neue Verfahren zur Uberwachung von
makrookonomischen Ungleichgewichten tragen dazu bei. Deutschland setzt sich daher weiterhin dafiir ein,
dass auch in Zukunft die auf europiischer Ebene getroffenen Vereinbarungen konsequent umgesetzt werden.
Dies gilt auch fiir den Pakt fiir Wachstum und Beschiftigung.

6.  Auf dem Weg zu mehr Wachstum, héherer Beschéftigung und solideren Staatsfinanzen in allen europi-
ischen Mitgliedstaaten gehdren Solidaritdt und Eigenverantwortung zusammen. In diesem Sinne gilt es, die
Wirtschafts- und Wahrungsunion sinnvoll weiterzuentwickeln. Ein Ziel sollte dabei sein, die Koordinierung
der nationalen Wirtschaftspolitiken und die Umsetzung notwendiger Reformen auch mittels vertraglicher
Reformvereinbarungen wirksamer und verbindlicher auszugestalten — verbunden mit Solidaritidt. Damit die
Identifikation der Biirgerinnen und Biirger mit Europa stirker wird, bedarf es zudem einer besseren demokra-
tischen Legitimation jeweils auf der Ebene, auf der Entscheidungen getroffen und umgesetzt werden. Den
nationalen Parlamenten kommt hier eine wichtige Rolle zu.

7.  Das vorliegende Nationale Reformprogramm (NRP) 2014 ist ein Eckpfeiler des Européischen Semes-
ters 2014, das die Europidische Kommission mit der Vorlage des Jahreswachstumsberichts am 15. November
2013 eingeleitet hat. Der Bericht steht im Einklang mit den im Jahreswachstumsbericht festgelegten Priorité-
ten sowie mit den Schlussfolgerungen des Europdischen Rates vom 20./21. Mérz 2014. Struktur und Inhalt
des NRP 2014 orientieren sich am Leitfaden der Europédischen Kommission fiir die Nationalen Reformpro-
gramme.
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. Das gesamtwirtschaftliche Umfeld

A. Gesamtwirtschaftliche Entwicklung

8.  Die deutsche Wirtschaft ist in einer robusten Verfassung. Nach einer witterungsbedingten Schwéche-
phase im Winterhalbjahr 2012/13 ist die deutsche Wirtschaft auf einen stabilen Erholungskurs eingeschwenkt.
Im Durchschnitt des Jahres 2013 hat das Bruttoinlandsprodukt in Deutschland um 0,4 Prozent zugenommen
.Die konjunkturelle Dynamik war im Verlauf des Jahres 2013 erheblich hoher als im Jahr zuvor.

Fiir das Jahr 2014 geht die Bundesregierung in ihrer Jahresprojektion' vom 12. Februar 2014 von einer jah-
resdurchschnittlichen Zunahme des Bruttoinlandsprodukts von 1,8 Prozent aus (vgl. Schaubild 1 und Schau-
bild 2). Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem breit angelegten Aufschwung. Das Wirtschaftswachs-
tum in Deutschland liegt damit voraussichtlich abermals deutlich iiber dem Durchschnitt des Euroraums.

Schaubild 1

Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts in Deutschland (preisbereinigt)
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Quelle: Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts bis 3. Quartal 2013 Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen

9.  Das Wachstum in diesem Jahr wird rechnerisch ausschlieSlich von binnenwirtschaftlichen Kriften ge-
tragen. Eine zentrale Rolle fiir die binnenwirtschaftliche Dynamik spielt die gute Entwicklung des Arbeits-
markts, der auf einen weiteren Beschéftigungsrekord zusteuert. Die Erwerbstétigkeit steigt in diesem Jahr um
240 Tausend Personen auf nunmehr 42,1 Millionen. Die giinstigen Wachstums- und Gewinnaussichten der
Unternehmen lassen Beschéftigung und Lohne steigen. Dies fithrt zu merklichen Einkommenszuwéchsen fiir
die privaten Haushalte. Angesichts der gilinstigen Rahmenbedingungen weiten diese ihre Ausgaben fiir Kon-
sum und Wohnungsbau spiirbar aus.

Eine detaillierte Darstellung der gesamtwirtschaftlichen Projektion der Bundesregierung, die sich insbesondere am Code of Conduct fiir die
Stabilitdtsprogramme der Euro-Mitgliedstaaten orientiert, ist im Deutschen Stabilitdtsprogramm 2014 enthalten, das ebenfalls im April an
die Europdische Kommission iibermittelt wird. Die Frithjahrsprojektion der Bundesregierung wird voraussichtlich am 15. April veréffent-
licht.
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10. Zudem haben die Bruttoanlageinvestitionen im vergangenen Jahr die Trendwende geschafft. Sie diirften
in diesem Jahr mit real 3,5 Prozent kréftig expandieren und somit nicht nur den Kapitalstock und damit das
Wachstumspotenzial steigern, sondern auch eine wichtige Triebfeder fiir den Konjunkturaufschwung sein, der
damit auf einem breiteren Fundament steht. Positive Wachstumsimpulse werden auch von zusétzlichen 6ffent-
lichen Investitionen des Bundes zur Erweiterung und zum Erhalt der Infrastruktur ausgehen (vgl. Abschnitt
L.B).

11. Sofern im internationalen Umfeld keine gravierenden Stérungen auftreten, werden auch die deutschen
Exporte wieder anziehen. Die Aussichten dafiir haben sich durch die Beschliisse zur weiteren Liberalisierung
des Welthandels im Rahmen der Welthandelsorganisation vom Dezember des vergangenen Jahres verbessert.
Hohere Ausriistungsinvestitionen und zunehmende Exporte stimulieren aufgrund ihres hohen Importanteils
von tliber 40 Prozent zugleich auch die deutschen Einfuhren.

12. Die Importe werden in diesem Jahr stirker zunehmen als die Exporte. Der deutsche Leistungsbilanz-
iiberschuss wird dadurch reduziert (vgl. Abschnitt 1.0 und Schaubild 2). Steigende Importe sowie zunehmende
Auslandsinvestitionen deutscher Unternehmen in Europa tragen zur wirtschaftlichen Erholung in Europa bei.

13. Die gesamtwirtschaftliche Produktivitdt und die Gewinne der Unternehmen diirften sich in diesem Jahr
im Zuge des Aufschwungs erhohen. Inflationére Spannungen sind nicht zu erwarten. Die Lohnstiickkosten
werden moderat zunehmen. Angesichts der positiven Rahmenbedingungen ist mit einem Konjunkturauf-
schwung auf breiter Basis zu rechnen.

14. Als zentrale Annahme wurde fiir die Projektion u. a. unterstellt, dass der Finanzsektor stabil bleibt und
es insbesondere im Euroraum nicht zu negativen Entwicklungen kommt, in deren Folge die Verunsicherung
der Marktteilnehmer wieder markant steigt.

Schaubild 2

Ausgewiihlte Eckwerte der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland

Jahresprojektion
2012 2013 2014
Verdnderung gegeniiber Vorjahr in Prozent, soweit nicht anders angegeben

BIP (preisbereinigt) 0,7 0,4 1,8

Erwerbstatige (im Inland) 11 0,6 0,6

Arbeitslosenquote in Prozent (Abgrenzung der Bundesagentur fiir Arbeit)? 6,8 6,9 6,8
Verwendung des BIP preisbereinigt (real)

Private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck 08 0,9 1,4

Ausriistungen -4,0 -2,2 4,0

Bauten -1,4 -0,3 3,2

Inlandsnachfrage -0,3 0,7 2,0

Exporte 32 0,6 4,1

Importe 14 1,3 5,0

Aufenbeitrag (Impuls)? 0,9 -0,3 -0,1

Bruttolohne und -gehilter je Arbeitnehmer (nominal) 2,9 2,3 2,7

1 Bis 2013 vorldufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 2014;
2 Bezogen auf alle Erwerbspersonen;
3 Absolute Verinderung des Auflenbeitrags in Prozent des BIP des Vorjahres (= Beitrag zur Zuwachsrate des BIP).
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B. Vertiefte Analyse Deutschlands im Rahmen des Makro6konomischen Ungleichgewichte-
verfahrens

15. Durch das 2011 eingefiihrte Verfahren zur Vermeidung und Korrektur makrodkonomischer Ungleich-
gewichte (,,Macroeconomic Imbalance Procedure — kurz MIP) sollen wirtschaftliche Fehlentwicklungen, die
sich negativ auf das Funktionieren der Wirtschafts- und Wahrungsunion auswirken kénnen, frithzeitig aufge-
deckt und korrigiert werden. Die Bundesregierung misst dem Verfahren daher eine hohe Bedeutung zu und
unterstiitzt die Europdische Kommission bei der konsequenten Umsetzung des makrookonomischen
Ungleichgewichteverfahrens. Sie begriiit die vertieften Analysen der Europdischen Kommission als einen
Beitrag, um die Ursachen von Fehlentwicklungen der letzten Jahre zu identifizieren.

16. Die Europédische Kommission hat am 5. Mirz 2014 fiir die 17 Lénder, bei denen sie makro6konomische
Ungleichgewichte vermutet, die so genannten vertieften Landeranalysen (In-Depth-Reviews; IDR) verdffent-
licht. Fiir 14 Mitgliedstaaten stellt sie ein Ungleichgewicht fest. In drei der Mitgliedstaaten sind die Ungleich-
gewichte laut Kommission {ibermiBig, in drei weiteren hilt sie eine vertiefte Uberwachung fiir erforderlich.
Auch fiir Deutschland stellt sie Ungleichgewichte fest. Diese sind aber nach Auffassung der Kommission in
Deutschland nicht {ibermiBig oder Anlass fiir eine vertiefte Uberwachung.

17. In ihrer vertieften Analyse fiir Deutschland hat die Europdische Kommission insbesondere den deut-
schen Leistungsbilanziiberschuss untersucht. Er spiegele die hohe Wettbewerbsfahigkeit der deutschen Wirt-
schaft. Diese sei auch ein wichtiges ,,asset” der europédischen Wirtschaft. Demgegeniiber habe sich seit dem
Jahr 2000 die deutsche Binnennachfrage aus einer Vielzahl von Griinden schwach entwickelt. Als einziges
groBBes Land des Euroraums, das aktuell iiber hinreichende finanzielle Spielrdume verfiige, sei Deutschland
nun gefordert, das Wachstumspotenzial und die Binnennachfrage zu stiarken.

18. Ebenso wie die Kommission betrachtet auch die Bundesregierung die Wettbewerbsfahigkeit der deut-
schen Industrie als Stiitzpfeiler fiir den Euroraum. Die Bundesregierung hat das Ziel, national und auch auf
EU-Ebene die industrielle Basis wettbewerbsfihig zu halten und auszubauen. Zugleich will die Bundesregie-
rung die o6ffentliche und private Investitionstétigkeit stérken.

Zur Entwicklung der deutschen Leistungsbilanz

19. In Relation zum Bruttoinlandsprodukt ist der deutsche Leistungsbilanzsaldo von 2000 bis 2013 um iiber
neun Prozentpunkte gestiegen (vgl. Schaubild 3). In der quantitativen Betrachtung der Entwicklung des deut-
schen Leistungsbilanzsaldos stimmt die Bundesregierung mit den Ergebnissen der Kommission weitgehend
iiberein.

20. Ein Drittel dieses Zuwachses (2,9 Prozentpunkte) geht auf gestiegene Einkommen aus Auslandsenga-
gements zurlick. Deutsche Unternehmen haben seit den 90’er Jahren nicht zuletzt in den mittel- und osteuro-
paischen Partnerldndern investiert und dort fiir Wachstum und Beschiftigung gesorgt.”

21. Ein Viertel des Anstiegs (2,4 Prozentpunkte) entfallt auf den Riickgang des traditionell negativen Saldos
beim Handel mit Dienstleistungen. Deutsche Dienstleister sind effizienter geworden. Deutschland konnte
seine Nettoeinnahmen aus Lizenzen und Patenten deutlich steigern. Zudem ist Deutschland als Reiseziel at-
traktiver geworden.

2 Siehe auch: IWF (2013) — German —Central European Supply Chain-Cluster Report.
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Schaubild 3

Salden der Leistungsbilanz und ihrer Teilbilanzen in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt

10
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7 el cistungshilanz
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22. Den verbleibenden Teil der Erhdhung (3,9 Prozentpunkte) tragt die Handelsbilanz bei. Dabei ldsst sich
eine Verschiebung der deutschen Exporte weg vom Euroraum und hin zu den schnell wachsenden Schwellen-
landern beobachten: Wéhrend der Anteil der sog. BRICS-Lander an den deutschen Exporten von 2000 bis
2013 um rund 7,6 Prozentpunkte zunahm, ging der Anteil der Euroldnder um rund 8,7 Prozentpunkte zuriick
(vgl. Schaubild 4). Seit 2007 hat sich auch der Handelsbilanziiberschuss gegeniiber dem Euroraum von
4,8 Prozent auf 2,1 Prozent des BIP mehr als halbiert. Dies geht auch auf die seit 2007 um rund 11,7 Prozent

angestiegenen Importe aus dem Euroraum zuriick, die zur Reduktion der europidischen Ungleichgewichte
beitragen.
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Schaubild 4

Verinderung der regionalen Verteilung der deutschen Warenexporte
zwischen 2000 und 2013 (in Prozentpunkten)

Eurozone-17 EU28 Nordamerika  Osteuropaische BRICS
Nicht-Eurozone

23. In den néchsten Jahren ist ein deutlicher Riickgang des Leistungsbilanziiberschusses zu erwarten. In der
Jahresprojektion geht die Bundesregierung fiir 2014 von einem Anstieg der Binnennachfrage um 2,0 Prozent
aus. Als Wachstumsbeitrag der Binnennachfrage werden 1,9 Prozent erwarte:, wahrend der Wachstumsbeitrag
der Nettoexporte negativ ausfallen diirfte (vgl. Schaubild 5). Die Bundesregierung rechnet daher mit einem
Riickgang des Leistungsbilanzsaldos in den néchsten Jahren. Auch andere Institutionen, wie etwa die OECD
und die Europédische Kommission, erwarten bis 2015 einen deutlichen Riickgang des Leistungsbilanziiber-
schusses von derzeit 7,3 Prozent des BIP (OECD: 2014: 6,1 Prozent des BIP, 2015: 5,6 Prozent des BIP;
Kommission: 2014: 6,7 Prozent des BIP, 2015: 6,4 Prozent des BIP).

Schaubild 5

Beitrige zum BIP-Zuwachs in Deutschland
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Zu den moglichen Ursachen des Leistungsbilanziiberschusses

24. In ihrer vertieften Analyse diskutiert die Europdische Kommission mehrere potenzielle Ursachen fiir die
anhaltenden deutschen Leistungsbilanziiberschiisse. Haupttreiber der Entwicklung sei neben der hohen Wett-
bewerbsfihigkeit der deutschen Wirtschaft vor allem die schwache Entwicklung der Binnennachfrage. So
seien sowohl die Konsumausgaben als auch die Investitionen in Deutschland deutlich hinter der durchschnitt-
lichen Entwicklung im Euroraum zuriickgeblieben.

Wettbewerbsfihigkeit

25. Die Bundesregierung begriiit die Einschéitzung der Europdischen Kommission, wonach die Wettbe-
werbsfahigkeit der deutschen Unternehmen ein wichtiger Stiitzpfeiler fiir die europdische Wirtschaft ist. Vom
Erfolg der deutschen Unternehmen auf den Weltmérkten profitieren auch unsere européischen Handelspart-
ner. So ist auf der Grundlage von Daten des Statistischen Bundesamts der Importanteil deutscher Exporte mit
iiber 43 Prozent relativ hoch. 57,5 Prozent aller Importe stammen aus anderen EU-Mitgliedstaaten.

26. Bundesregierung und Kommission stimmen darin iiberein, dass die preisliche Wettbewerbsfahigkeit als
Erklirung fiir das Anwachsen der deutsche Handelsbilanz nur eine untergeordnete Rolle spielt.’ Eine Studie,
die der Sachverstindigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung verdffentlicht hat,
zeigt zudem, dass die Preiselastizitit deutscher Exporte vergleichsweise gering ist; deutsche Exporte reagieren
cher auf Anderungen der Weltnachfrage.”

27. Die Wettbewerbsfahigkeit der deutschen Wirtschaft hat sich vielmehr in erster Linie durch nicht-
preisliche Faktoren verbessert. Dazu zdhlen traditionelle Faktoren wie Qualitdt deutscher Investitionsgiiter
und Prasenz auf Wachstumsmarkten, aber auch zunehmende Serviceorientierung, Innovationskraft und Flexi-
bilitdt deutscher Unternehmen. So weist das Innovation Scoreboard der Europédischen Kommission Deutsch-
land als drittinnovativste Volkswirtschaft der EU aus. Deutsche Unternehmen haben im Jahr 2010 nach
Schweden die meisten Patente pro Kopf beim Européischen Patentamt angemeldet. Dieser Innovationsvor-
sprung erlaubt eine relative Unabhéngigkeit von Preis- und Wechselkursschwankungen sowie einen gewissen
Spielraum bei der Preispolitik.

Zuriickhaltende Entwicklung der Konsumausgaben in Deutschland

28. Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Europdischen Kommission, dass der im Vergleich zum
Euroraum unterdurchschnittliche Anstieg der Konsumausgaben auch durch die moderate Lohnentwicklung
seit dem Jahr 2000 bedingt ist. Allerdings war der Einfluss der Lohnmoderation in Deutschland auf die Leis-
tungsbilanziiberschiisse kommissionseigenen Studien zufolge in der Vergangenheit gering.” Diese war vor
dem Hintergrund der auBlerordentlich hohen Arbeitslosigkeit, der schwachen konjunkturellen Entwicklung
und der ungiinstigen Ertragslage der Unternechmen in den ersten Jahren des Betrachtungszeitraumes gerecht-
fertigt. Zudem blieben in Deutschland Ubertreibungseffekte aus, wie sie in anderen EU-Mitgliedstaaten mit
kreditgetriebenem Konsumwachstum und Blasenbildung zu beobachten waren. In den letzten Jahren weist
Deutschland im Vergleich zum Euroraum aber wieder eine giinstigere Lohnentwicklung auf. So ist der Win-
terprognose der Europdischen Kommission zufolge die Pro-Kopf-Entlohnung in den Jahren seit 2010 in
Deutschland jeweils stirker gestiegen als im Euroraum. Laut Kommission diirfte sich diese Entwicklung fort-
setzen. Auch die positive Beschéftigungsentwicklung in Deutschland ist eine Stiitze der Binnennachfrage.

29. Eine weitere Ursache der relativ schwachen Entwicklung der Konsumausgaben liegt in der erhShten
Ersparnis durch den demografischen Wandel. Auch die Europédische Kommission sieht in der fortschreitenden
Alterung Deutschlands — verbunden mit den MaBBnahmen zur Verbesserung der Nachhaltigkeit des deutschen
Rentensystems — einen Grund fiir die vergleichsweise hohe Ersparnis der privaten Haushalte in Deutschland.

Siehe auch: Europdische Kommission (2012): Current account surpluses in the EU.

Vgl. Sebastian Breuer and Jens Klose (2013) - Who gains from nominal devaluation? An empirical assessment of Euro-area exports and
imports.

Vgl. Europdische Kommission (2012): Current account surpluses in the EU; Vogel, Lukas; Kollmann, Robert; Ratto, Marco; Roeger,
Werner; In 't Veld, Jan (2013): Explaining the German trade surplus: An analysis with an estimated DSGE model, Beitrdge zur Jahrestagung
des Vereins fiir Socialpolitik 2013;



Drucksache 18/1107 —12- Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

Simulationen des ZEW (siche BMF-Monatsbericht September 2012) legen nahe, dass ab 2015 die gesamt-
wirtschaftliche Sparquote innerhalb von 30 Jahren um 10 Prozentpunkte zurickgehen wird. Insgesamt erwar-
tet das ZEW einen negativen Leistungsbilanzsaldo von rund 2 Prozent des BIP ab dem Jahr 2033. Der Sach-
verstindigenrat kommt in seiner Studie ,,Herausforderungen des demografischen Wandels* (Mai 2011) zu
einem dhnlichen Ergebnis. Danach entfallen derzeit 0,9 Prozentpunkte des Leistungsbilanziiberschusses auf
fundamentale demografische Faktoren. Im Laufe der Jahre geht der positive Saldo zuriick, bis er im Jahr 2035
negativ wird.

30. Die Kommission verweist in ihrer vertieften Analyse zudem auf den Einfluss der Ungleichheit auf die
Ersparnisbildung. Haushalte mit einem hoheren Einkommen weisen hohere Sparquoten auf. Steige die Ein-
kommensungleichheit, nehme somit die Ersparnisbildung bei sonst gleichen Rahmenbedingungen zu.

31. Der Kommission zufolge habe auch die verhaltene Preisentwicklung auf dem Immobilienmarkt eine
dampfende Auswirkung auf die Konsumausgaben gehabt. Aus Sicht der Bundesregierung sind steigende Im-
mobilienpreise allerdings kein anzustrebendes Ziel. Die moderate Entwicklung von Immobiliengreisen und
Mieten trigt vielmehr dazu bei, dass — gerade in Anbetracht des in Deutschland hohen Anteils von Mieter-
haushalten — vom verfiigbaren Einkommen der Haushalte mehr fiir sonstige Konsumausgaben zur Verfiigung
steht. Zudem trigt der in allen Preissegmenten funktionierende deutsche Mietmarkt zu einer hohen Arbeits-
mobilitit bei.

Zuritickhaltende Investitionen

32. Einen wesentlichen Faktor fiir den Leistungsbilanziiberschuss sieht die Kommission in den unterdurch-
schnittlichen Investitionen in Deutschland. Im internationalen Vergleich hat Deutschland tatséchlich ein rel a-
tiv geringes Investitionsniveau von 17 Prozent des BIP, wihrend der OECD-Durchschnitt bei 20 Prozent liegt.
Die Bruttoanlageinvestitionen haben sich in den letzten Jahren allerdings ginstiger entwickelt als im Durch-
schnitt des Euroraums (vgl. Schaubild 6).

Schaubild 6

Investitionsquoten im internationalen Vergleich
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Die deutsche Investitionsschwiche seit der Jahrtausendwende hat mehrere Ursachen:

33. Schwache Bauinvestitionen im Nachgang zum Wiedervereinigungsboom: Diese fielen zwischen 1995
und 2005 um 5 Prozentpunkte auf 9 Prozent des BIP und erholen sich seitdem nur langsam.

34. Die ungiinstige wirtschaftliche Lage in der ersten Hélfte des letzten Jahrzehnts, in der die hohe Arbeits-
losigkeit und die geringe Profitabilitit der Unternehmen die Investitionsnachfrage geschwéicht haben diirften.

35. Die Unsicherheit durch die globale Finanz- und Wirtschaftskrise sowie die Krise im Euroraum in den
letzten Jahren, die sich gerade fiir eine offene Volkswirtschaft wie Deutschland investitionshemmend aus-
wirkt.

36. Der Wegfall des Wechselkursrisikos, die Konvergenz der Zinsen im Euroraum sowie die niedrigeren
Inflationsraten in Deutschland im Vergleich zum Euroraum begiinstigten zudem eher Investitionen in den
anderen Euroldndern als in Deutschland. Die Kommission sah dies in ihrer oben genannten Studie (Current
account surpluses in the EU) als wesentliche Determinante fiir den Anstieg des Leistungsbilanzsaldos an:
durch die Euroeinfithrung haben sich die (Kredit-) Zinsen anderer Eurolédnder an das niedrigere deutsche Ni-
veau angendhert, wodurch die relativen Finanzierungskosten deutscher Unternehmen ggii. europdischen Wett-
bewerbern ungiinstiger wurden. In der Folge floss deutsches Kapital ins Ausland. In der aktuellen vertieften
Analyse der Kommission spielt dieser auch aus Sicht der Bundesregierung wichtige Einflussfaktor leider nur
eine untergeordnete Rolle.

37. Die Bundesregierung teilt hingegen die Einschitzung der Kommission, dass im Vorfeld der Finanzkrise
ein ,,under-pricing of risk® und die verzerrten Ratings strukturierter Finanzprodukte Anreize geschaffen ha-
ben, deutsche Ersparnisse im Ausland (US-Immobilienmarkt) anzulegen. Die Verluste durch die Finanzkrise
haben gezeigt, dass dieser Kapitalexport mit erheblichen Risiken verbunden war.

38. In den Jahren nach der Wiedervereinigung waren erhebliche staatliche Investitionen erforderlich, um die
ostdeutsche Infrastruktur zu modernisieren. Nach dem Auslaufen dieser Aufbaumafinahmen hat sich das Ni-
veau der 6ffentlichen Investitionen auf niedrigem Niveau verstetigt. Im Zuge der Haushaltskonsolidierung der
letzten Jahre gingen die staatlichen Investitionen in die Infrastruktur weiter zuriick. Die Bundesregierung teilt
die Einschitzung der Kommission, dass Investitionsbedarf besteht.

39. Die Kommission betont mehrfach das ausgeprigte Deleveraging der deutschen Unternehmen. Die zu-
riickhaltende Investitionstétigkeit der Unternehmen wurde in der Tat durch eine deutliche Riickfiihrung der
Unternehmensverschuldung bzw. durch einen Eigenkapitalaufbau begleitet. Dies verleiht insbesondere den
vielen kleinen und mittleren Unternehmen in Deutschland die Moglichkeit, Schwankungen der Weltwirtschaft
abzufedern und unabhéngig von moglichen Schwankungen der Kapitalmirkte langfristig zu investieren. So
hat die vergleichsweise starke Eigenkapitalposition vieler deutscher Unternehmen aus Sicht der Bundesregie-
rung dazu beigetragen, dass die deutsche Wirtschaft die Wirtschafts- und Finanzkrise relativ schnell {iberwin-
den konnte.

40. Angebotsseitige Hemmnisse bei der Unternehmensfinanzierung, die die schwache Investitionstétigkeit
der Unternehmen erkldren wiirden, sind dagegen nicht erkennbar. So zeigt die ifo-Kredithiirde (vgl. Schaubild
7) zwar fiir die erste Zeit der Erhebung ab dem Jahr 2003 gewisse Einschrankungen. Seitdem hat sich der
Kreditzugang fiir deutsche Unternehmen aber massiv verbessert. Die Finanzierungsbedingungen sind derzeit
ausgesprochen giinstig. Diese Einschétzung teilt auch die Kommission.
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Schaubild 7
Ifo-Kredithiirde
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Politische Herausforderungen

41. Deutschland ist eine offene Volkswirtschaft. Daher ist auch die Entwicklung der deutschen Leistungsbi-
lanz in erheblichem MaBle von Entwicklungen in anderen Léndern abhingig. So scheinen nach einer aktuellen
Studie® nahezu alle Lénder mit einem hohen Industrieanteil einen Leistungsbilanziiberschuss aufzuweisen.
Dies liegt nicht zuletzt an der in den letzten Jahren stark gestiegenen Nachfrage nach Industriegiitern in den
aufstrebenden Schwellenldndern. Dies findet in den von der Kommission verwendeten Modellrechnungen
offenbar keine Beriicksichtigung. Dadurch wird der Anteil des Leistungsbilanzsaldos, der als fundamental
nicht gerechtfertigt dargestellt wird, {iberzeichnet. Generell vermutet die Kommission hinter den Bestandtei-
len des Leistungsbilanzsaldos, die sie mit ihrem 6konometrischen Modell nicht erkldren kann, a priori eine
Fehlallokation. Diese Wertung wird von der Bundesregierung nicht geteilt.

42. Die Bundesregierung teilt dagegen das Anliegen der Europdischen Kommission, dass Deutschland die
binnenwirtschaftlichen Wachstumskréafte weiter stirkt. Der Koalitionsvertrag sieht hierzu eine Reihe von
MaBnahmen vor. Dazu z&hlt die Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir private Investitionen, die Einfiih-
rung eines gesetzlichen Mindestlohnes sowie die Erhohung der Investitionen im Bereich 6ffentliche Infra-
struktur — insbesondere im Verkehrsbereich, wo eine Erhohung der Verkehrsinvestitionen um 5 Milliarden
Euro vereinbart ist. Auflerdem sollen die Lander um 6 Milliarden Euro entlastet werden, um Investitionen in
Kinderbetreuung (z. B. Kinderkrippen und Kitas), Schulen und Hochschulen zu férdern.

43. Mit diesen oOffentlichen Investitionen vermeidet die Bundesregierung Substanzverzehr und Engpésse,
die das Wachstumspotenzial hemmen konnen. Weiter verbesserte Kinderbetreuungsmoglichkeiten werden
dazu beitragen, Frauen noch stérker in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Zugleich lassen die solide Finanzlage
der Unternehmen, giinstige Finanzierungsbedingungen sowie der erwartete Anstieg der Weltnachfrage eine
positive Entwicklung der privaten Investitionen in den kommenden Jahren erwarten.

Uber positive Nachfrageeffekte werden diese, auch von der Kommission angeregten, MaBnahmen dazu bei-
tragen, die Binnennachfrage und die Importnachfrage zu stirken und so tendenziell den Leistungs-
bilanziiberschuss zu reduzieren. Die genauen Auswirkungen auf die deutsche Leistungsbilanz lassen sich
allerdings nicht quantifizieren:

®  Michael Gromling — A supply-side explanation of current account imbalances, Intereconomics, No. 1, 2014.
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a.  Zusitzliche private und 6ffentliche Investitionen in Bildung & Forschung sowie in die Infrastruktur wer-
den die Wettbewerbsfahigkeit Deutschlands weiter steigern. Zudem werden sie einen Beitrag zu mehr
Binnennachfrage leisten.

b. Mit der Einfilhrung des Mindestlohnes und der Neuordnung der Zeitarbeit wird die Bundesregierung
einen angemessenen Mindestschutz iiberall in Deutschland sicherstellen. Die positive Entwicklung der
Lohne und Gehélter diirfte sich nach Einschédtzung der Bundesregierung in den kommenden Jahren fort-
setzen. Allerdings war der Einfluss der Lohnmoderation in Deutschland auf die Leistungsbilanziiber-
schiisse kommissionseigenen Studien zufolge in der Vergangenheit gering. Simulationen der Deutschen
Bundesbank zufolge diirfte folgerichtig ein Anstieg des Lohnniveaus in der Zukunft ebenfalls nur einen
geringen Einfluss auf den Leistungsbilanzsaldo haben (Bundesbank Monatsbericht Februar 2013).

c. Die Europiische Kommission hat in einer Studie’ gezeigt, dass die Wirkung von Reformen im Dienst-
leistungssektor auf die Handelsbilanz nicht eindeutig ist. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass eine
weitere Steigerung der Effizienz in der deutschen Wirtschaft und des deutschen Wachstumspotenzials im
Ergebnis zu einem weiteren Anstieg des Leistungsbilanzsaldos fiihrt.

d. Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Kommission, dass die Position des Staatshaushaltes ange-
messen ist und solide Staatsfinanzen zu begriiflen sind. Wachstumsfreundliche MaBinahmen mit Auswir-
kungen auf die 6ffentlichen Haushalte miissen daher — auch durch die Verpflichtungen des Stabilitéts-
und Wachstumspaktes und vor dem Hintergrund der weiterhin hohen Staatsverschuldung — im Haushalt
an anderer Stelle gegenfinanziert werden.

44. Zu den von der Kommission identifizierten politischen Herausforderungen nimmt die Bundesregierung
dariiber hinaus in den anderen Kapiteln des Nationalen Reformprogramms detailliert Stellung.

Fazit

45. Die vertiefte Analyse der Europdischen Kommission zeigt: die Ursachen des — sich langsam zuriickbil-
denden — Leistungsbilanziiberschusses sind vielfdltig und komplex. Dazu gehdrt unter anderem die hohe
Wettbewerbsfahigkeit der deutschen Wirtschaft wie auch das vergleichsweise niedrige Investitionsniveau.

46. Die Bundesregierung teilt die Einschitzung der Kommission, dass eine Stiarkung des Wachstumspoten-
zials in Deutschland erforderlich ist. Sie wird daher mit den im Koalitionsvertrag beschlossenen Maflnahmen
die staatlichen Investitionen und die binnenwirtschaftlichen Wachstumskréfte starken. Damit tragt Deutsch-
land auch zum Abbau der Ungleichgewichte in Europa bei.

7 Quarterly Report on the Euro Area, Volume 12 N° 4 (2013).
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Il. Umsetzung der landerspezifischen Empfehlungen des Rates der Europaischen Union fiir
Deutschland

47. Der Rat der Européischen Union hat auf seiner Tagung am 27./28. Juni 2013 neue lédnderspezifische
Empfehlungen fiir Deutschland fiir den Zeitraum 2013 bis 2014 verabschiedet. Grundlage hierfiir war insbe-
sondere die Bewertung der Reformanstrengungen der Mitgliedstaaten durch die Europdische Kommission im
Rahmen des Européischen Semesters 2013.

48. Die Bundesregierung hat sich stets fiir eine entschlossene Umsetzung der ldnderspezifischen Empfeh-
lungen eingesetzt. Eine rasche Umsetzung der landerspezifischen Empfehlungen auf nationaler Ebene ist —
neben der Realisierung von Vorhaben auf europdischer Ebene — auch eine zentrale Forderung im Rahmen des
im Juni 2012 vom Europiischen Rat beschlossenen Paktes fiir Wachstum und Beschéftigung.

49. Die Bundesregierung begriifit, dass die landerspezifischen Empfehlungen im vergangenen Jahr konkre-
ter geworden sind und nimmt die an Deutschland gerichteten Empfehlungen ernst. Diese betreffen die deut-
sche Finanzpolitik, den Arbeitsmarkt, die Energiepolitik und den Wettbewerb insbesondere im Dienstleis-
tungsbereich. Die Bundesregierung hat in allen angesprochenen Bereichen erhebliche Fortschritte erzielt,
wenn auch einzelne Empfehlungen einen langerfristigen Zeithorizont haben. Im Folgenden wird detailliert
iiber die Umsetzung der landerspezifischen Empfehlungen fiir 2013/2014 berichtet.

A. Offentliche Finanzen

,,»Der Rat der Europdischen Union empfiehlt, dass Deutschland im Zeitraum von 2013 bis 2014:

1. eine solide Haushaltsposition wie geplant beibehdlt, die die Einhaltung des mittelfristigen Haushaltsziels
wdhrend des Programmzeitraums sicherstellt; eine wachstumsfreundliche Finanzpolitik betreibt durch zu-
sdtzliche Anstrengungen zur Verbesserung der Kosteneffizienz der offentlichen Ausgaben im Gesundheitswe-
sen und in der Pflege, indem die Leistungserbringung besser integriert wird und Prédvention, Rehabilitation
und eigenstindige Lebensfiihrung stirker in den Mittelpunkt gestellt werden; die Effizienz des Steuersystems
verbessert, insbesondere durch Erweiterung der Mehrwertsteuerbemessungsgrundlage und Neubewertung
der Bemessungsgrundlage fiir die von den Gemeinden erhobene Grundsteuer, den vorhandenen Spielraum
nutzt, damit auf allen staatlichen Ebenen mehr und effizienter als bisher wachstumsfordernde Bildungs- und
Forschungsausgaben getitigt werden, die kohdrente Umsetzung der Schuldenbremse in allen Bundeslindern
abschliefft und dabei zeitnahe und sachdienliche Kontrollverfahren und Korrekturmechanismen sicher-
stellt;

Solide Haushaltspolitik fortfiihren

50. Deutschland setzt seinen erfolgreichen Kurs der wachstumsfreundlichen Konsolidierung fort (vgl.
deutsches Stabilititsprogramm 2014). Der Staat erreichte —nach einem anndhernd ausgeglichenen
Haushalt 2012 — 2013 einen gesamtstaatlichen Finanzierungssaldo von 0,0 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
(vgl. Schaubild 8). Damit wurde das mittelfristige Haushaltsziel eines maximal zulédssigen strukturellen
Defizits von 0,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts mit deutlichem Abstand eingehalten. Im laufenden Jahr
wird der Staatshaushalt erneut annihernd ausgeglichen sein und strukturell einen leichten Uberschuss erzie-
len. Alle auf nationaler, europdischer und internationaler Ebene eingegangenen haushaltspolitischen Ver-
pflichtungen — darunter auch die l&nderspezifischen Empfehlungen — werden so erfiillt.
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Schaubild 8

Ausgaben, Einnahmen und Maastricht-Finanzierungssaldo des Staates (in Prozent des BIP)
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51. Der Bundeshaushalt hat wesentlichen Anteil an der positiven Entwicklung der 6ffentlichen Finanzen
insgesamt. Der Bund hélt die Vorgaben der Schuldenbremse ein. Dariiber hinaus hat die Bundesregierung
dieses Jahr einen strukturell ausgeglichenen Bundeshaushalt aufgestellt und sich verpflichtet, ab dem kom-
menden Jahr einen Bundeshaushalt ohne Nettokreditaufnahme aufzustellen (vgl. Abschnitt IV.B und Tabelle I
Ifd. Nr. 1). Der Bund trigt damit wesentlich zur Absenkung der gesamtstaatlichen Schuldenstandquote auf
unter 70 Prozent des BIP bis Ende 2017 und auf unter 60 Prozent des BIP innerhalb von zehn Jahren bei.

52. Im Sinne einer nachhaltigen Finanzpolitik wird die Bundesregierung die Konsolidierung des Bundes-
haushalts so fortfithren, dass — iiber die Legislaturperiode gerechnet — das Wachstum der Ausgaben das
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts mdglichst nicht {ibersteigt. Die Bundesregierung wird auch im Rahmen
ihres Subventionsberichts stirker tiberpriifen, ob Mallnahmen nachhaltig sind. Die Reduzierung von Staatsde-
fizit, strukturellem Defizit und Schuldenstand sind auch in der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie als Ziele
verankert.

Schuldenbremse in den Bundesliindern umsetzen — Kontrollverfahren sicherstellen

53. Die im Jahr 2009 im Grundgesetz fiir Bund und Lander verankerte Schuldenbremse zielt — zusammen
mit den fiir Sozialversicherungen und Kommunen bestehenden Fiskalregeln — auf die Einhaltung des fiir
Deutschland geltenden mittelfristigen Haushaltsziels des praventiven Arms des Stabilitdts- und Wachstums-
pakts ab. Die im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse gilt unmittelbar auch fiir die Lander. Die Lander
diirfen danach ab dem Jahr 2020 keine Neuverschuldung mehr ausweisen. Falls ein Land keine wziteren Re-
gelungen zur Konjunkturbereinigung oder zu Ausnahmesituationen treffen sollte, wiirde ab 2020 ein aus-
nahmsloses Neuverschuldungsverbot gelten.

54. Zudem ist am 19. Juli 2013 das Fiskalvertragsumsetzungsgesetz in Kraft getreten (vgl. Tabelle I 1fd.
Nr.2). Damit wurde die im Fiskalvertrag festgelegte Obergrenze des strukturellen gesamtstaatlichen Finanzie-
rungsdefizits von 0,5 Prozent des nominalen Bruttoinlandsprodukts wie auch ein Verweis auf die entspre-
chenden Regelungen des Fiskalvertrags und des priaventiven Arms des Stabilitits- und Wachstumspakts im
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Haushaltsgrundsitzegesetz (HGrG) verankert. Somit wird die Einhaltung der Schuldenbremse auf allen staat-
lichen Ebenen weiter abgesichert.

55. Die Einhaltung der gesamtstaatlichen Defizitgrenze wird durch den Stabilititsrat iiberwacht. Dieser
wird dabei durch einen neu eingerichteten unabhéngigen Beirat unterstiitzt.

Kosteneffizienz der 6ffentlichen Ausgaben im Gesundheitswesen und in der Pflege verbessern

56. Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) sowie die Soziale Pflegeversicherung sind zu Beginn die-
ser Legislaturperiode finanziell solide aufgestellt. Es ist jedoch damit zu rechnen, dass die Ausgaben mittel-
fristig wieder iiber den Einnahmen liegen werden.

57. Ein zentraler Faktor fiir die Ausgabenentwicklung in der GKV ist die Arzneimittelversorgung. Um hier
den Ausgabenanstieg zu begrenzen, wurde das gesetzliche Preismoratorium fiir Arzneimittel ohne Festbetrag
bis zum 31. Dezember 2017 verlingert. Ab dem 1. April 2014 wurde durch das 14. SGB V-
Anderungsgesetzes zudem der Herstellerabschlag von 6 auf 7 Prozent fiir alle Arzneimittel mit Ausnahme der
patentfreien, wirkstoffgleichen Arzneimittel erhoht (vgl. Tabelle I 1fd. Nr. 3).

58. Zu einer hoheren Kosteneffizienz auf der Ausgabenseite werden die geplanten Mafinahmen der Bundes-
regierung zur stirkeren Qualitdtsorientierung der Versorgung beitragen (vgl. Tabelle I 1fd. Nr. 4). Damit soll
die Qualitdt der ambulanten und insbesondere der stationdren Versorgung verbessert werden. Dies fiihrt mit-
tel- bis langfristig zu einer wirtschaftlicheren Verwendung der Mittel, da eine bessere Behandlung im Kran-
kenhaus beispielsweise mit weniger Komplikationen und Wiedereinweisungen — und damit weniger Folge-
ausgaben — verbunden ist.

59. Ferner sollen durch einen effizienten Wettbewerb und mehr Vertragsfreiheit die Qualitédt und die Wirt-
schaftlichkeit der Versorgung gestdrkt werden. So werden die rechtlichen Rahmenbedingungen zur Vereinba-
rung von selektiven Vertridgen zwischen Krankenkassen und Leistungserbringern (insb. in Bezug auf inte-
grierte Versorgungsformen, die z. B. ambulante und stationdre Leistungen umfassen) angeglichen und beste-
hende Hemmnisse beseitigt. Uberdies erhalten die Krankenkassen die Mdglichkeit, Qualitéitsvertrige mit ein-
zelnen Krankenhdusern abzuschliefen.

60. Mit einer funktionierenden Priavention kénnen unnétige Gesundheitsausgaben vermieden werden. Vor-
gesehen ist, noch in diesem Jahr unter Einbeziehung aller Sozialversicherungstrager ein Priaventionsgesetz zu
verabschieden (vgl. Tabelle I Ifd. Nr. 5). Damit sollen Prévention und Gesundheitsforderung insbesondere in
Lebenswelten wie Kita, Schule und Pflegeheim sowie die betriebliche Gesundheitsforderung gestarkt werden.

61. In der Pflege kann die Kosteneffizienz der Ausgaben insbesondere durch die Stirkung der ambulanten
Versorgung von Pflegebediirftigen gestirkt werden. Infolge des zum 1. Januar 2013 in Kraft getretenen Ge-
setzes zur Neuausrichtung der Pflegeversicherung erhalten mehr als ein Drittel aller ambulant versorgten
Pflegebediirftigen — insbesondere auch Demenzkranke - bessere Leistungen als vor der Reform. Diese MaB-
nahmen werden weiter ausgebaut. Zeitnah wird die Bundesregierung mit den fachlichen Vorarbeiten fiir die
geplante Einfithrung eines neuen Pflegebediirftigkeitsbegriffs beginnen. Besonders éltere und in ihrer Mobili-
tit eingeschrinkte Menschen bendtigen eine barrierefreie oder barrierereduzierte Wohnumgebung, um mdog-
lichst lange selbstbestimmt leben zu kdnnen. Um das Angebot an altersgerechtem Wohnraum auszuweiten
und Investitionsanreize zu setzen, sind im Koalitionsvertrag verschiedene MaBBnahmen vorgesehen.

62. FEine wirtschaftliche und qualitativ hochwertige gesundheitliche und pflegerische Versorgung erfordert
dariiber hinaus ausreichendes und motiviertes Personal. Ziel der Bundesregierung ist es daher, die Pflegeberu-
fe aufzuwerten und insbesondere die Ausbildung zu modernisieren und attraktiver zu machen (vgl. Tabelle I
Ifd. Nr. 6, 7 und 8).

63. Weitere MalBlnahmen der Bundesregierung im Bereich Gesundheitswesen und Pflege beschreibt der
deutsche Nationale Sozialbericht (NSB) 2014.

Effizienz des Steuersystems verbessern

64. Deutschland hat ein insgesamt zeitgeméBes und wettbewerbsfahiges Steuerrecht. Die Bundesregierung
setzt unter dem Aspekt der Steigerung der Effizienz des Steuersystems folgende Handlungsschwerpunkte:
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Zum einen weitere Schritte im Prozess der Steuervereinfachung zu gehen und zum anderen Steuerhinterzie-
hung zu bekdmpfen und Steuervermeidung einzuddmmen. So bleibt die Steuervereinfachung eine Dauerauf-
gabe. Hierfiir sollen insbesondere die technischen Moglichkeiten der modernen Datenverarbeitung besser
genutzt werden. Zudem wird bei der Weiterentwicklung des Steuerrechts der Fokus darauf gelegt, die beson-
deren Belange von kleinen und mittleren Unternehmen zu beriicksichtigen. So will die Bundesregierung z. B.
die Thesaurierungsregelungen fiir Einzelunternehmen priifen, um insbesondere fiir mittelstindische Unter-
nehmen Anreize zu setzen, ihre Eigenkapitalausstattung zu verbessern. Auch strebt die Bundesregierung die
Weiterentwicklung des Steuerverfahrensrechts in Richtung eines Selbstveranlagungsverfahrens an, beginnend
mit der Korperschaftssteuer.

65. Zu einem effizienten Steuersystem gehdrt weiterhin, dass sich niemand auf Kosten der Allgemeinheit
seiner Steuerpflicht entziehen kann (vgl. Tabelle I 1fd. Nr. 9). Deshalb will die Bundesregierung Steuerflucht
und Steuervermeidung einddmmen. Die Bundesregierung arbeitet hierzu mit ihren européischen und internati-
onalen Partnern in der OECD-Initiative Base Erosion and Profit Shifting (BEPS) zusammen. Soweit sich die
Ziele im Rahmen der G20/OECD-BEPS-Initiative nicht realisieren lassen, wird die Bundesregierung nationale
MaBnahmen ergreifen. Zugleich unterstiitzt sie die Entwicklung des globalen Standards zum automatischen
Informationsaustausch tiber Finanzkonten.

66. Mit Blick auf die ermiBigten Mehrwertsteuersétze erwartet die Bundesregierung den fiir 2014 in Aus-
sicht gestellten Richtlinienvorschlag der Europédischen Kommission. Es besteht Einvernehmen iiber die Not-
wendigkeit der Reform der Grundsteuer. Hauptanliegen der Reform ist die Schaffung einer zeitgemafien Be-
messungsgrundlage. Der Bund wird die Bemiihungen der Lander weiterhin unterstiitzen, die Grundsteuer
unter Beibehaltung des Hebesatzrechtes fiir Kommunen zeitnah zu reformieren. Dies setzt voraus, dass die
Lander nach Abschluss der laufenden Priifprozesse rasch zu einer gemeinsamen Position kommen. Ziel der
Reform sollte sein, die Grundsteuer als verldssliche kommunale Einnahmequelle zu erhalten, d.h. das Auf-
kommen zu sichern und Rechtssicherheit herzustellen.

Wachstumsfordernde Bildungs- und Forschungsausgaben steigern

67. Bund und Léander legen bei ihrer Haushaltspolitik einen Schwerpunkt auf wachstumsfordernde Ausga-
ben fiir Bildung und Forschung. Diese Ausgaben werden im Bundeshaushalt bewusst von der Konsolidierung
ausgenommen. Ziel ist es, diejenigen Bereiche zu stirken, die Innovationen und damit kiinftiges Wachstum
schaffen, aber auch den Menschen bessere Teilhabemdoglichkeiten und Entwicklungschancen zu ermoglichen.

Der Anteil der Bildungs- und Forschungsausgaben des 6ffentlichen und privaten Sektors am Bruttoinlands-
produkt lag 2011 bei 9,3 Prozent. Damit ist Deutschland nicht weit entfernt vom national gesetzten Ziel, 10
Prozent des Bruttoinlandsprodukts in Bildung und Forschung zu investieren (vgl. Kasten 2). Die Gesamtaus-
gaben von oOffentlichem und privatem Sektor fiir Forschung und Entwicklung sind in den letzten Jahren ge-
stiegen (vgl. Schaubild 9). Sie erreichten im Jahr 2012 rund 3 Prozent des Bruttoinlandsproduktes. Die Bun-
desregierung setzt sich dafiir ein, dass auch in Zukunft dieses Niveau an Forschungsausgaben gehalten wird.

68. Der Schwerpunkt der Verantwortlichkeiten und der Ausgaben fiir den Bereich Bildung liegt im fodera-
len deutschen Staatsaufbau bei den Lindern. Im Jahr 2013 betrugen die geplanten Bildungsausgaben auf Lin-
derebene 84 Milliarden Euro und die auf kommunaler Ebene fast 25 Milliarden Euro. Die Bildungsausgaben
des Bundes lagen voraussichtlich bei 8 Milliarden Euro.

69. Die Ausgaben des Bundes fiir Wissenschaft, Forschung und Entwicklung sind gestiegen und betrugen
2013 rund 19 Milliarden Euro (nach fast 18 Milliarden Euro 2012 und 16 Milliarden Euro 2011). Insbesonde-
re die Ausgaben des Bundes fiir den Hochschulbereich wurden in den letzten Jahren kontinuierlich gesteigert;
2013 sahen die Haushaltsansétze rund 5 Milliarden Euro vor. Bildung und Forschung werden auch im Bun-
deshaushalt 2014 und in der Finanzplanung des Bundes bis 2018 als politischer Schwerpunkt erkennbar wer-
den

70. Die Lander und Gemeinden stehen vor groen Herausforderungen bei der Finanzierung von Kinder-
krippen, Kitas, Schulen und Hochschulen. Damit sie diese Aufgaben besser bewiltigen konnen, werden die
Lénder in der laufenden Legislaturperiode in Hohe von sechs Milliarden Euro entlastet. Sollten die veran-
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schlagten Mittel flir die Kinderbetreuung fiir den Aufwuchs nicht ausreichen, werden sie entsprechend des
erkennbaren Bedarfs aufgestockt.

71. Bund und Léander finanzieren auleruniversitire Forschungseinrichtungen, den Hochschulpakt, den Pakt
fiir Forschung und Innovation und die Exzellenzinitiative weiter. Den Aufwuchs fiir die auBleruniversitére
Forschung finanziert der Bund in Zukunft allein. Dazu stehen in dieser Legislaturperiode zusétzlich drei Mil-
liarden Euro zur Verfligung.

72.  Weitere Ausfithrungen zur Verwendung der Mittel fiir Bildung und Forschung enthalten die Abschnitte
II1.B und II1.D.

B. Arbeitsmarkt und Erwerbsbeteiligung

,»Der Rat der Europdischen Union empfiehlt, dass Deutschland im Zeitraum von 2013 bis 2014

Bedingungen fiir ein die Binnennachfrage stiitzendes Lohnwachstum aufrechterhdlt; zu diesem Zweck die
hohe Steuer-und Abgabenbelastung, insbesondere fiir Geringverdiener, senkt und das Bildungsniveau be-
nachteiligter Menschen anhebt; geeignete Aktivierungs- und Integrationsmafsnahmen insbesondere fiir
Langzeitarbeitslose aufrechterhdlt; die Umwandlung von atypischen Beschdftigungsverhdltnissen wie Mini-
jobs in nachhaltigere Beschdftigungsformen erleichtert; Mafinahmen ergreift, um die Arbeitsanreize und die
Vermittelbarkeit von Arbeitnehmern, insbesondere fiir Zweitverdiener und Geringqualifizierte, zu verbes-
sern, auch um deren Einkommen zu steigern, zu diesem Zweck Fehlanreize fiir Zweitverdiener abschafft und
die Verfiigbarkeit der Ganztagskindertagesstdtten und -schulen weiter erhéht;

Bedingungen fiir ein die Binnennachfrage stiitzendes Lohnwachstum

73. Eine zentrale Rolle fiir die binnenwirtschaftliche Dynamik spielt die gute Entwicklung des Arbeits-
markts, der auf einen weiteren Beschéftigungsrekord zusteuert (vgl. Tz. 9). Die Bruttolohne und -gehilter je
Arbeitnehmer sind im Jahr 2013 um 2,3 Prozent gestiegen. Im Jahr 2014 rechnet die Bundesregierung mit
einem Zuwachs von 2,7 Prozent.

74. Gute Arbeit muss sich einerseits lohnen und existenzsichernd sein. Andererseits miissen Produktivitit
und Lohnhdhe in einem Zusammenhang stehen, damit sozialversicherungspflichtige Beschiftigung erhalten
bleibt. Diese Balance stellen in Deutschland traditionell die Sozialpartner iiber Tarifvertrdge her. Sinkende
Tarifbindung hat jedoch zunehmend zu weillen Flecken in der Tariflandschaft gefiihrt. Mit einem allgemein
verbindlichen gesetzlichen Mindestlohn soll ein angemessener Mindestschutz iiberall in Deutschland sicher-
gestellt werden (vgl. Tabelle I Ifd. Nr. 10, 11 und 12). Die Bundesregierung wird die Ausgestaltung des Min-
destlohns so vornehmen, dass moglichst keine Arbeitspldtze verloren gehen. Ein Mindestlohn stirkt zudem
eine breit angelegte Konsumnachfrage.

Steuer- und Abgabenlast insb. fiir Geringverdiener senken

75.  Mit dem Gesetz zum Abbau der kalten Progression erfolgten Entlastungen bei der Einkommensteuer.
Der Grundfreibetrag wurde — auf Grundlage des Neunten Existenzminimumberichts der Bundesregierung — an
das gestiegene Existenzminimum angeglichen. Dies senkt die Steuerlast auch fiir Geringverdiener. Nach einer
ersten Anhebung des Grundfreibetrags zum 1. Januar 2013 wurde dieser zum 1. Januar 2014 um 224 Euro
erneut erhoht. Der Eingangssteuersatz wurde zugleich konstant auf 14 Prozent gehalten (vgl. Tabelle I 1fd. Nr.
13). Dariiber hinaus wird die Bundesregierung die Wirkung der kalten Progression iiberpriifen und dem Deut-
schen Bundestag Ende 2014 einen Bericht zur Entwicklung der kalten Progression bei der Einkommensteuer
vorlegen.

76. Die Bundesregierung beriicksichtigt die Situation von Geringverdienern auch bei den Sozialabgaben, da
die Krankenkassen den kassenindividuellen Zusatzbeitrag zukiinftig als prozentualen Satz vom beitrags-
pflichtigen Einkommen erheben werden.
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Bildungsniveau benachteiligter Menschen anheben

77. Der Staat hat die Aufgabe, fiir Chancengleichheit unabhingig von der sozialen Herkunft und fiir eine
grofftmogliche Breite der Aufstiegsmoglichkeiten zu sorgen. Die Bundesregierung und die Lander verbessern
deshalb die Durchldssigkeit im Bildungssystem (vgl. Tabelle I Ifd. Nr.14, 15, 16 und 17). Mit der Qualifizie-
rungsinitiative fiir Deutschland haben die Bundesregierung und die Lénder 2008 ein umfassendes Programm
beschlossen, das die Bildung und Ausbildung in Deutschland mit konkreten MaBnahmen in zentralen Hand-
lungsfeldern des gesamten Bildungssystems stirkt (vgl. Tz. 134 und NRP 2013 Tz. 100). Zur weiteren Redu-
zierung der Quote der Schiilerinnen und Schiiler ohne Schulabschluss wird u. a. die von den Léndern verein-
barte Forderstrategie fiir leistungsschwéchere Schiilerinnen und Schiiler weitergefiihrt (vgl. NRP 2013 Tz.
51). Durch die Nationale Strategie fiir Alphabetisierung und Grundbildung Erwachsener in Deutschland von
Bund und Lander werden, Menschen, die nicht oder nur unzureichend lesen, schreiben und rechnen kénnen,
besser zur beruflichen, sozialen und 6konomischen Teilhabe befdhigt (vgl. auch NRP 2012 Tz. 71). Zudem
unterstiitzt die Bundesregierung die Lander finanziell bei der Verbesserung und Ausweitung von Bildungsan-
geboten (vgl. Tz. 70).

Aktivierungs- und Integrationsmafinahmen insb. fiir Langzeitarbeitslose aufrechterhalten und Arbeits-
anreize und Vermittelbarkeit verbessern

78. Die Bundesregierung und die Lénder wollen den erfolgreichen Ausbildungs- und Berufseinstieg fiir
junge Menschen mit besonderem Forderbedarf gezielt durch Berufseinstiegsbegleitung erleichtern und den
priaventiven Ansatz in der Beratung und Berufsorientierung stirken (vgl. NRP 2013 Tz. 48 und Tabelle I 1fd.
Nr. 18, 19, 20, 21, 22, 23 und 24). Ein Berufsabschluss kann iiber die berufliche Weiterbildungsforderung
nachgeholt werden (vgl. Tabelle I 1fd. Nr. 25). Die Bundesregierung ist gemeinsam mit den Sozialpartnern
und Liandern bestrebt, den ,,Nationalen Pakt fiir Ausbildung und Fachkriftenachwuchs®“ zu einer Allianz fiir
Aus- und Weiterbildung weiterzuentwickeln. Die Bundesregierung und die Lander werden auBBerdem die In-
tegration von Migrantinnen und Migranten in den Arbeitsmarkt weiter fordern (vgl. Tabelle I Ifd. Nr. 26 und
27). Fiir Geringqualifizierte und Langzeitarbeitslose sollen neue Chancen erschlossen werden (vgl. Tabelle 1
Ifd. Nr. 28, 29, 30 und 31). Die Arbeitsforderung soll zudem stérker an den Bediirfnissen der Frauen und ihren
hiufig unterbrochenen Erwerbsbiografien ausgerichtet und der Wiedereinstieg in existenzsichernde und so-
zialversicherungspflichtige Beschiftigung gefordert werden (vgl. Tabelle I 1fd. Nr. 32 und 33). Dariiber hin-
aus soll die Beschiftigungsfahigkeit durch lebenslanges Lernen gestirkt werden.

79. Deutschland hat die niedrigste Jugenderwerbslosenquote innerhalb der EU (Deutschland 7,4 Prozent,
EU28: 23,2 Prozent; jeweils im Dezember 2013, EUROSTAT-Daten). Zudem wird Deutschland die verein-
barte Europédische Jugendgarantie rasch umsetzen. In enger Abstimmung mit den Sozialpartnern, Verbanden,
Landern, Kommunen und der Bundesagentur fiir Arbeit soll bis April 2014 ein nationaler Implementierungs-
plan vorgelegt werden. Schon jetzt gibt es ein umfassendes Beratungs- und Fordersystem zur Integration in
den Arbeits- und Ausbildungsmarkt fiir Schulabgénger und arbeitslose Jugendliche. Die Bundesregierung
verfolgt zudem das Ziel, eine koordinierte Zusammenarbeit, wie sie in den ,,Arbeitsbiindnissen Jugend und
Beruf™ oder ,,Jugendberufsagenturen® stattfindet, in die Flache zu bringen, um auf diese Weise Forderleistun-
gen nach den Sozialgesetzbiichern II, III und VIII fiir unter 25-Jahrige zu biindeln. Vor allem das Duale Aus-
bildungssystem sorgt in Deutschland fiir einen breiten Zugang zu beruflicher Bildung und leistet so einen
erheblichen Beitrag zur vergleichsweise geringen Jugendarbeitslosigkeit.

Umwandlung von atypischen Beschiftigungsverhiltnissen in nachhaltigere Beschiftigungsformen er-
leichtern

80.  Deutschland hat auf dem Arbeitsmarkt erhebliche Fortschritte gemacht. Die Langzeitarbeitslosigkeit ist
gesunken, die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschiftigten ist spiirbar gestiegen. Diese — gerade auch
im internationalen Vergleich — gute Entwicklung bei der Beschéftigung in Deutschland unterstreicht die Be-
deutung eines offenen und funktionsféahigen Arbeitsmarktes, einer starken Sozialpartnerschaft und der Tarif-
autonomie als Grundpfeiler der Sozialen Marktwirtschaft. Der Arbeitsmarkt ist derzeit aufnahmefihig wie
selten zuvor und eréffnet Chancen fiir Menschen, die bisher noch nicht an dieser positiven Entwicklung teil-
haben konnten. Die Bundesregierung korrigiert durch eine neue Ordnung auf dem Arbeitsmarkt soziale Ver-
werfungen, die durch den Strukturwandel der Arbeit, aber auch durch den teilweisen Missbrauch von Instru-
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menten wie der Arbeitnehmeriiberlassung oder durch Werkvertragsgestaltungen entstanden sind. Die Bundes-
regierung wird die Arbeitnehmeriiberlassung auf ihre Kernfunktionen hin orientieren. Dazu wird im Arbeit-
nehmeriiberlassungsgesetz eine Uberlassungshdchstdauer von 18 Monaten festgelegt. Zeitarbeitnehmerinnen
und Zeitarbeitnehmer werden kiinftig mit den Stammarbeitnehmern hinsichtlich des Arbeitsentgelts spitestens
nach 9 Monaten gleichgestellt.

81. Die Bundesregierung wird zudem die Ubergiinge aus geringfiigiger in regulire sozialversicherungs-
pflichtige Beschéftigung erleichtern. Geringfiigig Beschéftigte sollen besser liber ihre Rechte informiert wer-
den.

82.  Die Bundesregierung wird das Teilzeitrecht weiterentwickeln. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
die z. B. aus familidren Griinden eine Teilzeitbeschiftigung ausiiben, sollen wieder zu ihrer fritheren Arbeits-
zeit zuriickkehren konnen. Hierzu wird ein Anspruch auf befristete Teilzeitarbeit (Riickkehrrecht) geschaffen.

Fehlanreize fiir Zweitverdiener abschaffen und Verfiigbarkeit von Ganztagskindertagesstitten und -
schulen weiter erh6hen

83. Die Bundesregierung setzt sich fiir die Vereinbarkeit von Familie und Beruf fiir Miitter und Viter sowie
fiir familienfreundliche Arbeitsbedingungen ein (vgl. Tabelle I 1fd. Nr. 34). Dariiber hinaus wird die Bundes-
regierung das Faktorverfahren vereinfachen und dadurch seine Akzeptanz stirken (vgl. auch NRP 2013 Tz.
53).

84. Qualitativ hochwertige Betreuungsmdglichkeiten erdffnen bessere Moglichkeiten, Familie und Beruf zu
vereinbaren. Dies trigt dazu bei, die Fachkriftebasis zu sichern. Die Bundesregierung wird deshalb die Lén-
der weiterhin darin unterstiitzen, die Qualitdt der Kindertagesbetreuung weiter voranzutreiben und die Ganz-
tagsbetreuung in Kindertageseinrichtungen schrittweise auszubauen (vgl. Tz. 70).

85. Bund und Lénder investieren in den Ausbau der Kinderbetreuung sowie die Verbesserung der Be-
treuungsqualitdt (Tabelle I 1fd. Nr. 35 und 36). Mit der Einfiihrung eines Rechtsanspruchs auf frithkindliche
Forderung fiir alle Kinder ab dem vollendeten ersten Lebensjahr zum 1. August 2013 hat der Bund einen Mei-
lenstein fiir eine bedarfsgerechte Kindertagesbetreuung gesetzt. Der massive Anstieg der Betreuungsplétze fiir
Kinder unter drei Jahren (U3) ist maB3geblich auf die finanzielle Férderung des Bundes und die Ausbaubemii-
hungen der Lander zuriickzufiihren. So stehen den Bundesldndern bis 2014 insgesamt 5,4 Milliarden Euro
Bundesmittel fiir den U3-Ausbau zur Verfiigung, davon allein rund 2,7 Milliarden Euro als Investitionszu-
schiisse. Die Lénder setzen ergénzend dazu eigene Mittel fiir den Ausbau ein. Ab dem Jahr 2015 wird der
Bundesanteil an den Betriebskosten jéhrlich 845 Millionen Euro betragen (vgl. Tabelle I Ifd. Nr. 37). Weitere
Entlastungen der Lénder werden in der laufenden Legislaturperiode realisiert (vgl. Tz. 42 und 70)

86. Die Lander unternehmen erhebliche Anstrengungen, um den Ausbau und die qualitative Weiterentwick-
lung von Ganztagsangeboten an Schulen voranzutreiben (vgl Tabelle I 1fd. Nr. 38). Der Ganztagsschulanteil
an allen Schulen belief sich 2012 auf 62,9 Prozent. Bei der Zahl der Schiilerinnen und Schiiler im Ganztagsbe-
trieb war von 2007 bis 2012 ein Anstieg von 1,7 Millionen auf 2,4 Millionen zu verzeichnen.

C. Energie

., Der Rat der Europdischen Union empfiehlt, dass Deutschland im Zeitraum von 2013 bis 2014

die Koordinierung seiner Energiepolitik mit den Nachbarlindern verbessert und die gesamtwirtschaftlichen
Kosten des Umbaus des Energiesystems so gering wie moglich hdlt, insbesondere durch weitere Uberprii-
fung der Kosteneffizienz der energiepolitischen Instrumente zur Erreichung der Ziele bei den erneuerbaren
Energien und durch Fortsetzung der Anstrengungen, den Ausbau der nationalen und grenziiberschreitenden
Strom- und Gasnetze zu beschleunigen, *

87. Leitschnur der Energiepolitik ist das ,,energiepolitische Dreieck™ aus den gleichrangigen Zielen Klima-
und Umweltvertrdglichkeit, Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit.
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Gesamtwirtschaftliche Kosten der Energiewende so gering wie moglich halten

88. Bei der weiteren Umsetzung der Energiewende miissen Kosteneffizienz und Wirtschaftlichkeit des Ge-
samtsystems stirker beachtet werden. Dies ist notwendig, damit Unternechmen in Deutschland auch kiinftig
international wettbewerbsfdhig produzieren und private Haushalte Energie kostengiinstig nutzen kénnen.

89. Um die Kosten der Energiewende so gering wie moglich zu halten, wird die Bundesregierung insbeson-
dere das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) reformieren. Auch der Steigerung der Energieeffizienz kommt
eine zentrale Bedeutung zu (vgl. Abschnitt III.C.). Ausschlaggebend fiir die gesamtwirtschaftlichen Kosten
sind zudem das Zusammenspiel zwischen erneuerbaren Energien, konventionellen Kraftwerken, der Nachfra-
ge, dem Netzausbau sowie mittel- und langfristig auch Speichern.

Kosteneffizienz beim Ausbau der erneuerbaren Energien steigern

90. Der Grundsatz der Bundesregierung lautet: Die Forderung der erneuerbaren Energien soll ihrer Markt-
einfiihrung dienen. Durch die Novelle des EEG sollen der Anteil erneuerbarer Energien an der Stromversor-
gung bis 2025 auf 40 bis 45 Prozent und bis 2035 auf 55 bis 60 Prozent steigen und dabei Bezahlbarkeit und
Versorgungssicherheit fiir die Biirger und die Wirtschaft sichergestellt werden. Die bisherige Kostendynamik
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) soll durchbrochen und die Steigerung der Stromkosten fiir Strom-
verbraucher begrenzt werden. Zur Umsetzung dieser Ziele wird die Bundesregierung bis Ostern 2014 einen
Vorschlag fiir eine grundlegende Reform des EEG vorlegen. Die Bundesregierung hat hierfiir bereits Eck-
punkte verabschiedet (vgl. Kasten 1). Beim Ausbau der erneuerbaren Energien konzentriert sich die Bundes-
regierung auf die kostengiinstigsten Technologien: Wind onshore und Photovoltaik.

Kasten 1: Kernpunkte der EEG-Reform
e Der Ausbaukorridor fiir erneuerbare Energien wird im Gesetz verbindlich festgelegt.
¢ Die Instrumente zur wirksamen Steuerung des Ausbaus werden technologiespezifisch ausgestaltet.

e Die erncuerbaren Energien werden so ausgebaut, dass die Ausbauziele erreicht und die Kosten begrenzt
werden. Der Ausbau der erneuerbaren Energien wird auf die kostengiinstigen Technologien konzen-
triert.

e Bestehende Uberforderungen werden abgebaut, Boni gestrichen und die Férderung durchgehend degres-
siv ausgestaltet.

e Spitestens 2017 soll die Forderhdhe iiber Ausschreibungen ermittelt werden. Zur besseren Marktinteg-
ration der erneuerbaren Energien wird eine verpflichtende Direktvermarktung eingefiihrt.

e Alle Stromverbraucher werden angemessen an den Kosten beteiligt, dabei diirfen die internationale
Wettbewerbsfahigkeit der stromintensiven Industrie sowie die intermodale Wettbewerbsféhigkeit der
Schienenverkehrsunternechmen nicht gefahrdet werden.

e Die Reform des EEG wird europarechtskonform ausgestaltet.

e Das EEG wird deutlich vereinfacht.

91. Da die EEG-Umlage auf absehbare Zeit nicht deutlich sinken wird, ist die Besondere Ausgleichsrege-
lung, d.h. die Begrenzung der EEG-Umlage fiir stromintensive Unternehmen des produzierenden Gewerbes,
auch weiterhin von herausragender und strukturbestimmender Bedeutung, um Innovations- und Investitions-
potenziale der produzierenden Wirtschaft und hochwertige Beschéftigung in Deutschland zu erhalten. Dabei
sind auch die engen Lieferbezichungen der stromintensiven Unternehmen zu den nachgelagerten Industrie-
branchen zu beriicksichtigen. Die Bundesregierung wird die Ausnahmen anhand objektiver und transparenter
Kriterien ebenso wie auch den angemessenen Kostenbeitrag der privilegierten Unternehmen iiberpriifen und
die Regelung europarechtskonform weiterentwickeln. Eigenstromerzeuger sollen im Zuge der EEG-Reform
ausgewogen an der EEG-Umlage beteiligt werden.
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92. Die Bundesregierung setzt sich dafiir ein, die Férderung der erneuerbaren Energien in Deutschland in
den europdischen Binnenmarkt zu integrieren. Dafiir wird das EEG europarechtskonform weiterentwickelt.
Gleichzeitig wird sie sich dafiir einsetzen, dass die EU-Rahmenbedingungen und die Beihilferegelungen den
Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutschland auch weiterhin unterstiitzen. Ungeachtet dessen geht die
Bundesregierung weiterhin davon aus, dass das EEG keine Beihilfe darstellt.

Ausbau der Strom- und Gasnetze beschleunigen

93. Die Bundesregierung wird den ziigigen Ausbau der Strom- und Gasnetze weiter vorantreiben (vgl. Ta-
belle I Ifd. Nr. 39, 40 und 41). Um den Ausbau von Netzen und erneuerbaren Energien besser zu verzahnen,
soll der gesetzlich festgelegte Ausbaupfad fiir die erneuerbaren Energien Basis des Netzausbaus sein. Zentra-
les Instrument fiir den Ausbau der Ubertragungsnetze ist weiterhin der Bundesbedarfsplan. Dieser identifiziert
auf Grundlage des Netzentwicklungsplans und des Offshore-Netzentwicklungsplans die vordringlichen Aus-
bauvorhaben. Gemeinsam mit den Léndern hat die Bundesregierung die Zusténdigkeit fiir landeriibergreifende
und grenziiberschreitende Ausbauvorhaben in den Ubertragungsnetzen bei der Bundesnetzagentur konzen-
triert. Sie erwartet, dass sich dadurch die Planungs- und Genehmigungsverfahren deutlich beschleunigen.

94. Die Bundesregierung erwartet durch die Umsetzung der TEN-E-VO (Leitlinien fiir die transeuropdische
Infrastruktur) eine Beschleunigung des Ausbaus der grenziiberschreitenden Strom- und Gasnetze.

95. Die Bundesregierung strebt zudem an, die Rahmenbedingungen fiir die Modernisierung der Verteiler-
netze so auszugestalten, dass notwendige Investitionen ziligig getétigt werden konnen.

Koordinierung der Energiepolitik mit den Nachbarlindern verbessern

96. Ein funktionsfdhiger Wettbewerb im europdischen Energiebinnenmarkt gewéhrleistet langfristig eine
sichere, bezahlbare und umweltvertrégliche Energieversorgung des Wirtschaftsstandortes Europa. Vor diesem
Hintergrund setzt sich die Bundesregierung besonders fiir den Ausbau der europdischen Energienetzinfra-
struktur und einen engen energiepolitischen Dialog innerhalb der Européischen Union ein. So hat sich die
Bundesregierung im Februar 2014 fiir einen bestédndigen Austausch zwischen den EU-Mitgliedstaaten ausge-
sprochen, um Europa im Energiebereich gemeinsam voranzubringen und zukunftsfahig zu machen, die Poten-
ziale bei der Gestaltung unserer Energiepolitiken zugunsten einer sicheren, sauberen und bezahlbaren Ener-
gieversorgung bestmdglich zu nutzen und damit eine wichtige Grundlage fiir Wachstum und Beschiftigung zu
schaffen.

97. Eine enge Abstimmung mit den Nachbarstaaten ist fiir die Bundesregierung ein wichtiges Anliegen. Die
Koordinierung mit den Nachbarstaaten, sowohl durch den Bund als auch durch die Lander, findet bilateral,
regional und auf EU-Ebene in unterschiedlichen Gremien statt. Dazu gehdren auch regelméfige Kontakte und
informelle Arbeitsgespriche mit Nachbarstaaten. In den Gremien und Gespriachen werden allgemeine ener-
giepolitische und spezielle Fragen mit den Nachbarstaaten, regelmif3ig auch hochrangig, diskutiert (vgl. Ta-
belle I Ifd. Nr. 42). Zudem erfolgt die Koordination auch anhand der vorhandenen européischen Instrumente,
z. B. Beteiligung im Rahmen von Strategischen Umweltpriifungen, etwa beim Netzausbau.

98. Ferner nahm Deutschland im Februar 2014 am Pilotverfahren zur Vorabkoordinierung wirtschaftspoliti-
scher Reformen im Wirtschaftspolitischen Ausschuss des Rates teil. In diesem Rahmen hat die Bundesregie-
rung den anderen Mitgliedstaaten der Europédischen Union ihre Pléne fiir eine Reform des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes vorgestellt und das Vorhaben mit diesen diskutiert (Kernpunkte der Reform siche Kas-
ten 1).
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D. Wettbewerb

., Der Rat der Europdischen Union empfiehlt, dass Deutschland im Zeitraum von 2013 bis 2014

Mafsnahmen ergreift, um den Wettbewerb im Dienstleistungssektor weiter zu beleben, einschliefilich be-
stimmter Handwerke, insbesondere im Baugewerbe, und der freien Berufe, um inldndische Wachstumsquel-
len zu fordern; dringend Mafinahmen ergreift, um den Wert der im offentlichen Auftragswesen vergebenen
Auftrige signifikant zu steigern; die angekiindigten Reformgesetze zur Verbesserung der Durchsetzung des
Wettbewerbsrechts hinsichtlich der Wettbewerbshemmnisse erldsst und umsetzt; Planungsbeschrinkungen
beseitigt, die Marktzutritte im Einzelhandel in unangemessener Weise einschrinken; weitere Mafinahmen
ergreift, um die verbleibenden Wettbewerbshindernisse auf den Schienenverkehrsmdrkten zu beseitigen; die
Anstrengungen zur Konsolidierung im Bankensektor fortsetzt, auch durch die Verbesserung des
Governance-Rahmens. *

Wettbewerb im Dienstleistungssektor weiter beleben — insb. Baugewerbe und freie Berufe

99. Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren den Wettbewerb im Dienstleistungssektor erheblich ge-
starkt. Es gab Lockerungen im Berufsrecht der Freien Berufe, z. B. im Bereich der Werbung und der Wahl der
Rechtsform. 2013 wurde der Markt fiir den Fernbuslinienverkehr weitgehend gedffnet (vgl. NRP 2012, Tz.
46). Im Bereich des Schornsteinfegerwesens wurde die Gebiihrenordnung fiir Schornsteinfeger weitgehend
aufgehoben (vgl. NRP 2013, Tz. 72). Deutschland verbessert auch die Informationsangebote der Verwaltung,
die Dienstleistern ihre Tatigkeit erleichtern sollen. Deshalb entwickelt Deutschland auch die Angebote der
»~Einheitlichen Ansprechpartner (Points of Single Contact) im Sinne der EU-Dienstleistungsrichtlinie weiter.

100. Die Starkung des Binnenmarktes fiir Dienstleistungen ist ein wichtiges Ziel der Bundesregierung. Vor
diesem Hintergrund priift sie — unter anderem im Rahmen der Transparenzinitiative auf EU-Ebene — die recht-
lichen Anforderungen an Dienstleister. Gerechtfertigte und verhiltnismaBige Regulierungen, z. B. zur Siche-
rung der Ausbildungsleistung, fiir den aktiven Verbraucherschutz, zu sozialen Zwecken oder zur Wahrung der
Unabhéngigkeit der Berufsausiibung, sollen erhalten bleiben.

Wert der im 6ffentlichen Auftragswesen vergebenen Auftrige signifikant steigern

101. Bislang existiert in Deutschland keine verlédssliche Statistik {iber das 6ffentliche Vergabewesen. Daher
kann das durchschnittliche Volumen der ausgeschriebenen Auftrige ebenso wie das Volumen der europaweit
bekannt gemachten Auftriage nicht sicher belegt werden. Deshalb wird die Bundesregierung ein Gutachten in
Auftrag geben, um ein Konzept zum Aufbau einer bundesweiten Datenbank zu entwickeln. Diese soll statisti-
sche Daten fiir sdmtliche Vergabeverfahren ober- und unterhalb der Schwellenwerte erstmals erfassen.

102. Unabhéngig davon konnte eine verhdltnisméBig geringe Anzahl europaweiter offentlicher Ausschrei-
bungen dadurch bedingt sein, dass durch den Foderalismus die 6ffentliche Auftragsvergabe dezentralisiert ist.
Die iiber 30.000 Vergabestellen auf Bundes-, Lander- und Kommunalebene schreiben im Vergleich zu zentra-
lisierteren Verwaltungsformen in der Europdischen Union in der Tendenz kleinere Auftrage aus, die hiufig
die EU-Schwellenwerte nicht erreichen. Die Berechnung des Wertes eines 6ffentlichen Auftrages erfolgt nach
den einschliagigen europarechtlichen Vorgaben, die durch § 3 der Verordnung iiber die Vergabe 6ffentlicher
Auftriage (Vergabeverordnung) in nationales Recht umgesetzt wurden. Mafinahmen zur Zentralisierung der
Auftragsvergabe, durch die eine Erhohung des Auftragswertes erreicht werden kann, wurden auf Bundes- und
Landesebene bereits dort realisiert, wo Effizienzpotenziale gehoben werden konnten. Fiir den Bund wurde die
Beschaffung auf vier sogenannte zentrale Beschaffungsstellen konzentriert, die den Bedarfstragern des Bun-
des ihre Leistungen iiber Rahmenvertrige anbieten. Die Bundesregierung wird mit den Landern Maflnahmen
und Ansatzpunkte zur weiteren Erhéhung der Auftragswerte erortern.
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GWB-Novelle umsetzen

103. Die 8. Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) ist am 30. Juni 2013 in Kraft
getreten (vgl. Tabelle I 1fd. Nr. 43). Mit ihr wurde das Wettbewerbsrecht modernisiert, insbesondere im Be-
reich der Fusionskontrolle und der Missbrauchsaufsicht, und die Durchsetzung noch effizienter gestaltet. Das
GWRB gilt fiir alle Branchen, einschlie8lich des Dienstleistungssektors.

Marktzutritte im Einzelhandel erleichtern

104. Im Bereich des Einzelhandels liegen nach Ansicht der Bundesregierung keine unangemessenen Be-
schrankungen fiir den Marktzugang vor. Die deutschen raumplanerischen und stidtebaulichen Regelungen,
die die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben steuern, entsprechen europdischem Recht. Sie folgen zwin-
genden Griinden des Allgemeinwohls (insb. Schutz vor Zersiedelung, geordnete stidtebauliche Entwicklung,
Umweltschutz, schonender Flachenverbrauch, verbrauchernahe Versorgung). Eine Analyse der Europdischen
Kommission belegt, dass in Deutschland Marktzugang im Einzelhandelssektor ohne unangemessene Be-
schrinkung moglich ist.®

Die Bundesregierung begriifit, dass im Rahmen des Européischen Aktionsplans fiir den Einzelhandel bewahrte
Praktiken in Bezug auf das angemessene Gleichgewicht von Niederlassungsfreiheit, handelsrelevanter und
raumordnerischer Planung sowie Umwelt- und Sozialschutz ausgetauscht und danach ,,Best Practice®-
Beispiele zusammengestellt werden.

Wettbewerbshindernisse im Schienenverkehr beseitigen

105. Bezogen auf die Verkehrsleistung ist der Wettbewerberanteil im Schienengiiterverkehr 2012 weiter
leicht auf 28,6 Prozent und im Schienenpersonennahverkehr auf 14,6 Prozent gestiegen.9 Im Schienenperso-
nenfernverkehr liegt der Anteil der Wettbewerber bei unter einem Prozent. Insgesamt hat sich damit die Wett-
bewerbssituation im Schienenverkehr in Deutschland in den vergangenen Jahren leicht verbessert und stellt
sich im europdischen Vergleich positiv dar.

106. Bei der laufenden Uberpriifung des deutschen Eisenbahnrechts ist ein wesentliches Ziel, den Wettbe-
werb auf den Eisenbahnmaérkten zu stdrken. Derzeit steht insbesondere die Umsetzung der Richtlinie
2012/34/EU in nationales Recht an. In diesem Rahmen soll auch die Bundesnetzagentur als Regulierungsbe-
horde im Eisenbahnbereich gestéirkt werden (vgl. Tabelle I 1fd. Nr. 44).

Konsolidierung des Bankensektors fortsetzen

107. Im Bankensektor wurden 2013 weitere Konsolidierungsschritte vollzogen. Insbesondere die groBen
Privat- und Landesbanken haben ihre Bilanzsummen und Risikoaktiva weiter reduziert und ihre Geschéftsta-
tigkeit durch den Abbau von Nicht-Kerngeschiften konzentriert.

108. Die Bundesregierung hat zur Stiarkung des Governance-Rahmens im Bankensektor 2013 das CRD IV-
Umsetzungsgesetz und das Gesetz zur Abschirmung von Risiken und zur Planung der Sanierung und Abwick-
lung von Kreditinstituten und Finanzgruppen verabschiedet (vgl. Tz. 152 und Tabelle I 1fd. Nr. 45 und 46).
Die zentralen Regelungen der beiden Gesetze sind bis Anfang 2014 in Kraft getreten. Das Gesetz zur Ab-
schirmung von Risiken und zur Planung der Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Finanzgrup-
pen stérkt insb. die Verantwortlichkeit von Geschiftsleitern von Banken und Versicherungen, indem Missma-
nagement und PflichtverstdBe effektiver sanktioniert werden. Die Finanzwirtschaft setzt die Regelungen aktu-
ell um. Die Umsetzung und Einhaltung wird von der Aufsicht kontrolliert.

8 Quelle: The economic impact of the service directive: A first assessment following implementation, KOM 2012.

®  Quelle: Wettbewerbsbericht der DB AG, vorgelegt im Mai 2013
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lll. Europa 2020-Strategie: Erzielte Fortschritte und MaBRnahmen

109. Die Bundesregierung bekennt sich zu den fiinf Kernzielen der FEuropa-2020-Strategie fiir intelligentes,
nachhaltiges und integratives Wachstum in Europa. Kasten 2 gibt einen Uberblick iiber den Stand der Errei-
chung der ambitionierten zusétzlichen quantitativen Ziele, die sich Bund und Lénder im Rahmen der Europa-
2020-Strategie gesetzt haben (vgl. NRP 2013).

110. Dabei muss beachtet werden, dass einzelne quantitative Indikatoren naturgeméaB nur einen partiellen
Einblick in Fortschritte in einem Politikbereich gewéhren kénnen. Fiir eine Gesamtbetrachtung eines Politik-
bereichs wiére vielmehr eine umfassende Erfassung aller quantitativen und insbesondere auch qualitativen
Faktoren unumginglich. Die hier vorgenommene Berichterstattung iiber den Stand bei den quantitativen Zie-
len hat daher nicht den Anspruch, die Entwicklung in einzelnen Politikfeldern erschopfend darzustellen, gibt
jedoch wichtige Hinweise iiber die Entwicklung von Schliisselindikatoren in diesen Politikfeldern.

111. Die Bundesregierung begriifit die durch die Europdische Kommission eingeleitete Bestandsaufnahme
und kritische Uberpriifung des Europa 2020-Strategieprozesses, im Rahmen derer eine kritische Auseinander-
setzung mit den gesetzten Zielen erfolgen wird. Unabhéngig davon setzt sich die Bundesregierung
auch weiterhin fiir eine Stdrkung der europdischen Nachhaltigkeitsstrategie von 2006 ein.
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A. Beschiftigung fordern - Nationaler Beschiftigungsplan

112. Die Erwerbstitigkeit in Deutschland erreichte im Jahr 2013 ein weiteres Rekordniveau. Die sozialversi-
cherungspflichtige Beschéftigung nahm mit 348.000 Personen sogar noch stirker zu als die Erwerbstétigkeit
insgesamt. Die Erwerbstétigkeit steigt in diesem Jahr voraussichtlich auf nunmehr 42,1 Millionen (vgl. Tz. 9).
Personen, die bisher nicht dem Arbeitsmarkt zur Verfiigung standen, nehmen vermehrt Beschiftigung auf.
Insbesondere Altere und Frauen partizipieren immer stéirker am Erwerbsleben. Dariiber hinaus leistet die Zu-
nahme der Zuwanderung einen wichtigen Beitrag zum Beschiftigungsanstieg.

In Bezug auf die Erwerbstitigenquote gibt es in Deutschland bereits erhebliche Fortschritte (vgl. Kasten 2):

—  Bei der Erwerbstitigenquote fiir Frauen und Méanner im Alter von 20 bis 64 Jahre liegt Deutschland seit
2011 {iber dem européischen Ziel und hat das hohere nationale Ziel fast erreicht.

—  Hinsichtlich des Ziels, die Erwerbstitigenquote der Frauen bis 2020 auf 73 Prozent zu steigern, ldsst sich
ein Anstieg auf 72,7 Prozent im dritten Quartal 2013 feststellen.

—  Die Erwerbstiitigenquote der Alteren (55 bis 64-Jihrigen) stieg auf 64,1 Prozent im dritten Quartal 2013
an. Damit wurde zu diesem Zeitpunkt das nationale, auch in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie ver-
ankerte Ziel flir 2020 von 60 Prozent bereits iiberschritten.

Allgemeine Rahmenbedingungen

113. Die Soziale Marktwirtschaft in Deutschland hat sich mit einer vergleichsweise starken Rolle von Sozi-
alpartnern, mit Tarifvertragen und sozialpartnerschaftlich vereinbarter Flexibilitit gerade unter dem Druck der
internationalen Finanzmarktkrise bewéhrt. Dazu haben auch gezielte Reformen dieses Modells im zuriicklie-
genden Jahrzehnt beigetragen. Der Arbeitsmarkt ist derzeit aufnahmefihig wie selten zuvor und erdffnet
Chancen fiir Menschen, die bisher noch nicht an dieser positiven Entwicklung teilhaben konnten. Damit mehr
Menschen an der guten Arbeitsmarkt- und Einkommensentwicklung teilhaben kdnnen, setzt sich die Bundes-
regierung fiir gute Arbeit mit angemessener Bezahlung ein (vgl. Tz. 74 und Tabelle I 1fd. Nr. 10, 11 und 12).

114. Hohe Qualitdt von Bildung, Ausbildung und Weiterbildung, Wettbewerbsfahigkeit, Innovationskraft
und nicht zuletzt die notwendige Offenheit und Beweglichkeit des Arbeitsmarktes einschlieBlich der Integra-
tion von Einwanderern sind zentrale Elemente der Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung (vgl. Tz. 77 ff.).

Fachkriftesicherung

115. Der demografische Wandel beriihrt unmittelbar das Arbeitskrafteangebot und damit die Leistungsfahig-
keit der deutschen Wirtschaft ebenso wie die der Sozialsysteme. Den Fachkriftebedarf zu decken und zu-
gleich den Menschen bessere Erwerbschancen zu erdffnen, ist deshalb eine groBe gesamtgesellschaftliche
Aufgabe. Die Bundesregierung wird an erster Stelle die Menschen im Inland in den Blick nehmen und ihre
Integration in den Arbeitsmarkt voranbringen (vgl. Tz. 78 ff.). Bildung und Ausbildung kommt dabei eine
Schliisselrolle zu. Aber auch die Chancen, auf dem globalen Arbeitsmarkt qualifizierte Fachkréfte fiir unser
Land zu gewinnen, sollen besser genutzt werden (vgl. Tabelle IT Ifd. Nr. 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9 und NRP 2013
Tz. 83 ff.). Diese Ansitze verfolgt das Fachkriftekonzept der Bundesregierung (vgl. Tz. 79 ff. NRP 2013). Im
Hinblick auf die Sicherung einer ausreichenden Zahl von Fachkréften am Arbeitsmarkt kommt der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf eine besondere Bedeutung zu. Dazu wird die Bundesregierung das Elterngeld und
die Elternzeit flexibilisieren (vgl. Tabelle II Ifd. Nr. 10). Auch die Lander haben Konzepte fiir die Fachkréfte-
sicherung entwickelt. Insbesondere sind aber die Unternehmen in der Pflicht, ihre Anstrengungen fiir eine
alters- und alternsgerechte Arbeitswelt zu verstdrken sowie die Weiterbildungsbeteiligung Beschiftigter zu
erh6hen. Hierzu sollen u. a. die gemeinsame durch den Européischen Sozialfonds geférderte Weiterbildungs-
initiative mit den Sozialpartnern fortgesetzt und die Sozialwirtschaft mit Blick auf den demografischen Wan-
del unterstiitzt werden (vgl. Tabelle I 1fd. Nr. 11 und 12).

Der aktive Part der Wirtschaft garantiert zudem eine zielgenaue Qualifizierung der Fachkréfte im Dualen
Berufsbildungssystem und ist der beste Schutz vor Fachkréftemangel fiir die Betriebe
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116. Hochqualifizierte Frauen sollen in Zukunft starker zum Erfolg der deutschen Wirtschaft beitragen kon-
nen (vgl. Tabelle II 1fd. Nr. 13). Deshalb will die Bundesregierung, dass der Anteil von Frauen an Fiihrungs-
positionen in den Unternehmen erh6ht wird. Aufsichtsréte von voll mitbestimmungspflichtigen und bdrsenno-
tierten Unternehmen, die ab dem Jahr 2016 neu besetzt werden, sollen deshalb eine Geschlechterquote von
mindestens 30 Prozent aufweisen. Borsennotierte oder mitbestimmte Unternehmen werden zudem gesetzlich
verpflichtet, ab 2015 verbindliche ZielgréBen fiir die Erh6hung des Frauenanteils im Aufsichtsrat, im Vor-
stand und im obersten Management festzulegen, diese zu verdffentlichen und hieriiber transparent zu berich-
ten. Um im offentlichen Dienst auf Bundesebene bei der Erh6hung des Frauenanteils in Fiihrungspositionen
mit gutem Beispiel voranzugehen, entwickelt die Bundesregierung einen Gleichstellungsindex und setzt sich
fiir eine proaktive Umsetzung im Rahmen des Bundesgleichstellungsgesetzes und des Bundesgremienbeset-
zungsgesetzes ein.

117. Die Bundesregierung will die Arbeitsanreize fiir Frauen weiter erhdhen. Um das Prinzip ,,Gleicher Lohn
fiir gleiche oder gleichwertige Arbeit™ besser zur Geltung zu bringen, will die Bundesregierung mehr Transpa-
renz herstellen unter anderem durch eine Verpflichtung fiir Unternechmen ab 500 Beschéftigte, im Lagebericht
nach dem Handelsgesetzbuch (HGB) auch zur Frauenfoérderung und Entgeltgleichheit nach Maligabe gesetzli-
cher Kriterien Stellung zu nehmen. Darauf aufbauend wird fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ein
individueller Auskunftsanspruch festgelegt.

B. Bedingungen fiir Innovation, Forschung und Entwicklung verbessern

118. Mit einem Anteil von Forschung und Entwicklung am Bruttoinlandsprodukt von rund drei Prozent im
Jahr 2012 hat Deutschland das Europa-2020 Ziel erreicht und liegt auch weiterhin deutlich iiber dem EU-
Durchschnitt (vgl. Schaubild 9). Weit mehr als die Hélfte der Aufwendungen fiir Forschung und Entwicklung
werden dabei von der Industrie getétigt. Um auch in Zukunft eine der innovativsten Volkswirtschaften welt-
weit zu sein, bleibt weiterhin viel zu tun. Die Bundesregierung strebt an, die Forschungsinvestitionen bei drei
Prozent des Bruttoinlandsprodukts auch in Zukunft konstant zu halten (vgl. Tz. 67 ff.). Deshalb setzt sie auf
innovationsfreundliche Rahmenbedingungen sowie geeignete Forder- und Finanzierungsinstrumente.

Schaubild 9
FuE-Ausgaben européischer Staaten im Verhiltnis zum Bruttoinlandsprodukt (2010 bis 2012)
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Innovationsstrategie

119. Die Bundesregierung wird die Hightech-Strategie (vgl. NRP 2013 Tz. 87 und Tabelle II 1fd. Nr. 14) zu
einer umfassenden, ressortiibergreifenden Innovationsstrategie fiir Deutschland im Dialog mit den Léndern
und weiteren relevanten Akteuren weiterentwickeln. Herausforderungen wie die demografische Entwicklung,
nachhaltiges Wirtschaften oder die Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft werden noch stérker in
den Fokus riicken. Zentrale Themen wie Industrie 4.0 oder nachhaltige Mobilitit, insbesondere Elektromobili-
tét, (vgl. Tabelle II 1fd. Nr. 15 und 16) werden um neue Schwerpunkte wie Big Data oder Gesundheitsvorsor-
ge erginzt.

120. Zentral fiir die Innovationsféhigkeit Deutschlands ist eine enge Vernetzung von Wissenschaft und Wirt-
schaft. Die Clusterplattform Deutschland und das Kompetenzzentrum Innovative Beschaffung sind Beispicle
fur eine Politik, die Krifte biindelt und Deutschlands starke Position im internationalen Innovationswettbe-
werb sichert (vgl. Tabelle II 1fd. Nr. 17 und Nr.18). Die Bundeslidnder setzen mit ihren regionalen Innovati-
onsstrategien durch eine aufeinander abgestimmte Forschungs-, Technologie- und Wirtschaftspolitik wesent-
liche Impulse fiir wirtschaftliche Dynamik, Beschiftigung, die Generierung neuen Wissens, Okologischen
Fortschritt und die Bewiltigung gesellschaftlicher Herausforderungen.

121. Zudem unterstiitzen Bund und Lander weiterhin mit passgenauen Forderprogrammen den innovativen
Mittelstand sowie die Forschung an Hochschulen und auBeruniversitiren Forschungseinrichtungen (vgl. NRP
2013, Tz.88 ff., Tabelle II I1fd. Nr. 19, 20 und 21).

122. Die Bundesregierung setzt insbesondere auf Existenzgriindungen und junge Unternehmen, die mit inno-
vativen Dienstleistungen und Produkten den Fortschritt vorantreiben und Arbeitsplitze schaffen (vgl. NRP
2013 Tz. 88, Tabelle II 1fd. Nr.22, 23 und 24). Ein wichtiges Ziel ist es, Forschungsergebnisse schneller und
starker fiir eine industrielle Wertschopfung zu nutzen.

123. Fiir innovative Griindungen und junge Unternehmen spielt der Zugang zu Finanzierungsquellen eine
Schliisselrolle. Daher will die Bundesregierung die rechtlichen und steuerlichen Rahmenbedingungen fiir
Wagniskapital im steten Dialog mit der EU-Kommission international wettbewerbsfahig gestalten und
Deutschland als Investitionsstandort flir Wagniskapital noch attraktiver machen. Der im Jahr 2013 aufgelegte
Investitionszuschuss Wagniskapital wird fortgesetzt und weiterentwickelt (vgl. Tabelle IT 1fd. Nr. 25).

Digitale Agenda

124. Die Digitalisierung erfasst zunehmend alle Bereiche der Wirtschaft, der Arbeitswelt und des gesell-
schaftlichen Lebens. Sie legt zugleich die Basis fiir eine Vielzahl von Innovationen. Die Bundesregierung
wird deshalb eine umfassende Digitale Agenda 2014 — 2017 beschlieen und sie gemeinsam mit Wirtschaft,
Tarifpartnern, Zivilgesellschaft und Wissenschaft umsetzen (vgl. Abschnitt IV.B).

125. Basis fiir diese Digitalisierung sind leistungsfahige Breitbandnetze. Im Rahmen einer Netzallianz Digi-
tales Deutschland wird die Bundesregierung die Breitbandstrategie in einem Kursbuch Netzausbau weiterent-
wickeln. Die Informations- und Kommunikationstechnologiestrategie (IKT-Strategie) fiir die digitale Wirt-
schaft wird die Bundesregierung ebenfalls weiterentwickeln. Ziel ist es, insbesondere die digitalen Infrastruk-
turen auszubauen, die Entwicklung digitaler Zukunftstechnologien zu beschleunigen und die Digitalisierung
der klassischen Industrie (Industrie 4.0) zu unterstiitzen. Dariiber hinaus gilt es, die Verbreitung intelligenter
Vernetzungen, Anwendungen und digitaler Dienste in gesamtwirtschaftlich und gesellschaftlich zentralen
Bereichen voranzutreiben. Dabei sind Aspekte der IT-Sicherheit jeweils von Anfang an geeignet einzubezie-
hen (z. B. durch Security by Design).

Europiischer Forschungsraum (EFR)

126. Die Bundesregierung wird die Vollendung des Européischen Forschungsraums (vgl. NRP 2013 Tz. 94)
weiter aktiv vorantreiben und die EFR-Strategie auf nationaler und européischer Ebene konsequent entwi-
ckeln und umsetzen. Zentrale Strukturelemente der Strategie sind die Verbesserung der Mobilitdtsbedingun-
gen der Forscherinnen und Forscher, die Fortentwicklung der gemeinsamen Programmplanung, der Aufbau
gemeinsamer Forschungsinfrastrukturen, die Erleichterung des Wissenstransfers, die Unterstiitzung der
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Gleichstellung der Geschlechter im europdischen Wissenschaftssystem und der Ausbau der Kooperation mit
Drittstaaten auflerhalb Europas (vgl. Tabelle II 1fd. Nr. 26)

C. Treibhausgasemissionen reduzieren, erneuerbare Energien und Energieeffizienz voran-
bringen

127. Die Bundesregierung misst dem Klimaschutz einen zentralen Stellenwert bei. Im Vergleich zu anderen
Industriestaaten ist Deutschland fiihrend bei der Minderung von Treibhausgasemissionen. Die Maflnahmen
zum Klimaschutz und der Energiewende zeigen bereits ihre Wirkungen. Sie reichen aber nach aktuellen Pro-
jektionen noch nicht aus, um die anspruchsvollen deutschen Klimaschutzziele zu erreichen. Nach dem Projek-
tionsbericht der Bundesregierung 2013, der Maflnahmen bis einschlieBlich Oktober 2012 enthélt, werden die
Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2020 um 33 bis 35 Prozent sinken. Die Bundesregierung hélt jedoch in
Einklang mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie an ihrem nationalen Ziel fiir den AusstoB von Treibhaus-
gasen fest (vgl. Kasten 2).

128. Die nationale Klimapolitik muss in eine umfassende europdische klimapolitische Strategie eingebettet
werden, die auch der Einhaltung der internationalen Langfristziele zum Schutz des Klimas gerecht wird. Da-
her setzt sich die Bundesregierung dafiir ein, die Treibhausgasemissionen innerhalb der Europdischen Union
bis 2030 um mindestens 40 Prozent gegeniiber 1990 zu reduzieren, als Teil einer Zieltrias von Treibhausgas-
reduktion, Ausbau der Erneuerbaren Energien und Energieeffizienz. Ehrgeizige europdische Klimaschutzziele
diirfen allerdings nicht zu Wettbewerbsnachteilen fiir europdische energieintensive, im internationalen Wett-
bewerb stehende Unternehmen fiithren. Diese sind gerade in Deutschland von groBer Bedeutung fiir die beste-
henden und gut funktionierenden industriellen Wertschopfungsketten. Die Bundesregierung setzt sich fiir ein
ambitioniertes, weltweit verbindliches Klimaschutzabkommen ein. Dabei geht es auch darum, ziigig Pla-
nungssicherheit fiir langfristige Investitionen in der Energiewirtschaft und im industriellen Sektor herzustel-
len.

129. Beim Ausbau der erneuerbaren Energien hat sich Deutschland sehr ehrgeizige Ziele gesetzt (vgl. Kasten
2) und macht hierbei weiter erhebliche Fortschritte. Diese Ziele sind ebenfalls in der nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie festgeschrieben. Nach 20 Prozent im Jahr 2011 stieg der Anteil der erneuerbaren Energien an
der Stromerzeugung im Jahr 2013 nach vorldufigen Schitzungen auf 24 Prozent (vgl. Schaubild 10). Ab-
schnitt I1.C gibt einen Uberblick iiber die geplante Reform im Bereich der erneuerbaren Energien. Ziel ist ein
effizientes und europakompatibles System der Forderung der erneuerbaren Energien, das die internationale
Wettbewerbsfahigkeit der deutschen Industrie nicht beeintréchtigt.
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Schaubild 10
Bruttostromerzeugung in Deutschland 2013: insgesamt 633 TWh*
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130. Die Steigerung der Energieeffizienz ist sowohl fiir die Bezahlbarkeit der Energieversorgung ¢ls auch fiir
die Versorgungssicherheit und fiir den Umweltschutz von zentraler Bedeutung. Deutschland hat hier deutliche
Fortschritte gemacht. Die Energieproduktivitit ist in Deutschland in den vergangenen Jahren gestiegen (vgl.
Schaubild 11). Heute wird mit einer Einheit Energie mehr Bruttoinlandsprodukt erzeugt als frither. Die stei-
gende Energieproduktivitit zeigt die zunehmende Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Energiever-
brauch. Ziel der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie ist die Verdoppelung der Energieproduktivitit bis 2020.
Zur Erreichung der Effizienzziele sowie zur Verstetigung des Trends sind ellerdings weitere Ansrengungen
erforderlich.

Schaubild 11
Energieproduktivitit in Deutschland 2013* (Index 1990 = 100)
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131. Die Energiewende wird nur gelingen, wenn die Energieeffizienz umfassend — etwa in den Bereichen
Verkehr, Industrie, Gewerbe, sowie Haushalten — und in allen Anwendungsbereichen — Strom, Wéarme und
Kalte — gesteigert wird. Es ist daher ein zentrales Anliegen der Bundesregierung, fiir Biirger und Unternehmen
die richtigen Anreize zu schaffen, um Energie einzusparen. Gleichzeitig erdffnet dies auch neue Mérkte und
Geschiftsfelder fiir Effizienztechnologien und -dienstleistungen. Die Bundesregierung erstellt deshalb 2014
einen Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz, der die Ziele fiir die verschiedenen Bereiche, die Instrumente,
die Finanzierung und die Verantwortung der einzelnen Akteure zusammenfasst. Er soll auch die Umsetzung
anspruchsvoller Effizienzmalinahmen in der Wirtschaft, durch Handwerk und Mittelstand, Kommunen und
Haushalte fordern. Er wird mit einem jdhrlichen Monitoring liberpriift.

132. Die Bundesregierung setzt dabei insbesondere auf die Steigerung der Energieeffizienz im Gebaudesek-
tor (vgl. Tabelle II 1fd. Nr. 27) und im Verkehrsbereich (vgl. Tabelle II 1fd. Nr. 28), auf die Kennzeichnung
des Energieverbrauchs von Produkten (vgl. Tabelle II Ifd. Nr. 29), auf MaBBnahmen, die auf eine Verbesserung
der Energieeffizienz im Zusammenhang mit der Entlastung bestimmter Unternehmen von der Energie- und
Stromsteuer in Sonderféllen abzielen (vgl. Tabelle II 1fd. Nr. 30) sowie auf eine sachgerechte Umsetzung der
EU—Energieefﬁzienzrichtlinie11, auch mit neuen MaBnahmen (vgl. Tabelle II Ifd. Nr. 31). Des Weiteren setzt
sich die Bundesregierung zusammen mit Landern und Kommunen im Rahmen der nachhaltigen 6ffentlichen
Beschaffung auch fiir Energieeffizienz ein (vgl. Tabelle II 1fd. Nr. 32).

133. Die Europa 2020-Strategie enthélt dariiber hinaus Aktionsfelder, die bisher nicht auf der obersten Ziel-
ebene abgebildet sind, wie beispielsweise die Leitinitiative Ressourceneffizienz. Zur Steigerung der Ressour-
ceneffizienz laufen in Deutschland vielfiltige Aktivitdten: Das deutsche Ressourceneffizienzprogramm (Pro-
gRess) wird weiterentwickelt, eine Plattform Ressourceneffizienz entwickelt und die Beratung fiir Unterneh-
men und Haushalte verbessert.

D. Bildungsniveau verbessern

134. Bildung ist die Grundlage, um Teilhabe, Integration und Chancengerechtigkeit zu verwirklichen. Diese
sind Kernelemente der Sozialen Marktwirtschaft. Die Bundesregierung und die Lénder haben erhebliche An-
strengungen zum Ausbau des Bildungssystems unternommen und Erfolge erzielt (vgl. Tz. 67 ff. und 77). Der
Anteil der 30- bis 34-Jéhrigen mit einem tertidren oder vergleichbaren Abschluss lag im Jahr 2012 mit 43,5
Prozent bereits deutlich {iber dem nationalen Ziel.

135. Der Anteil der Schulabgéngerinnen und -abginger ohne Hauptschulabschluss wurde zwischen 2006 und
2012 von 8 Prozent auf 5,9 Prozent gesenkt. Damit ist Deutschland der Vorgabe der Qualifizierungsinitiative
(vgl. NRP 2013 Tz. 100), bis 2015 die Quote zu halbieren, ein gutes Stiick nihergekommen.'? Eine wesentli-
che Aufgabe des Bildungssystems ist es, vielfdltige bildungs-, kompetenz- und leistungsférdernde Angebote
bereitzustellen. Bund und Lander haben hier umfangreiche Forderprogramme aufgelegt — auch mit Mitteln der
Européischen Union (vgl. Tabelle II 1fd. Nr. 34, 35 und 36).

136. Die Bundesregierung hat ihre finanziellen Zusagen fiir die bis 2015 dauernde zweite Programmphase
des Hochschulpaktes 2020 auf gut 7 Milliarden Euro erhoht (vgl. Tabelle II 1fd. Nr. 37). Auch die Lander
werden vergleichbare zusitzliche finanzielle Leistungen erbringen und die Gesamtfinanzierung sicherstellen.
Mit ihren Investitionen schaffen Bund und Lénder gemeinsam die Voraussetzungen zur Aufhahme von rund
625.000 zusitzlichen Studienanfangerinnen und Studienanfingern an deutschen Hochschulen bis zum Jahr
2015. Bund und Lénder férdern zudem den Zugang beruflich Qualifizierter zu den Hochschulen (vgl. Tabelle
IT Ifd. Nr. 38) und die bessere Verzahnung zwischen beruflicher und hochschulischer Bildung.

Von der durch die Energieeffizienzrichtlinie 2012/27/EU erdffneten Moglichkeit, bestimmte der geméf der Richtlinie erforderlichen Berich-
te als Teil des Nationalen Reformprogramms vorzulegen, wird kein Gebrauch gemacht. Die Berichterstattung an die Europédische Kommis-
sion im Rahmen der Umsetzung der Richtlinie wird gesondert erfolgen.

Quelle: Bericht ,,Aufstieg durch Bildung - Die Qualifizierungsinitiative fiir Deutschland, Bericht zur Umsetzung 2013 (Beschluss der
Kultusministerkonferenz vom 10.10.2013, Beschluss der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz vom 22.11.2013.)
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E. Soziale Eingliederung vor allem durch die Verringerung von Armut férdern

137. Da Langzeiterwerbslosigkeit ein wesentliches Risiko fiir Armut und soziale Ausgrenzung birgt, hat die
Bundesregierung ihr quantitatives Ziel zur Bekdmpfung von Armut und zur Foérderung der sozialen Eingliede-
rung anhand der Personenzahl definiert, die in von Langzeiterwerbslosigkeit betroffenen Haushalten lebt. Die
Anzahl der langzeiterwerbslosen Personen'” soll zwischen 2008 bis 2020 um 20 Prozent (gemessen am Jah-
resdurchschnitt 2008) reduziert werden. Nach aktuellem Datenstand entspricht dies einem Riickgang um etwa
320.000 Langzeiterwerbslose (Jahresdurchschnitt 2008: 1,62 Millionen). Bei — konservativ geschitzt — zwei
Personen pro Erwerbslosenhaushalt reduziert dies die Zahl der armutsgeféhrdeten Personen um 640.000. Mit
der auBerordentlich positiven Beschéftigungsentwicklung in Deutschland hat sich bereits in den vergangenen
Jahren die Langzeiterwerbslosigkeit deutlich verringert. Im dritten Quartal 2013 sank die Zahl der Langzeit-
erwerbslosen unter 1 Million Personen (rund 970.000 Personen). Gegeniiber dem dritten Quartal 2008 ging sie
damit um rund 37 Prozent bzw. 570.000 Personen zuriick.'*

138. Fiir die Bundesregierung ist die weitere Bekdmpfung von Langzeitarbeitslosigkeit ein Schwerpunkt der
Arbeitsmarktpolitik. Denn obwohl auch sie in den vergangenen Jahren im bundesweiten Durchschnitt abge-
nommen hat, profitieren Langzeitarbeitslose unterdurchschnittlich von den positiven Entwicklungen am Ar-
beitsmarkt. Oft ist eine dauerhafte Eingliederung in Arbeit aufgrund komplexer individueller Problemlagen
nur mit viel Einsatz aller Beteiligten iiber einen ldngeren Zeitraum zu erreichen.

139. Die Bundesregierung hat sich deshalb zum Ziel gesetzt, Geringqualifizierte und Langzeitarbeitslose
verstdrkt passgenau zu qualifizieren und auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu vermitteln. Langzeitarbeitslose
erhalten im Rahmen eines Bundesprogramms Perspektiven fiir eine berufliche Eingliederung in den allgemei-
nen Arbeitsmarkt. Sie werden auch nach erfolgreicher Eingliederung in Arbeit weiterhin beraten. In der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende soll verstirkt Langzeitleistungsbezug vermieden werden und die Mittel
sollen starker wirkungsorientiert verteilt werden.

140. Die qualitativen Ziele Deutschlands im Bereich der Verringerung von Armut und sozialer Ausgrenzung
beziehen sich weiterhin vor allem auf die Zielgruppen Kinder, Jugendliche, Frauen, Alleinerzichende, Men-
schen mit Migrationshintergrund, Menschen mit Behinderungen und dltere Menschen. Hier haben Bund und
Léander im vergangenen Jahr vielfaltige Strategien und Konzepte entwickelt. Ziel ist, die sozialen und 6kono-
mischen Teilhabechancen der benachteiligten Personengruppen zu verbessern. In jeder Lebensphase miissen
alle die Chance erhalten, ihre individuellen Mdglichkeiten auszuschdpfen. Dazu sollen u. a. die Chancen fiir
Bildung und gesellschaftliche Teilhabe sowie fiir die Integration in die Gesellschaft und den Arbeitsmarkt
verbessert werden (vgl. auch Tz. 77 ff.).

141. Die Menschen sollen sich auf die sozialen Sicherungssysteme auch im Alter verlassen kénnen. Dazu
miissen die Strukturen und Leistungen kontinuierlich an die Verdnderungen in der Arbeitswelt angepasst wer-
den. Aktuell beziehen nur 2,7 Prozent der 65-jihrigen und Alteren Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung. Gleichwohl muss Altersarmut auch in Zukunft vermieden werden.

142. Die Bundesregierung wird deshalb die Rentenanspriiche von Erwerbsgeminderten spiirbar verbessern
(vgl. Tabelle II Ifd. Nr. 39). Sie sind in besonderem Maf3e auf die Solidaritit der Versichertengemeinschaft
angewiesen. Ferner soll bis voraussichtlich 2017 eine solidarische Lebensleistungsrente fiir langjéhrig in der
gesetzlichen Rentenversicherung Versicherte eingefiihrt werden, die nur ein sehr geringes Alterseinkommen
erzielen.

143. Uber diese und weitere MaBnahmen der Bundesregierung und der Linder zur sozialen Eingliederung
und der Bekdmpfung von Armut berichtet ausfiihrlicher der Nationale Sozialbericht (NSB) 2014.

" Langer als ein Jahr erwerbslos gemiB statistischer Abgrenzung der TAO.

4" Daten auf Basis der Arbeitskrifteerhebung von Eurostat.
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Iv. Der Euro-Plus-Pakt

144. Der Euro-Plus-Pakt sieht vor, dass sich die Staats- und Regierungschefs jahrlich selbst zu konkreten
Zielen und MaBnahmen — Aktionsprogrammen — verpflichten. Die Aktionsprogramme sollen dazu beitragen,
die Wettbewerbsfahigkeit zu erhdhen, die Beschiftigung zu steigern, die langfristige Tragféhigkeit der 6ffent-
lichen Finanzen zu verbessern und die Finanzstabilitit zu stdrken. Die Wahl der konkreten Ziele und MaB-
nahmen innerhalb dieser Kernbereiche bleibt in nationaler Verantwortung.

A. Umsetzung des Deutschen Aktionsprogramms 2013

145. Die Bundesregierung hat am 20. Mérz 2013 das deutsche Aktionsprogramm 2013 beschlossen. Es um-
fasst sechs Verpflichtungen, die alle Zielbereiche des Euro-Plus-Pakts abdecken und spiirbares gesamtwirt-
schaftliches Gewicht haben. Alle geplanten MaBBnahmen standen im Einklang mit dem am 13. Mérz 2013 im
Kabinett gefassten Eckwertebeschluss zum Bundeshaushalt 2014 und zum Finanzplan 2013 bis 2017. Das
Aktionsprogramm 2013 wurde wie folgt umgesetzt:

1. Die Bundesregierung beabsichtigt, kurzfristig Anpassungen im EEG vorzunehmen, um die Kosten des
Ausbaus der erneuerbaren Energien fiir die Verbraucher zu ddmpfen. Unabhdngig hiervon plant die
Bundesregierung, das EEG grundlegend zu reformieren, um die Markt- und Systemintegration der erneu-
erbaren Energien zu verbessern und ihren Ausbau besser als bisher mit Netzausbau und notwendigen
Kraftwerksinvestitionen zu verzahnen.

146. Zu den Anpassungen im EEG siehe oben Abschnitt II.C. (Tz. 90).

2. Die Bundesregierung will den Wettbewerb auf den Energiegrofshandels- und Kraftstoffmdrkten durch die
Einrichtung von Markttransparenzstellen bei der Bundesnetzagentur und beim Bundeskartellamt intensi-
vieren. Sie sollen helfen, unerlaubtes Verhalten, wie Kartellrechtsverstofse, leichter aufzudecken. Im
Kraftstoffbereich wird zudem Autofahrern ein Vergleich der aktuellen Tankstellenpreise erméglicht.

147. Die beim Bundeskartellamt eingerichtete Markttransparenzstelle fiir Kraftstoffe hat am 1. Dezember
2013 den Regelbetrieb aufgenommen. Sie hat seitdem Verbraucher-Informationsdienste zugelassen. Uber
diese haben die Verbraucherinnen und Verbraucher nun die Mdglichkeit, die fiir sie jeweils preisgiinstigste
Tankstelle abzurufen.

148. Die Markttransparenzstelle fiir den GroBBhandel mit Strom und Gas bei der Bundesnetzagentur wird
derzeit aufgebaut. Die nationale Rechtsverordnung, die Einzelheiten der Marktbeobachtung durch die
Markttransparenzstelle konkretisieren muss, ist vorbereitet. Sie wird im Anschluss an die Verabschiedung von
EU-Rechtsakten zu Meldepflichten nach der sog. REMIT-Verordnung (VO (EU) Nr. 1227/2011) erlassen, um
Doppelmeldungen auszuschlieBen. Die EU-Rechtsakte werden voraussichtlich im 2. Quartal 2014 in Kraft
treten. Fiir die Markttransparenzstelle ist geplant, dass sie nach dem 2. Quartal 2014 ihre Tétigkeit aufnimmt.

3. Die deutsche Wirtschaft braucht die Zuwanderung von akademisch und beruflich qualifizierten Arbeits-
kriften. Die Bundesregierung beabsichtigt, Fachkrdften mit einer auslindischen Berufsausbildung, die
einer deutschen Berufsausbildung gleichwertig ist, die Arbeitsaufnahme in Deutschland zu ermoglichen,
wenn ein entsprechender Bedarf vorhanden ist.

149. Die Selbstverpflichtung wurde in Deutschland im Juli 2013 durch eine Neufassung der Beschiftigungs-
verordnung umgesetzt. Nunmehr erhalten auch ausldndische Absolventen beruflicher Ausbildungen einen
Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt, wenn (i) ihre Qualifikation gleichwertig mit einem deutschen Berufsab-
schluss ist und (ii) der Zielberuf in die sogenannte ,,Positivliste* von Engpassberufen aufgenommen wurde.
Die Positivliste enthilt derzeit 18 Berufsgattungen und wird in regelméfigen Abstdnden angepasst.

4. Die Bundesregierung hdlt an der wachstumsorientierten Konsolidierung fest. Sie will den Bundeshaushalt
fiir das Jahr 2014 ohne strukturelles Defizit aufstellen.
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150. Diese Verpflichtung wurde erfiillt (vgl. Abschnitt 0.).

5. Um die Funktionsweise der Schuldenbremse und damit die Fiskaldisziplin zu stdrken, wird die Bundesre-
gierung sicherstellen, dass der rechnerische Saldo, der bis zum Ablauf der Ubergangsregelung Ende
2015 aufgelaufen ist, nicht mit zukiinftigen Defiziten verrechnet werden kann. Die Bundesregierung strebt
dazu im Jahr 2013 eine gesetzliche Verankerung an. In den letzten beiden Jahren hat sich ein Positivsal-
do gebildet, weil die fiir die Ubergangsfrist geltende Defizitgrenze der Schuldenregel unterschritten wor-
den ist.

151. Diese Verpflichtung wurde umgesetzt. Als Teil des Gesetzes zur innerstaatlichen Umsetzung des Fis-
kalvertrags ist am 19. Juli 2013 eine gesetzliche Regelung in Kraft getreten: Mit Wirkung zum 31. Dezember
2015 wird der iiber die Haushaltsjahre 2011 bis 2015 kumulierte Saldo des Kontrollkontos geldscht (Art. 4
des Gesetzes zur innerstaatlichen Umsetzung des Fiskalvertrags).

6. Die Bundesregierung will die Stabilitit der Finanzmdrkte weiter verbessern. Insbesondere sollen die
Abwicklung und Sanierung von Kreditinstituten und Finanzgruppen vereinfacht, die Abtrennung von risi-
koreicheren Bereichen vom Einlagengeschdft vorgeschrieben und klare Strafbarkeitsregeln fiir Ge-
schdftsleiter von Banken und Versicherungen eingefiihrt werden, wenn diese gegen ihre Pflichten versto-
Jsen und den Bestand des Instituts oder die Erfiillbarkeit der Versicherungsvertrdge gefihrden.

152. Die Bundesregierung hat diese Selbstverpflichtung 2013 mit dem Gesetz zur Abschirmung von Risiken
und zur Planung der Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Finanzgruppen erfiillt. Das Gesetz
wurde als weiterer Baustein des neuen Ordnungsrahmens fiir die Finanzmaérkte im Sommer 2013 verabschie-
det. Es enthilt folgende Punkte: Erstens werden Kreditinstitute und Aufsicht verpflichtet, Sanierungs- bzw.
Abwicklungspldne vorzulegen. Zweitens miissen bis Mitte 2016 besonders risikoreiche Bereiche vom Einla-
gengeschift abgetrennt werden. Drittens werden die Mdglichkeiten, Pflichtverletzungen der Geschéftsleiter
im Risikomanagement strafrechtlich zu ahnden, verschirft und konkretisiert (vgl. Tabelle I 1fd. Nr. 46).

B. Deutsches Aktionsprogramm 2014

153. Am 8. April 2014 hat die Bundesregierung das Aktionsprogramm 2014 im Rahmen des Euro-Plus-Pakt
beschlossen (vgl. Kasten 3).

Kasten 3: Das deutsche Aktionsprogramm 2014 fiir den Euro-Plus-Pakt

1. Die Bundesregierung setzt ihren erfolgreichen Konsolidierungskurs fort und verstarkt dabei die Wachs-
tumsorientierung. Einnahmen und Ausgaben des Bundes werden so gestaltet, dass der Bundeshaushalt
ab 2015 ohne Nettoneuverschuldung aufgestellt wird.

2. Die Bundesregierung beabsichtigt, das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) grundlegend zu reformie-
ren. Ziel der Reform ist es, den Anteil erneuerbarer Energien an der Stromversorgung bis 2025 auf 40
bis 45 Prozent und bis 2035 auf 55 bis 60 Prozent zu erhdhen. Um diese Ausbauziele zu erreichen, sol-
len Instrumente der Mengensteuerung eingefiihrt werden. Gleichzeitig sollen die Kosteneffizienz sowie
die Markt- und Systemintegration der erneuerbaren Energien verbessert werden. Ferner sollen alle
Stromverbraucher in addquater Weise an den Kosten beteiligt werden, ohne dass die internationale
Wettbewerbsfahigkeit der stromintensiven Industrie gefédhrdet wird.

3. Die Bundesregierung wird bis Sommer 2014 eine Digitale Agenda 2014-2017 vorlegen. Ein wichtiges
Ziel ist der Ausbau der digitalen Infrastrukturen. So soll es - unter Ausnutzung aller Technologien — ei-
ne flachendeckende Versorgung mit mindestens 50 Mbit/s bis 2018 geben. Zudem soll die Entwicklung
digitaler Zukunftstechnologien beschleunigt sowie die systematische Digitalisierung und Vernetzung
der klassischen Industrie (Industrie 4.0) und in den Sektoren Energie, Gesundheit, Bildung, Wissen-
schaft, Verkehr und Verwaltung unterstiitzt und vorangetrieben werden. Dariiber hinaus soll im Interes-
se einer stirkeren Dynamisierung der Wirtschaft das Wachstum junger IKT-Unternehmen/Startups ge-
stirkt werden.

4. Eine wichtige Grundlage fiir die internationale Wettbewerbsfahigkeit ist eine moderne, leistungsfahige
und gut ausgebaute Infrastruktur. Daher wird die Bundesregierung die Verkehrsinvestitionen in dieser
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Legislaturperiode um insgesamt 5 Milliarden Euro steigern und dazu in einem ersten Schritt 2014 fiir
diesen Zweck 505 Millionen Euro mobilisieren. Dies wird dazu beitragen, die Rentabilitdt privater In-
vestitionen sowie die gesamtwirtschaftliche Produktivitit zu erhéhen und damit Wachstum und Be-
schiftigung zu steigern.

5. Die Bundesregierung wird die Hightech-Strategie zu einer umfassenden, ressortiibergreifenden Innovati-
onsstrategie fiir Deutschland weiterentwickeln. Herausforderungen wie die demografische Entwicklung,
nachhaltiges Wirtschaften oder die Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft werden noch starker
in den Fokus riicken. Zentrale Themen wie Industrie 4.0 oder nachhaltige Mobilitit werden um neue
Schwerpunkte wie Big Data oder Gesundheitsvorsorge ergénzt.

6. Der deutsche Arbeitsmarkt zeigt sich robust. Allerdings sind rund 1 Millionen Menschen lidnger als ein
Jahr arbeitslos. Die Bundesregierung hat sich vor diesem Hintergrund das Ziel gesetzt, die immer noch
hohe Zahl der Langzeitarbeitslosen zu reduzieren. Sie beabsichtigt deshalb arbeitsmarktfernen langzeit-
arbeitslosen Leistungsbeziehern im Rahmen eines ESF-Bundesprogramms Perspektiven einer berufli-
chen Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu schaffen. Im Mittelpunkt der Aktivitéten stehen
die gezielte Ansprache und Beratung von Arbeitgebern, Arbeitnehmercoaching nach Beschéiftigungsauf-
nahme sowie der Ausgleich von Minderleistung durch degressive Lohnkostenzuschiisse.

Alle Mallnahmen Alle MaBBnahmen stehen im Einklang mit den Beschliissen des Kabinetts vom 12. Mérz
2014 zum Entwurf des Bundeshaushalts 2014, zu den Eckwerten des Bundeshaushalts 2015 und zum Fi-
nanzplan 2014 bis 2018.
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V. Nutzung von Europaischen Struktur- und Investitionsfonds im Zusammenhang mit
der Europa 2020 Strategie

154. In der Forderperiode 2014-2020 sollen die Européischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds)"®
in noch stiarkerem Maf3e dazu beitragen, die Kernziele der Europa 2020-Strategie fiir Wachstum und Beschéf-
tigung zu erreichen. Es geht dabei um eine enge und systematische Verkniipfung der geplanten ESI-Fonds-
Interventionen mit den Prioritdten der Europa 2020-Strategie. Dafiir wurden bei den ESI-Fonds thematische
Ziele eingefiihrt, die zu einer thematischen und finanziellen Konzentration der Férderung fiihren. Bei diesen
Zielen handelt es sich um die Stirkung von Forschung, technologischer Entwicklung und Innovation, die
Starkung der Wettbewerbsfahigkeit von KMU, den CO,-Abbau in allen Branchen der Wirtschaft, die Forde-
rung nachhaltiger und hochwertiger Beschéftigung und die Unterstiitzung der Mobilitéit der Arbeitskrifte, die
Forderung der sozialen Inklusion und Armutsbekdmpfung sowie um Investitionen in Bildung.

155. Die fonds- und ldnderiibergreifende Forderstrategie wird bei den EU-Struktur- und Investitionsfonds in
der Partnerschaftsvereinbarung beschrieben. Die Partnerschaftsvereinbarung ist die nationale Dachstrategie
fiir alle EU-Programme unter den ESI-Fonds, die in Deutschland seit 2011 in einem intensiven Dialog mit
allen betroffenen Akteuren auf Ebenen des Bundes, der Lander und der Wirtschafts- und Sozialpartner ent-
worfen und Ende Februar 2014 bei der Europédischen Kommission zur Genehmigung eingereicht wurde. Die
Partnerschaftsvereinbarung ist zudem eine der Voraussetzungen dafiir, dass die 33 Operationellen Programme
und die 14 Programme zur Entwicklung des ldndlichen Raumes von Bund und Léndern genehmigt werden
konnen. Diese Programme sind die Hauptumsetzungsinstrumente der EU-Strukturpolitik und der EU-Politik
fiir den ldndlichen Raum in Deutschland.'®

Kasten 4: Ubersicht iiber die Fordermittel der ESI-Fonds in Deutschland 2014-2020

Die in Deutschland in den Jahren 2014-2020 zur Verfiigung stehenden Mittel der ESI-Fonds betragen ca.
27,5 Milliarden Euro. Hiervon entfillt auf die einzelnen Fonds:

e Europdischer Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE): 11,7 Milliarden Euro
e Europdischer Sozialfonds (ESF): 7,5 Milliarden Euro

e FEuropiischer Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen Raums (ELER): 8,3 Milliarden
Euro

e Européischer Meeres- und Fischereifonds (die Finanzmittel fiir Deutschland stehen noch nicht fest)
e EFRE- und ESF-Mittel insgesamt: 19,2 Milliarden Euro; davon

e fiir Ubergangsregionen (neue Linder ohne die Region Leipzig und mit der Region Liineburg): 9,771
Milliarden Euro

o fiir stirker entwickelte Regionen: 8,498 Milliarden Euro

e fiir Européische Territoriale Zusammenarbeit: 967 Millionen Euro.

Die Europdischen Struktur- und Investitionsfonds bestehen aus den EU-Strukturfonds (Europiischer Regionalfonds und Europdischer
Sozialfonds), dem Européischen Meeres- und Fischereifonds (EMFF) sowie dem Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die landliche Ent-
wicklung (ELER).

Die Partnerschaftsvereinbarung wurde am 26. Februar bei der EU-Kommission zur Genehmigung eingereicht. Spétestens vier Monate nach
Einreichung der Partnerschaftsvereinbarung fasst die EU-Kommission einen Genehmigungsbeschluss — ggfls. zu einer iiberarbeiteten Fas-
sung. In den Jahren 2017 und 2019 muss jeder Mitgliedstaat einen Fortschrittsbericht iiber die Umsetzung seiner Partnerschaftsvereinbarung
bei der EU-Kommission einreichen.
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VI. Verfahren zur Erstellung des NRP 2014 und Einbindung der Akteure

156. Das NRP 2014 wurde von der Bundesregierung unter Federfithrung des Bundesministeriums fiir Wirt-
schaft und Energie und unter Einbeziehung der Bundesldnder erarbeitet. Die Fachministerkonferenz der Lén-
der sowie die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) haben unter der Koordinierung des aktuellen
Vorsitzlands der Ministerprasidentenkonferenz (MPK) Baden-Wiirttemberg Textbeitrdge geliefert, Entwiirfe
des NRP kommentiert oder Stellungnahmen abgegeben. Die Beitrdge der Lander sind in das Dokument einge-
flossen.

157. Eine Reihe von Wirtschafts- und Sozialverbanden, Gewerkschaften, Arbeitgebern und anderen zivilge-
sellschaftlichen Gruppen hat ebenfalls zur Entstehung des Dokuments beigetragen. Dazu gehéren die Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbinde, der Bundesverband der Deutschen Industrie, der Deutsche
Gewerkschaftsbund, der Deutsche Industrie- und Handelskammertag, der Zentralverband des Deutschen
Handwerks, die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbidnde, die Bundesarbeitsgemeinschaft der
freien Wohlfahrtspflege, die Nationale Armutskonferenz und der Deutsche Verein fiir 6ffentliche und private
Fiirsorge. Zudem wurde den Spitzenverbianden (DBB, DGB und GA) Gelegenheit geboten, mit der Bundesre-
gierung iiber das NRP zu sprechen.

158. Das NRP 2014 wurde am 8. April 2014 vom Bundeskabinett beschlossen. Unmittelbar nach dem Kabi-
nettbeschluss wurde das NRP dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat formell zugeleitet.

159. Mitte April iibermittelt die Bundesregierung der Europdischen Kommission das NRP 2014 ebenso wie
das Stabilitdtsprogramm 2014.



Drucksache 18/1107

—4] -

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

Y10CC0°'1¢C
:8eysopung Sunso ‘¢/'7

‘DPUY-A gDS ¥l

Y10T10° 3es Yyeryy uf

"JUSZ01{ /, JNe JUSZOIJ 9 UOA STR[YISqRID[[AISIOH SOp SunyQuIg pun /107 ¢ [€ WNZ SIq SWNLIO}
-eIows11g ‘3 0 sop Suniynypioy :uonesuadwoy] Inz (prewspue)sdg ‘30S) udrem IYIdIA Ul 1107 10°] Wep
I0A S}I2I9Q 1P ‘UJJOISIIIA USNSU JIW U[QHIWISUZIY UOA SUNPIMSQUIZINN I8P Sunydrang :0puy-A g9S v —
YI0TE0'IE
wnz s1q 600 ISNSNY WOA ISIA1J 3P PUB)S WP Jne SWNLIOJRIOWSIDI] S3p SUNIYNFIO :Opuy-A DS €1 —

o121

:Dpuy-A 998 ‘€1 {USUIYBU(EIA SPUIS[0F UdJ[BYUIS] 9230SATSTUNISPUY — A DS I | -9q[eNIWISUZIY W UdSUNIINTY €
PIIM UOPIOM JYOSO[AT G (7 9pud oseyds3uedioqn Jop opes
-ADISOJ SHSI[NWNY SSWAIQUAP|NYOS 1P OJUON[[ONUOY] WAP Jne I9p Yoru ‘Fun[o5ay SUId YoNne J[BYIUS 233830 SB[
1932103 urg
-dizsipsyeysne Iop SunioydIg InZ USUOINULS UAYNIAFUIS NaU s1{edSWINISYORAY pun -sIBI|IqeIS SOp WLI0JY Iop
W 19p Sun[Ioyny JYOI[IELISIAUUI JIP S9Z)2sa3sIun[Ia)yny-s3un[yezsuonyues sop SUNIIPUY JoUId JIW PIIM WIpNZ
“101YoLIOS IS JeIIog JoSISUBYQRUN UID OpINM SIRISIEI|Iqe)S SOp Sunzjmsiop( InZ JSenynesq ozudIs
-10qONZJA UAYDI[}EL)SIWESIT US[IMNNAS I9p Sumeyury Jop SunyoemIdaq) 1op W PIIM JRISIBI[Iqe)S 1od —
“(L6/991 D SUNUPIOIOA Pun SSLNIA[BYSI]
SO € MY YIS UIAY[IZUI NZ) UGILIYOsAFISAJ z)9sa39z)espunigsyjeysney wi pum spnpoidpueuionnig
SOp U9ZOIJ G°() [BWIXBW UOA NIZIJOPSTUNIAIZUBUL] SUDI[IBL)ISIUIRSIT J[[OININIS SBP INJ 9ZuI3IqQ Ul — sSentoA[eysI] sop Sunz
€10T°L0"61 11as JYery uf :puIs ua3un[a39y SNAU AYIIIUASIAN | ~19SUI[) USYDI[ILRISIOUUI INZ Z)ISID) T
"U[BYUIR 10T Yone QLA Sep 'Y 'P ‘UIYNJII0J SINY USAp
PIiAs PUB[YOSINS( "€ AYB[ W PUBISQY WOYDLINP JI (OLIN) SPIZSIEYSNEH UsSNSLY NI $op Sunjjeyuly
:(9yeySNRYRNXH YOI[GII[YOSUId USSUNIAYDISIIA[RIZOS ‘UIPUIAWAL) ‘IOPURT ‘pung) JWESIZSUl PUB[yoSIN( Ing
‘U9SSO[9sa3qe udu
-IUWLID [, USYOI[PAIYosIAun s[romaf USSWAIqUOPINYDS “MZq -[EYSI] USYDI[IYOIsopue] udFIromal udp ue SUNIONUILIQ ) eYSNLYSIpUL
Nz I9pug I9p 9z39sa3s)eysney Jop JIopug[sapung
[o1[3NZ2q UIYLJI2ASTUNQISZIISAN) 1193598312199 0Ing 10p 9z39sa3s)jeysney 9[[one 9
"USPIRI[[TIA| €7 puni juresdagsur oporradiniesiSo 1op ur pun oIng "USPILI[TIA €°¢ PUNI 107 JYB[ WI UOPIdIM USW
-yeugey areiiorid a1opue pun 9sarp In, “SuniopIioineqalpels 1op JunyQuIH AIp IMOS USUONISIAUISIYINID A Jop
SUNIBISIOA 1P ‘Uaqedsny-yQ “30s Iop Sunyo0isjny AP ‘B ‘N ‘UdYISITIOA FenIASUONI[ROY WP SNE udWyeu
‘udsso[yasadqe 107 |  -geIN Joreond 19)s10 Junziesurn) A1p ISI 107 IYe[ Sep Iy S)a1og H[eysneysapung Wi USUONSIAU] IOp Sunjrom
T[N[ SJBUOJA] SOP JNe T W YDI[IYOIS -SNy U)[1Za3 JoUId d1m0s dp[undIomydg 1oyasnijod 13nyorm Sunsjiels IoUId JIW YII9[3NZ SINYSTUNISIPI[OSUO
-SNBIOA UQIYBJOASIUNGITZ)osan) | uasAIp Jopulqioa Sunididaisapung 1 ‘Jne ssnyosiag) ud[[Inpnns udduridd uourd 1e30S Js1om pun sne Junpnyos
‘U9SSO[U0$2q 1UIqe] WOA 10T -I0ANON] S[[2INYNNS OYDI[SO[ SUYO SNEUIY JOQNIEP 19 JUWOY PUusyodIdsius soSeIIoASUONI[EOY SOp USqeSIoA usp
ZIBIN "7] We sapung Sop (7 | USNLIYOSIAUN JNOUID INU JYITU Jg SIP JUIZ0IJ GE°() UOA SWYRUINEIIPANOPIN US[[INIYNI)S IOUIS 9ZUAIFIAqQ) 1P (sopung sop)
S0Z)2sa3s)eysneH Sop JInmjug | pIm 4](0g SHeYSNeysapung sop JInmjug wop HA SWAIqUIP[NYIS USYIIIYI2ISTUNSSLJIIA IOP Sunjjeqursg o119\ 10T Z10sads)eysneyq ‘1
udzZURUL AYPIPUNJQ 'V
ue[d)eZ pun sme)s AWIRUYRA 9P SUMLIIA 939)1EMI3 pun SunqR.IYISdg uIeUGRIAT J9P [PILL M«ﬂ

uddunpyaydury uaydsyizadsiapug| 19p UNZ)dSuI() INZ USWYRUYGRIA

I °l1°qeL




Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

40—

Drucksache 18/1107

‘pueyosne ur usjonbyduy 1op Sunyoyrg —
puN UOPIOM }IOSSIQIOA US[[OS JBITen()
PUn JIONWESYIA “ONOMYOINY INPP[NIG ‘USUISYIBMIT 19q UoSUNYONSIOIUNSSIOSIOA USYOIIZIE JOp Sunyiels —
‘uouyounzyne wweisoidsgunyonsioun sep ur Junjeiog aanuaseid
-Tewnnad oUID 91MOS USYDI[SOUIId NZ JAB[NYOS W UITUNYONSIAUN-] YONE OS pun Ueqaynzjne dZudISsIoNy
93110ySIq SIP ‘WP 9IOPUOSIQSUI SO JYOT IO — WIOPUTY 19q USSUNYONSIOIUNSTUNUUINIOYLLL] JOp Sunyiels —
‘uozjesuesuonuaseidiopueT uoa Juny
-91ZoquIF pun uonen[eAq pun jejeng) Iz usqeSIo A pun JAIZS)AYPUNSID) JAYIIIAYUId J1omsapung SunSn
-[RISONIOE Iojun dUdGAsOPUET Jne (A gOS € 'SqV POT §) uesungdunzinyog uoa pun (A gOS [¢§) yoypuns
-o3uyeyz 19p Juniopig,] Inz ua3unja3oy Iop o[euR USSUNIBQUISIOAUIWIYEY IPUIYIIFdIoA JogN USUNUWIOY]
pun I9puLT IOP AIMOS 19T eNSTUNIAYDISIIATRIZOS IO[[E UOTIRUIPIOO pun Uuore1ddooy] 1op Suniossoqiop —
‘SUNIOPIOISHAYPUNSID) UAYDI[QILIIOq JOP SUNNIL)S S1MOS WIAYST
-9[Jd PUN JNYOS ‘BITY AIM U[IMSUSQI T UI 2IOPUOSIGSUT SUNISPIQISHAYPUNSI) Pun UOTIUIALIJ Jop Sunsyiel§ —

#10¢ Iye[ Wi SSNJYIsagnouIqes| {UOPIOM USUILIOUISINE Z)OSIFSUONIUSARI WIT US[[OS USWIYRUGRIA 9pudd|o] Z)3S9TSUOIIUIARI] 'S
"UIOSNRYUANUBTY USP Ul SUN)LISSNE[BUOSIO USPUSYDIdISNE JOUId Sunioydlg —
‘uadunpueyog J931QUUN FUNPIOWIOA —
LENENREN
Nz UouoneYIpU] UAYeMaZsne ur 95e1110AsIeII[en) WIOSNBYUONULRI JIWI UISSENUINURTY 1NJ NIONYDIIION —
‘Sumn3I0 A Jop uswyey wi jeyfent) Jop Sundnyorsyoniog —
‘uop
-Iom I9)udIedsuer) pun 1OYDI[PUBISIOA UI[[OS IOSNRYUINURIY JOp AYILIOGSILII[eN) UIPUS[[AISIO Nz yorjiyel o1q —
"UpIoM 10)[€)$a3 JOUOISSIYIAI [[0S USSUSUISOPUIIA] UOA Sunoso,] InZ gD sop stusnjog a1 ual
-YNJyoINp UISSNEYUANUBIY USP Ul US[[01UOY] Jop[owdSueun Snjunsnz Sunioyoissigljend) UduIo)xd pun udlo)
-U1 INZ Yo Sp UdQESIOA Jop Sunynidioq() INZ [[OS USSSE[UUBTY] JOP ISUSI( QYISIUIZIPIN (] “UdI[EYNZ
-ute puasuImMz puls (YgD) SosSnIossnesapung USWESUIOWD) SOp USTUIIYDLISIBIeny) Jop usSuniopiojuy aIq —
“WOIPUSJIQIIA U930Z0qsFUMUDLIULS pun 393
-Jomo3sne ‘JowtesoS USJEPIUNNOY PUJIISIOqNUAI0INIS USPIOM JNISUISIE)[EN) USPUIPUNIS NZ NoU Wwop u] —
¥10T°€0°9C We
OMOL-ASID — SUNSSeoqUOUIqEY uyngoSule yo1jz)aso3 Sunuejdsneyuoyuery] Jop uaSunproyosiuyg Inj WNLIALIY SOINIoM S[e PIIM Jelifend) —
‘OMDI- ‘Sunyos10ys3un3I0sIOA 1P INJ
"OMOL"AND pun uauI0js3ungI0sI0 A JIOPUIJIDISIOqNUAIOAS JoAljeAOUUT SUNIOPIQ INZ SPUOJsUONjeAOUU] SaUId Sunjjeyos —
wop JIw puouuIsaq ) Suns 215
“yzjo898wn opouedinje SIS 1sIIp , :oﬁwﬁo un: mo&a A UdIBUONEIS M:: usjuR[NqUIE JOP JBYEN() M_v 13ugqeun pun Jeyso
U1 uoryepIoAsTuNGeSzosory wou | ~EP SEP ‘SIMNSU[ SoUto Sunpurip ‘uajepounnoy Hut UNIOYOISSIBIEN() UOPULJIISIOqNULI0INes Jop neqsny — SunSiosioA 1op SUNLIOHUOLOSIE)
-OPAIYISIOA UT UIPIOM USTUYBURIA :puts SunionusLIos)E)I[ene) Jop SUNdIL)S INZ OJUSWIS[Y QUOIJUSSIAY | -I[eng) USIONIE)S INZ USWRUGRIA R4
"UQJIND UOPIOM JYOSNEIOZSNE AJUIWIENIPIJA] SUYOIO[SIJOISHIIM YOINp JYOIU JIP ‘UI[[9ISIO U[ONIWIAUZIY
UOA 9)SI] QUID [[OS SSNYOSSNESIPUNE SWESUIIWAL) IOP PUN USWIYAU[IS) [ONIWIAUZIY JAJRAOUUL INJ USSUN[PUBTIOA
-S101 UOP U dSSENUNUBIY USYOI[Z)9ST JOUIO JOJOILO A UID SUSISIPUIL [0S JOUIO] 'I[IS JJOISYIIA USNSU USYDI[S
$10TH0° ] ‘Uolmyenu] Wop W [OPIWISUZIY o[ InJ SenoqsSunyeisiq Iop ssep ) [91soSIe[y o1m0s usuruouddioA Senoqs3unyye)siq
$107°€0'¥1 yeisopung I U[ONIWIUZIY UOA sdstoidsynesoauaoyiody sop Sunuyoalog Inz udSunjjeisie[s] UopIom sneury Joqnieq
uepd)197Z pun smyeys QUIYBUYEIA JOP SUMLIIAY 9)9)18ALID pun SunqRIYISIG JuIyeugeIAl 9P [PILL M«ﬂ




Drucksache 18/1107

_ 43—

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

7102 15919H
Wl YOI[IYOISSNBIOA UdjomJersjuf
‘P10T [udy wr urwepeulqesy

"UQYOIRIOY UI[[B JNB S9Z)9SaFOPUISIUH-IOWYAUIIGIY SIP SYOII
-9qs3unjjan) sap SunIdIOMIg YoINp USUYQ[ISIPUIIUAYOURIF USMIBQUISIOA UOI[JLIE]} USId)IdM UOA FunyorjSouuryg

uoyodueRIg O[[e INJ $9Z}0seSop
~USSJURIAWYAWIRGLY SIP FunugiQ

01

Sun3IIa)aqsqIaMIF pun PIBWSIAQIY g

‘UIpUIMNZUR ¢ ()7 WNeI
-)19zs3un3e[ueId A UWesas uop
Iy s312109q yoopal purs uagunjoSoy
SUYIIAIIYLZ eI Ul £107°90°0€
we Yo1[z)espunis jen z)asen) seq

“JIOPUIYIOA
unu pIim 93ndZIYeJIJery 19SAIP S[IAM0ASITUNZINN] SOp SunIond)sag YoyIoqn Ul "uajjeyosad ue3noziyejiyerny
-0IP[R[OPLIGAH 2P0 -0I)I[ USYOIGRINAq UOA FunzinN 1eAlrd o1p Inj YoIo[SSNes[IONYIBN UL PIIM YDI[FIIYIS

Jougadeq

WESYIIM ‘UOPIOULIdA NZ (19X00[d- [ LHY) UaINNNS-Ia300[g-Xe [ IJsuel], A1eIsq [Bay AJUUBUSFOS 19qN IoNnd)s
-QIOMISPUNID) TP JINYII[SQIA JOP [oNe PIm z}sdIoN)sqIoMIIPUNID) W SOPUE)SIQIBIIANIIS UONAU SUTS Suni
-ynyuIg I9p N “PUBIYOSaSUIS SUNPIOULIdAIONIIS INZ USTUN)[B)SID) AYOSUNMIIUN WIAPNZ UIPIdM ZJOSID) WP A
“UISUAIPUTI[IM

-121,] u9)[oF0108 Yo1]219593 DISH P 2qeisyong g IowunN [ zjes 4 ziesqy g€ § ur udp 19q soproduayose], sap Jun
-121j9gJondjsuswuoduly p 31mos udyderdoaroyo- pun aanassigaruduyng ‘IONAndg IYDIIYII udSuUNISIAT Inj ud3
-UNI_IJAQIANA)SZIBSUWI() AP g Z UIQUIT USWUYBUGRIA USPULISE[IUS USP NZ "USTUNIIMIUY S[BUONBUIAUI UB 9IMOS
uoru() udyodstedoiny 1op Sunyoaxdsiyoy pun JYIY Ue SIYIALIdNA)S sop Sunsseduy 19p ‘B N JUIIP Z)9sA0) seq

UQYLIYOSIO A JOYOI[IONA)S
Suniopuy Inz d1mos SIUIIYOLIY|IY
-SJuy JOp Sunzjosuu) InZ z)asam)

€107 MIN HeIS

"ueSUMSIaNISULI(] SYRUS)RYSNEY
1My usnpows3unieIziyIend) UoA JunoIMIUY JOp UR "B M G[0Z NI SIq 1911egIe wnnuazzualadwoy seq -,,usd
-uUmsSIANISULI(J IoyeUSIBYSNRY FUNIAYOISSIeIend) pun SUNISISI[RUOISSJoIJ WNNuazzuledwoy] sep €107 NN

9J0)Ie)Ss ‘URIRISITRUOISSIJ01d NZ pun udjIoMNZINE USSUNISIAMISUI(] duaFozags)jeysney pun -usuosiad ‘[o17 wap NN
"UIISSOQIAA [URMSINIdg

QY0010319)Y03[YISAT AUId I FUNJRIIQUAIPNIS PUN -SJNIdE TP AIMOS UALIOMJNE UIdURdILIE ], USP JIW WESUIdWS
Funpig Ioyd1punyny pun Sunnanag ‘939[Jd Ul 210pU0sAqsul uIAR3NE], pun JOp[aJsinidg uuwnsaq Sunidid
-a1sopung 21p [[4 ‘udduLiq Nz SUMAL) InZ , 3191y A81IIMYDI[S pun dYo1d[3 10y uyo] Joyor[H* dizuwg sep wn)

1p
-[9JSjnIag IUISaq Sunjromyny

¥10T 2pud siq
UDI[IYOISSNBIOA JINMIUOUDIUDIONY

“U9IYIBAQ NZ JIUIYOLISTUNUUIIOULSINIdg UoydsiedoIng Inz SIuIpyoLs3unIopuy Uaud)anasd jyery

ul (7 Jenue[ /| We JOp UdqRSIOA 1P PUIS 19qe( “USPIOM 1ID1[qRI0 939§ dUSYURIIOPULY] PUN -UURIY ~US)Y
a1p any Sunidisije1zadg uspuoneqyne Jnerep IOUId pun JUNpIqSNEPUNIL) USWEBSUIWAS JQUID JIW P[IqSJnIog sAYd
-IIQYUId IR [[0S Z)9S939JNIaqa39[J USNAU WAUID U] “UIPIIM LIAYIIDIS ssnul 333[J JOp Ul UJNIdg UOp UOYISIMZ
[9SYIAN 1o "UIdS J9)[BISATSNE J9)YOLIOTSYUNYNZ pun AnYenIe ‘UWOpow ssnut 939[J Jop Ul Sunpjigsnesyniog a1q

Z)05930Jn10qa39}d

srocerie

SI1qQ QAISURJJQ) Jop Sunzioswi)

pun 310zZjne ‘7107 Tl el We
Sunrequioro A 1op SuNUYIIAZIAIU()

‘Pen[yoejesaydudly Inz uiojoyedad pun usuuLIRyYa33d 000 NZ S1q uoA SunidiziyienbyoeN —
pun oAISUJJQ Iop NzZjne|

JIOp PULIYEM J19qTY I Injuddesopung SIp YoInp Suniopiojsuninyoswy) udSLyeioIp 10p SUnIYNJuIoIopaIpy —

‘G10T S1q 1uazoid (| yorryel wn usjyezs3unpigsny 19p Suniddidlg aSomudns —
1U2I0Y23 UASUNIBQUIdIOARIZ UISSNYOIM USP N7
"UAYQUIO NZ sap[oys3unsd
-1JBYOSag PuUN -sJnIdg SIp JIANNeINY SIp pun wdpiof nz 93opjdud)y 1op ur Sunpiqio) oA pun -0, -sny a1p
‘o1z wap 3w prejssundngeyosdg pun -sjniog ‘-sJunpigsny sep Inj udguniopiojsneioy udp 939[3dudiy oAIsudy
-Jos3unarziyijeng) pun -s3unpyIqsny S1p YoIs [[9IS USPURGIdA PUN WIIPUER] ‘pPung UOA JARNIUISYRYISUIWD) S|y

a3913duo)y 2AISUJJO
-s3uniaizyirend) pun -s3unpyiqsny

ugjd)eZ pun smejg

JuIYBUGRIA] 9P SUMIIAA 919)IBAII pun SUNqRIYISdG

swyeugey 19p PILL

“IN
P¥1




Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

—44 —

Drucksache 18/1107

-4SH yw puaynepio] ‘urkeq ‘f

(r10T

Iye( WI yoInpep Jnejyoinp

-sSunynig 101s19) $1/€ 10T 1yel
-[nYOS wapuayne| qe yordowr ‘¢

S107°80°1 qe :sueydiyay
-uowyey sop unsonuowddwy 7

*,,Jungnidssnyosqy yoeu UduId|
sp[undiomyosiopio] sop Sueds3unp[rg Wi ssN[YIsqy JOYOIIS[0JIT* SISSN[YISqY Sop Junynjuiy :usekeq ¢
‘(uauroT pund
-19MUOSIOPIO, WI JIBPaqIdplo,] wayosiSoFepediapuos jiw I9[NyoS pun uduUULIANYDS InJ) uduid] pundiomydss
-I9pI9 uap Iny sue[diyouomyey ualRnUALIoZURdWOY uanau sop (Suntenuawerdwy) Sunmynyury (uwieg g
"9JnIag 91932103 YOI[IY0aISopuE] UIdARY JBRISIaI] WI INJ uduoneyyIenbsiniog I1ouaq
-IOMID pue[sSny Wl Funiiomag jne yonidsuy UauIod uajjeyos DPeJIzosAed sep pun DJOgAeg sed ‘ulkeg ']
uagay

UQQIYUE USYISUIIN

€10T°80° 1 Mes Yo UL "1 | -nzue uoyosuajA] J9ISI[10)Yoruaq NBIATUSIUNP[Ig Sep WN ‘USWYBUGERA USPUIF[0] JIP ‘B ‘N UIYSISAq UIOPULT USP U] I0131I)yoRUaq nedAtusunprIg | L]
‘uappelordonIN uaua80zag-110uyoA) Ue dWYBU[I], I9p pun j1dgie[eizospuadn( apuayonsjne ‘gunjeidg
‘(quowageuey ose)) Jumio[3og Ioyosi3oseped[eIZos IS[[ONPIAIPUL (UIYDISI] UAUId)SNEY JOIA UIP SNE Uuey pun
17)9sa3Wn pun JMUIPIO0Y Q) J0A J[IYPUIFN[ S[BUNWIIOY AP YoINp pIim 10qa3ues3unzimsIoru ) seq "puls yoral
-310310 Jyoru uddunJi[e)yorudq J9[RIZOS I9PO USUNINYILNUIADY IO[[QNPIAIPUI PUNIL) JNE 9}0qISUY ISP UAUAP
$10T 2PUd YOIIYIISSNRIOA ‘INON 19q JOPO UIPIOM JYOIALID (JYaU) JYoTU SUNIOPIQISIAQIY JOPO/puUn pUAYINSS)IAQIY InJ Sunioyorspunin) ‘Sunpyrg
-Nd ya2anp 070z S19 +107 dO-ASH UAYDI[JNIdQ PUN USUIAWAF[[B JOP U10qaSUY USP UOA JIP ‘USPIIM JZ)NISIANUN JNIdE UP UI 9[NYDS Jop UoA Sued Jontend) wi N
SOp Fun3ruysusn Yoru Junzpswy) | -Iq[) We UdIYE( 9T YDI[GII[YosuId SIq 7] UOA I)[Y WI USYISUSJA d5un( udfjos suruesSo1d[[opojA sop uswyey Wy | -Yy.LS ANION[ wweidord-ISH 91
“USZIN)SI2IUN OINF USUOI[[IA] 00 W UIYE[ UYSZ ULISYORU UIP UI JAISULJJOsIB}[en() d1p pIim Junidrdarsopung
91 "UIOPURT UIP USISIMZ UJUIPNISSPUBIYY T UOA JRI[IOA 1P SIMOS US[NYISYIOH UIP UB SWINIPNISSIUIRIYI T
S9p 3unyoIS AP 119SSAGIAA “Bunp1qIoIy ] Iop 1dozZuo USAnBAOUUL 1P IZIMSINUN WWRIF0Id Se(] "UdSSo[ydsd3
,,3UNP[IGIAIYYT SAISURJOsIB[end)* Wei30ld SQWeSUdW3 uId Joqn SunIequidId A -IpueJ-pung auId €[0T
UQJJO YOON |  Udqey IS "sne Sunyosio pun JJeYISUISSIA UOA FUNIOPIQ] IOP 19 J19GIBUSWIWESNZ AIYI UdNeq I9pUg] pun pung |  Junpjiqiorya dAIsudgjosignend) | S|
M1 “USNIR)S NZ FUNPOIMIUSINYDI[UQSIdJ JOIYI UT AY2I[puadny pun Iapursy] A3I1o1ydeuaqs3unpiq
-1JIUT QUdqH Jo[eyo] Jne 9joqadue | wn ‘udpIom MYNJIZYoINp duaqy I9[eO] Jne assiupunqsunpyig uoudden)ds YoIPeyds[[aSIS[IAIZ UOA 1P ‘Bunp[ig
-s3unpyig (000 &0 UopInm €107 UQ[[2IM[NY JOP USWUYBUGRWSIUNPIg SYISINYISIdGNE 0INF USUOI[[IA (€T WW dIe( Juny Inj ¢[0g 319s ,,unprg
Me)SWIRISo1d 1198 "1Z19sawn INJ 9SSIUpUNg “YIeIs JYIBW I3 Wei3ord wop 1w Funiordarsopung A1p HAPIQY q[eyse "UYDI[puadn( pun
1IOMSIPUNQ USATIENIU] PUN USPURQ UISPUT] UOA JIYDI[UQSIdJ U2IOP[1qS YOI}IayZues IouId Nz Junpormiug S1p 1Z)sIoun Udie)ANYY US[[aInyny Sunppg
-IOA {€ UOA PIIM WeIZ01d Se( | USyosInyosIogne ue Jun3i[1o1og dANNR I "USYISUIA USZUBS Uap JJL11oq PUn USYIISIOA NZ PUSSSBJWN IST Funpig | InJ assiupung Sels Jyoew mny [ 4
¥10T'10°1 wnz Sungayuy 01Ny $G€'g JNe 0ING HTT WN $10Z 10" qe “Ueqoya3ue 0Ing O¢1'g Jne 0Ing 9z [ wn
9)TOMZ Q1P pun JYers] ur 107101 | PUSSHIMNONI 10 9pInM €10 10'] WP qQV IOUIO USHLIYIS 1oMZ Ul Se1joqIaIjpunin) I9p dpInm Judzold 4] UOA Zjes uoIssoIgord
wnz je1 Jungayuy 2ISI19 91(] | -1ond)ssSuedurg WOMOPUBIdAUN 19¢ 'ISB[UAqESqY pun -10n2)§ I9p Sunzuaidag Inz Jeniog usuld 19)s19] Z)sA) seq ud)ey] J9p nNeqqy Wnz zjosan) €1
‘o3exyoeuwNSUOY| )39[o3ue J121q
QUI? UYO[ISOPUIIA] JOP 1IBIS WAPNZ “US[[ISNZIAYDIS ZINYOSISOPUIA] USUISSIWAFUL USUID PUB[YISINS( UT [[BIQN
SO 3ISIAIZ "810T 10° T WOA SUNMIIA\ W UOISSIWIWO] YoInp suyopIsapurjy sop sunynidioqn a3iewnsio Figewodor
WIO[IJRYOSUSSSIAL U0A Sunya1znzury] 1o1un 55 uyopsapury uop Jnidioqn LSIUINE Z)ISI0A USIOP PUun UIpIdM
ST0T'10°T Udenyenu] ‘4107 [Udy | JUUBUSq IOWYaWIaGIY Pun 10qag)1aqly 1op 9pueqloAuaziids o1p yoinp IOpaISIA USIIp ‘UOISSTWWOY (9107 CI 1€ SUUO[)SIPUIJA] USYOI[Z}9SdT Uap
W YOI[IYDISSNBIOA UILIONIQUIQEY | SIq YoI[Sour SenIoajiie], yoInp ueSunyoromqy 0niq y/oIing (S g UOA UYO[ISOPUIIA JOYDI[Z)2SoS JOPUNOIPUIYIL[] |  -USNOIPUSYDE[) souId Suniymyuig | ‘7]
“UI)YOI9]I0 udd
-BIMOAJLIR ], UOA SUNIBPIAYDI[PUIGIOAUISWAS[Y 1P [[0S SWIRUGRIA A1 "UISS SISSAIANU] UYDI[IUJJQ UIOPUOSI]
107 159104 SQUId UOFIII0OA SEp IYSWIIA [[0S PUIYDIAISNY “UI[[e] O1219qs3unijon) uaSijromal udp 1ojun a1p ‘uadngeyoseq *Z19593sFenIoAJ IR ] WP YorU
W YOI[IYDISSNBIOA UJONJeD[U] | JOWIAU}IAQIY IO JUZOIJ (IS SUISIPUIW 19qaF110qTy USUIPUNGISJLIL) A1 SSep ‘UZ)OSSNEIOA PUISUIMZ JYIW JYOIU | USTUNIRIYDI[PUIGIdAUTIWAS Y
‘p10¢ [dy wr urueauIqey] QI0pU0SAQSUT FUJunNy [0S Z19So3STRIIOAJLIR], WP [OrU UISBIIAJLIE], UOA SUNIB[IAYDI[PUIGIOAUISWAS[[Y A1 UuoA Juniuog | I
ue[d)vZ pun smye)s AWYBUYEA 9P SUMLIIA 9)9)IEMIS pun SunqR.IYISIg WY BUYRIA] 19P PILL M«ﬂ




Drucksache 18/1107

— 45—

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

¥107/€10T TUelnyd2s 1

PUJNeRIoY 10T NS "¢l

€107 2qoMQ wi uuidog 7]
102°80°[

wnz jue[dod Junuynjurg 1|

“USS[OF 10T
ur [[os Suniequiaroas3unpiig ‘0]

020T — 10T aseqdiopio 'z 1y
Senuy ‘€107-L00T PRl0Id-4ST 6

SI/y10T '8

S10T/+10C
soIye([nyog sop opug wnz
SIq UOPIOM USWIYBUGRIN op1og /L

aIue( 9 Jne 39e5ue ‘410770

we swweidold sop Jeis ‘9

€102-L007 wweidordsapue]
-ISH Wop sne SunIoIZueuIyoy]
n g0 10°10

1198 PUQJNE[IIO, UIARg G

udYasaBI0A OZOT-¥10T
wweidordsapueT-JSq wop
sne Juniorzueuyos| S1/410¢
Iyef[nyog qe ‘SunioIzueurjoy]

“UQ[NYISSYRYISUIIWN) UOA SUMYOLIUIT :}[BYUY-UISYIRS

“Bunpigpuniny pun Funiotsnaqeyd[y 1y SANEDIU] Z[efd-PUeluIay

‘Sunpjiqpunin) pun Sunidisnaqeyd]y SONIOMZIIN SOUId NeqJNY (UI[BJISI A -UIOYIPION
‘Bunpiigsny

udenp Jop Ul 9JII[NYISYIOYYIE,] JOp SqIIMIT SOP SunyorjSQUIIg OPUONIIPUSYDIE]] (US[BJISOM -UIOYIPION

(ezyespuniSsSunpyig) udejISo A\ -UIOYIPION] UT YOI0IOqIBWILL] W UINYDIS Ul pun udSunjyoLIuIosaSelopurs
Ul udIye[ [ SIq () UOA JOPULY] Iy SUnIopIQIsTUNplLg INZ dZ)RSPUNID) 9P FUNIOGIBIO]() (US[BJISIM -UIOYIPION

‘SunpyIqIEpUNdS pun -punin) udSNIIMYI0Y JOUId pun Junydrzioyni, ud3d
-IOMYO0Y 19U Nz s3uedny USYIId[3 SOp SUNIOPIQ, {19Y0IqQR[NYDS 1P [YeZ Jop FunIoSuLLD A pun syoniq
-QB[NYOS UAFNIZIOA SIP UONUIARIJ :,,UONBINNYUH YdInp uorsnur* urer3oidiopiQ -JSH :UasyorsIopaIN

"uaqIoMId (Ssnjyosqernyosidnepy) oj1ox
-s3unplIqsynIog AONOMIT JIP JO[NYOS PUN USUULIDNYOS USUUQY USWAIE UL, US[NYISHIOM “ USP U] :uotoIg

“UQYONIqQR[NYDS UOA SUNPIOWID A INZ J[NydS Jf[ypuadn( ayalord JS7 /uwerdordiop
-10 (q WPIFd[NYISHAZ[[0 A Jop SunSipudeg yoru uayosudly JoFun( 19131[103yoruaq [e1ZzosoydoAsd uoryei3ajuy
QUOIJNIdQ NZ JJ[IYpuAIn[ IOp USWIeY Wl udwyeugeN dydsidoFepedsyniog JSH/QMUIPYITY (e :Sinquopuelg

*(3JuUNyI9H US[BIZOS JOp UOA s3[ofIas3unpyig
Sop 119)313uByqy J19p SUNIOFULLID A ‘UOSSBIOA SSNYISqY dUYO (YOS 1 J1p ‘uadiuafIop sjrojuy sop Sunyjuag
‘USIYNJ NZ USSSOYOSQRINYIS Pun USF[0JIg UdYISINYOS USYOI[FQUISTYIQL NZ USUUI-/INYOS J[[B) USWINRI[BIZOS
UQ)2)SB[oq Ul USNYDS UB USUUI-/IA[NYOS IIP UOURYOSTUNplIg 1op SUnIassaqio A Inz wweldold-snuog :ulog

‘swiwesSoidsapueT- ST sop uowyey Wi (+yVHJ TV dWyeugejn)
snwispoqeydjeuy udreuonsuny Jny sop Sunjdweyog Inz ussinyssunioisnoqeydiy uoa Suniopig :urekeq

‘suurerdordsopuey
-JSH SOp USUIEY WI US[NIIS[ONIIA U UISSEPSTXBIJ YOIND IS[NYOS IOIoeMUossSunIsIo] Suniopiof utokeqg

h4!
el
!

01

ueg[d)9Z pun smeg

QWY BUGRA] J9P SUMLIIAN 9)9)1AId pun SUnqRIYISIG

swyeugey 19p PILL

P¥1




Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

— 46—

Drucksache 18/1107

"710T [eMenQ

*f WI S[[eJuaqo JuuIdoq Sunzjosw)
oI "y 10T [eMenQ) " wi 1[0}
SuniequioloAudWIYRY 9P Funu
-(orazIau) (] Z[eJJ-puejuioyy

€107°60°C] We SunuydIazIaN

pun udzuojodwoy] onau Iy epusdy 1P 21mos SunSomog ur pueSn[ USANENIUNIYT AIP SUSQH Jo[euolSal Jne o1y
-Ue[J pun udIuIIYT uayosnIjods3undiyeyosaq uop pun d1393enS-07(7 pdo.ny 19p ue Nzijdxa yoIs HonudLIo Juni
-eqUIdIOAUSWIYRY 91 19q NAYSIso[s)aqiepuadns 1op Sunjdweyog Inz 91M0s FUNIOYOISIYLINYIR] INZ ‘USYISUIIN
uounl UoA 219pUOSIqSUL — JBI[IGOJA USYDIJNISq JOp Suniopig Inz 13esy pun YNIjodiIewsiIoqry UsANe 1op

pun SunpyIqINIdAN USYDI[JNISq JOp ‘Sunpligsny Jop USWIYBUGEIA SPUIIQIYISIOqNZULIS ISSejuun asa1(] 19319qIeId
udISjog D pun Aruo[[eAy ‘USSULIIO] ‘SINqUIOXNT ‘PUBIBES ‘Z[B]J-PUBUIOYY UYOSIMZ SUNpJIqSnIog dpua)
-10170SI0qNZUAIS JOqN SUNILqUIdIIAUIWIYEY JUID PIIM Z[BJJ-PUBJUIOYY SOPUET SIP dANRIIUL JNY Z[BJJ-PUBIUIoyy

‘uaqiomio uoneyyirenboddoq ayosisozuery

-[OSINIP UL OS PUN USJOI)UE SOPUR[IAUNEJ SOP UTUNJNIJ USP NZ Yone IS UAUUQY ‘US[[NJId udSunurpag a1p oIS
uudA\ ‘1ey uopunjadyels Sunp[iqsny SYoS1OIOY} AIP WP UI ‘PULT WP UI SSNYISQY UAIYT UIGIIMID UaydI[puagdng
Q1] "US[NYOSYIOH US[EN(] USP Uk SPUSIAIPNS Uk pun Sunp[iqsnesyniog ud[enp JoUId Ul 9PUIP[IQNZSNy U YIS
JOIYOLI AIS "UULY USPIOM LIQTA[OSQE SOPUB[IRQUOBN SIP QILIOg WAUId Ul [13], Joyosnyerd ualop pun pue[jewio

wl [19], JOYISI[NYDS JSPO ISYISIAI0A) USIP ‘Funpyigsny d[enp dpuaioIyosIdqnZudis auId IsI puejsuagon) Jouyoroz
-I3Jun J91qASUIAYLIdQ W Funplrg SYOIFNISq SPUIIAIYISIIQNZUAIT JIP Ioqn SUNILqUIdIOAUSWYERY 1P Z[BjJ-Pue|

Sunp
-[1qSJnIog opudIOIYOSIOqNZUAIT

W 1e)S :SI0qUIINA-USped | -UIdY pun SI9qUIANINAL-Uapeq ‘sses|q Wap sne Iouled g7 JWesadsul uaqey €107 60'C] WV :S10quaninm -uspeq Ioqn uoSuniequidIAUdWYRY | 0T
*(,,A0u08y-do)g- 1) JusweSeurw||e,] USPUIJIQISIOqNSIONSIYIAI WAULD
SAISNYUI SJUSIOTRULRIUSTUEFIO]() US[EUOLZAI SAULS SUMIYOLIUIY pun (e1yeld) SUnjeIeqioAsgunpliqsny Jop ut
usqaINeg UOA SUNPUIqUIF INIBIS ‘USNYIS UIPUIP[IQ UISWS[[E Uk FUNIONUILIOSINIDE QISAISUIUT :0JUITUS[IUINY
‘Bunpjigsnesyniog duId Ul 9[NYOS IOP UOA 9FNSUIT 9P Iyaw puis uondozuonaN Iap [217
Jueldad puoyo[3oq uonenjeayq 151 13e1doT yosinyos pueFoimioqn S1oquIpInpy
‘S1/410¢ Jyel[nyos qe :uouordax -uapeg UI I3p “JOA JNISE - S[NYOS SYOIISGSTUESIAq() SO uondozuoNnoN SuId 107 ISGIOH Wi d139] 31091y
-[[OPOIA 1914 Ul uondazuoynaN 1op INJ UOIR[RIIP[eUOISY IOp PUN IPUBGIOASIPURT U[BUNWIIOY ‘QPURQIOASYRYISHIAY 10Ga3)19qIy pun u)jeyds Jniog - 9[nyos syorax
1elg “0seyds3unyaIoqIoA JI0ZIS(] | -YIOMID ‘UWIWEY ‘FUNISIZOISOPUERT JOP UIRIISA SNE PUSYDISAq) SIOqUIDILNA -USPEY SIUPUNGs3unpliqsny se( |  -9qs8uesioq() sop SunyesagnoN ‘61
iR T (wspn
SUNIUAIUTY OAISSOZINS 1 e - Sunpunyjroudssarouy oyosipyerd uoSe] ISTA UB) UI[NYOSIOPIQ] J[[E JNe SUNJIOMSNY QAISSIZINS OIMOS U[NYOS
HIGUIH SAISSOMS STOZ ° 9 -IepUNYAS 9P UISSE[Y] UJQRIS UR[[e Ul OV Y WeI30Ids3unIonualiosjniog Sojomsapue| :J[BYUY-USYIRS "9
S10T .
R Snv -oseud . (uanyosiaqQ g ue
HAL - €102 ISNoNY SSPAROT. °§ 101BI0QSIXRI]) UASYIRS DV [1JOIJ SUSIYRJIOAISA[RUR[RIZUIO Sop Sunionuawaduwy inz yelordjofid :uosyoes g
#107°80°1 qe Sunzieswin Sunp
€10T Ut BUNRIWRSHEPIE "y -[IqsnesynIog ud[enp Iop Ul uduoneNgIenbziesnyz uoa 9)0qasuy 1op SUNISISRW)SAS (UBJISOM-UIOYIPION  “f
S1/10T 1yelinyog qe Sunion —
ﬁmwwﬂ%:oﬁwwmwﬂ MM: WMH@mMﬂN NZ Pun WRYIIIMID NZ UIQI[SINISY Sep Ul ueSIoq() USp W “US[NYIS[19)PeIS Ue SUNIdNUILIOUSIPIIS pun -sjni
. vw: 1on ¢ P wc:MES.m . -0g 19p U0y "SunjIaIoqIoA— pun [yemsyniog Jop 19q Sunzimsioun) pun Sunpruid A ‘Sunjerog opuoyroId
PG £10c o e -19qNSIAISIYOI InZ duasyoemIyg agun( pun syorpuedns Inj usrnjuadesynioqpuadng uoa Sunujjord :Sinquey ‘¢
S:E::om:oﬁwwm_wﬂowwmﬂm ‘(Sunxdrzueur J-4Sg yw) SunuedoFoms3unpyrg pun -sjniog Iop Suniossoq
PpIoz/e1oe :wﬁzawﬂm@m ut -I0A INZ pUn 12[NYIS PUN USUULID[NYDS IOP USZUIRdWOY] USJUBA[QISJNIS] PUN UYDI[YOBJIIQN US[[INPIAIPUI
: Iop Sunqayag Inz 1j014 9sA[euezuolodwoy] 10p Sunionuowo|dul] SpUSNIIPUIYOR[ SIoquIONINp-Uopeg -
P107/$10T 0s puosoigdiop 7 P sungayry Iz 3y [JoId 9SA] ) > 9P n W] 9pUS39pUSYOL[] ‘sIoqUonMAM -Uspey ¢
* SunIopuryog I9YOIHUISOM JTUT USYISUIIA]
¥10T/€ 10T saIyeljnyog sop : i , .
SJNET WI UI[NYOS UOPUSP[Iq 93un( ing ,SunuejdoSomsyniog Iop $SOZ0Id WI SIBJUSAUIZURAWOY,, SAUId Suniynjury :S1oquoninp-uopeqg ‘| Sun
-UrowWdS[[e Udp Ul Junyryury | :3unionuaLIosINIog INZ USWIRURIA USPUSS[O] 1P "B "N 3 )qI3 UIOPURT UP U] -ONUOLIOSINIoE INZ USWIYRUGRIN | Q]
ue[d)vZ pun snye)s AWBUYEA J9P SUMLIIA 9)9)1BMI3 pun SunqR.IYISIg QW BUYRIAT 19P PILL h«ﬂ




Drucksache 18/1107

_47 -

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

€10T°01°ce
29ATIRIIU] JOP SUNpaIyds
-QRIOA UIS[OH-SIMSIYIS G

€10 ut o150eng
Iop SunioIsien)yy :pue[lees ‘4

610Ts1q
€10 Sunzydsuin ‘€107'80°61
SSNIYISaqHoUIqey USSOH €

£10¢
wn( uniemnsuoy| :Sinquey ‘g

910 S1q "PUIW ‘€10T SN

-yoey 1z 1o1dedar3ojeng sep opinm | JeeS 9)JBI(IE,] STUPUNGSYUNNZ* USUIJJBYOSIT Nou WAp U] :pue[ieeS
*I0)[EJIIOpUR)S S[B SUNIAISI[RUOT)
-BUINU] "¢ pun JNIod)yIeWsIIaqIy 9ONULIO[RIZUI0] "7 ‘SUNP[IqIAIdA pun -sny | :I9p[ajssun[pueH ayos
-139)B1)S 12Ip JNB OIS LALIIUIZUOY IS "FUNI[BMIIAS)IAQTY S1MOS WIDUIWEYSYRYISHIAL ‘UIDQITIAqIY ‘UJBYIS
-3Ioman) uoA Sunpuiquiy J1un SunididaIsapue] Jop 213enS :SunioydIsayenyyoe, 1dozuoyjwesan) (udssoy ¢
JZ)nu JunIayd
-1S9)JBD[YOR] INZ PUSSULIqUUIMIF pun LIYNJUSUWIESNZ UIPIQUIQUOR,] JOp Pun SunjjemIoAsIoqIy Iap ‘Toumred
-[BIZOS pun -SYeyoSMIAN JOp 9S1IadXH 1P 9OIMIUINIdM ‘J3T pun J031omMaq 9zjesuy IFLIAYSIQ I[ONOIMIUD
SISBqRYBLYIR JOp SUNIOYOIS InZ UdSUNSQT Sep ‘USJJeyosds WNIWAISSIOqIY UId 9pINM NIOMZIOUYBIYoe]
U9)pUNISAT run[ Wi Wop NN ‘SUNIDPUIYIE JTUI USYISUIJA] A1MOS UJUBISIA] PUN USUUIIURISIA ‘UIIIdQIRITA
pun USUULIAIIAQIR)IA] URId)[E ‘UONEI] UOA SUNpuIquUIF 2IOIR)S "US[BIZU)OJ USUIPURYIOA UOA UoJdoyossny
JIMOS USYJBID[YIR] UOA FUnIdIZYI[en() :9[IZUISY :,,SJTEPIqa)BIoR,] SIp Sunioydlg Inz o139ens™ :3mquey g
"PUNISIOIUIYSUONBISIJA W USUOSIdJ pun
UISO[SIQIY ‘UIRNY ‘UoNer UoA SunSnjeyosag 2I9YQY A1M0s SUNp[IqIIdA pun -sny 9J3[IBISIOA dUID [oInp
s[e1zu0)0ds3unSnyeyosog USYOSIPURUT SOp SUNZINUSNY 919559 19[917 "USWIWESNZ SUNISYDISY IO OIP
INJ 2INJIYY USYDI[IIOMIURIOA [ MYNJ SIoqUIIN A -USPRY Y BIYOR,] INJ ZURI[[Y J1(J :SIoquopninp-uopeq [

1z39|nZ 3unqIaIyos}o a31g U9JLISI0 FunIoyOISA BRIy Sunx
-pwa3oy :S1oquaninp-uopeg 1| -Yoeq INZ USUIRURIAl S[OPUBA\ USYISRISOWAP SOP USFUNIOPIOJSNRIOH 9P SIYOISaSUR USQRY JOPURT AUYDIAI[YRZ |  -OUDISAeDyor] INZ USWIRUGRIN | T
“HYIJASYoIND 9PIQYIQINIJ SUd)
-Je0s93 SuaSId QUId YoINp FnJundynz pIm $9z3osor) sap Sunjjeyurr Jop [[oNuoy A1 uoImnzudFoius Surdunp
-UyO] USPUIYOIP UIISUOSUE WP PUN UIMWIUIW NZ UIFUNLIDZIIASGIIMIGN A 119qTy 2Ing anj ouyo] Joare Jung
“UAWYRWNE 107 -9[1S9 Q1P YIINP “S3 ST S9Z)SAN) SAP 917 “MYNJIFUIS UdFUNFUIPaqsiagry 1op YOI[IYDISUIY yone uadunjodaronan
Suejuy 11031 AIYI PIIM OPIQY |  -JLIB], SIMOS US[[ONUOY PUN USJRNSSTRIMD A AIILIBYDIS ‘UIWYIWIIGIBYIYT UOA SUnFryeyosdg Iop 10q uagun[ogay
-oqinid “Jery ur €107 11°7C We | -Aed-[enby ‘UoIsSIuuoy] ourd yoInp Suyoisapurjy sop sungapiso ] Iz ud3un(agoy ‘oImnyg ()G‘g UOA UYO[ISIPUIA UId
SWIAISAS[[ONUOY SAUId FUMUOLIUIY | USPINM AFpIYNY JOYIIJUJQ 9qeTIDA IOP YIISSEIUY :OpIQUaqynI 1ould SunydLuly — Z)osa3onanjLe], ;puefiees
Inz SunupIoIdA ‘€10T €0°CT
We Je1) Z)asor) pue[Iees "USPIOM 1ZINUDT IONI)S UAQRLIAG USP Ul US1Jeyosog 10p udzuajadwoy] pun ofen
-U2J0g Q1P UI[[OS JIWR( "PUB[IERS WI UIGILNAg Ul 18)1[enbs)oqry Iop Suniossaqio A pun Sunjiounag ‘9sATeuy ayo1|
130YoISqeaq | -I2INUIIUOY UL USF[0J1D ,,110qTy AInH* 1dozuoy] winz 9[ar7 10p Junziosui() InzZ 10JIUOINSqaLIRg 1jfo1d :puefiees
SunioSueoA ‘1yer uro aseyd[op
-OJN €10 I[n[ uuIdog :puejiees 131[1030q Suo 1omIed[eIzog
QIp udpIOM U2 [01d USIAPIOJAT USP 19g "UONELSIULTIOS)IQIY UYII[GILNAQ JOP FunPOIMIUAINIIA Inz udueld
€10TCI'T| -uouweugely uoA Junzjosuin) pun Sunj[eISIg oIp USPIOM }IOPIQJOD) UTINOIMIUINZINIOM , ) I2GTY INNH UUIS W
119s JJery U] :3Inquopuelg | USWYIUIONU() 9T INqUOpURIF UONESIURSIOS)AqIY JIp ‘[oIZ wnz jey (AruipydLuumed[eizog osiquapueld) 10qIy
19p Jeyren() Jop Suniodialg pun yeyossioupedierzog 1op Sunyiel§ Inz SUIIYOLLIdPIQJ-ISH 21 :Sinquapuelg
€10T 1N Wreqly
1y Imuadesopung Iop gg uon "UQYOIOLIS NZ 9pOLIddINIR[SIFoT Jop opuy WINZ SIq JUSZ0IJ ()] JOIUN UOA 2JonbuISO[sIqIy T (] AUId
-)[IIP[eUOISOY PUN JRUSS USYISIMZ | SIMOS UUS NZ ()00 00T IIUN Jne (7 SIYel SOP qIEYIdUUT UI[Idg Ul [(eZUISO[S)IAqIY 1P “ISI [A17 "USZ)SYIINp
swweidordpprewsiroqry-uswyey | dizuudpunio) spe 3191y Ainn) Gro)Jiso[syaqiepuadng 19p Sunjdweyoq pIewWSINGIY UIP Ul UJUBISI pun usuurl
USIESUIOWDS SAUId SSNYISqY | ~UBISIJA] UOA UONRIZAU] APJIBISIOA SUn[yoImuy pun -Sunioyorsayeryoe,] :ayundiomyog urrog ur J1o)31so[siaq
(€107 TN WI SUNIRQUIAIDA -IoU | -1y 10p Sunjdugyog Inz zjesueynijod USANRIdOOY pun USPUISSBIWN UAUI INJ dFe[punIn) Ip J9P[Iq WweI3olg 1RqIY
-)red[e1Zog IouId SSN[YOSqQY U | Se( °,,19qIVUIIdg“sapueT sap ynrjods3unp[iqsjniog pun -pIews)iogqly 1op SumyousnendN dyosiseens urIag | 1mn“ Suniopio Inz uoweugeN | '1¢
‘udeyoI Sous3un3nJeyosag onou
ue[d)eZ pun sme)s AWIRUYRA 9P SUMLIIA 9)9)1EMI3 pun SunqR.IYISdg uIRUGRIAT JOP [PILL MWH




Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

— 48—

Drucksache 18/1107

$10T [eHENQ " Wi JE)S

110S UQINAY UJUBA[QI USP 1wt uonerddooy] a3ud auld pun ojoqaduesdunzinisioun jyoarefuaddnisiarz yoing
"udZISIOIUN
pun ud1o[30q SansuresynIdg WiIoq puniSIdIuUIYSuoneISIA I JOPNJA PIIM , USMNIBIS USIINOSSIY 9ANRHIU] 1]

9NN In udAnadsiadsqromig
TWIQYOIS YUN[NZ — UANIB)S UIIINOS
-soy 2AnenIul“ wwerdold -JSq

9¢

€102
JenIqo,{ J19S §S9Z01 Jopudjne|

"UOPIOM 1IOPIOJAT USSSNYISQESINIOE UOA UI[OY

-[oBN WIAq Jouasyoemiy 1Funf udSouLIoA)[eyydIN( Sep pun JYeydsyaldg P 9ZIIUY d[[dIZUBUL} YoInp pun yny
-081103 po13eSuo , pouey) "7 WweISo1d S[e [[0S dARNIU] A1(] "USS[0J10 YoI[qoLaq SISueLIoA [[0s Sunidizijiend)
21 "uswyau Nz SUNPJIGIAIOA PUN -SNy SUId JNJ JNBJUY UINSU USUID UISIAIIOW pun udyooidseSue , Joudsyoemig
1o3unf unpyigsne)sIg* oAnEnIu] Jop USWYEY Wl pun 1}onIos ueInjuases)ogqly pun Wwduadqof Usp Ul 119qry Jop
ppundyorg usp Ul PP[IBISIOA UIPIIM SSNUYdsqesjniog suyo (ueSuye(-4¢-¢ Jop oddnigdsioy) sussyoemiy aunf

douey)) "z / YyonsaT 1911e)s
-1edg - sem prim ONNATIESNY

ST

¥10C
JOQUISAON] :}BIS JOUDI[IYIISSNEIO A

"UQUJJQIO NZ UDQQ[SqIomIY W
sureu[1o ], 991zyIjenb ouro Jne 9A1edsIo SUIS USYISUSA UISuUN[ U9saIp wn ‘Jep zjesuy udIng uoulod J[[als UYdI|
-pueSny 1op Sumio[3og d[[onpIAIpUl pun AYOIILINUNUOY FNIeZYNY duly “Junpjigsnesjniod duld Ul uoneIsolu] Inz
UaYOIPUASN( USYOBMYISSTUNISIO] U0A Sunzjnysiojun) d1p Jjne Suniopio-ISH 9Ip Iy Pundiomyog usyoInop usure
‘[1os u1as oporedIopig]-SH udpuwoy JOp ur wwerdordpzurg- S oydsInop 21goIs sep soyojom ‘wiweisold
wASAIp 1 Z)3s Sunioidaisopung 1 ‘qe U[ONISSUNIDIZUBUOY PuUn -JSH UdPuayals Jundnjio A Inz wuwrerSod
sep I Snjuny udp uoA usSuey JOzZjne] pun Suejuwi) ‘USPIoM IS130)SIOA JO)IOM JUSWINISU] 93q01dId JJeyjopowt

Sep 0Z0Z-710¢ 9poLadiopiQ1-SH Iop Ul [[0S YoINpIdTH ‘UNIA-JSH 1w Sunidrzueuy-o3 yonp Sunjiojdoqssons
-uresynIog udpuafIaIs Anuoaeid 10p Suniynyiio] oure opoLadiopio - JSH USpPUSUIIOY 10p Ul - 0Z0Z-F10¢ ASH il
sopung sap sewwreI3ol1d usfouoneradQ sop SunSiuyouan) Iop YoI}eyeqIoA - )13nyoIsqesq Sunior3arsopung 91

Sunj12)32qs3ans
-u1asfiniag 4ap Sun.ia1zuvutfoyy
wwesdordsapung-JSq

ve

L10T - €10T ¥ezjne]
querdes ‘¢ 107 2AnRIIU] IO RIS

"UQISTULIOJUI NZ UYDIIJ
pun us)ydNY IY! 19qn 2131Jeyosag yosidAle pun wIossaqIoA NZ dudqasapung Jne uagunJurpoquotyey] oIp ud[[os
WOPNZ "USPIOM USSIIMATUIY OPUBISSSIJAl JNE pun J[[9)s95I0Y PILWS)IOQIY Wop Jne uonemis aIp Joqn zudredsuel ]
99)101qI0A pun 119pI0JoT usjos SunInjeyosoq Joresord SUNISPUIYIS A INZ USISSIeNnS pun ozjesuy aino purs yonids
-IOPIAN UIOY OYSIYRJSQIOMOQNOAN PUN 1I9QIY dIIe] ssep ‘Udpiom 1310233 [[os ud[ardsiog UaydI[gaLeq udng uy
uaIyoyNZWN pun WISPUIYIoA Nz sqofiurjy ur Sun3njeyosog JoSnyorydssunioyo

-ISIOA[BIZOS UOA Sun[puemui() Ip pun uIassaqIoA nz 1913njeyosog S18njSuriod uaSunIurpaqsoqry dIp ‘PHImos
-uly Jnesep pam sqolturjA sopundIomyosudway |, Sop qeylouu] "outQ] SYSI[WIQYSNE pun J10qIey 1] ‘SqofTurjy
puis apyundiomyodsusway], ‘usSugrpnzyoninz Jundnjeyosog d1eoid ‘udlso] nzep Seniog UUId [[0s dANRNIIU] I

»Q1omaq
MO JOITR — 1I9QIY dITe ] dATIR
-IIUISOPUET :US[BJISI A -UISYIPION

€T

“plim QoI
-do Sigewogar uroured usfe 31w Sojer(] USSIPUEBIS WI PUN JANOIMIUINIIM SIs59Z01J usISo[oSue SnsiySue|
SOUIo QUUIS W OIS SIP ‘OANENIU] S| 1IdIZU0Y IST 9ANRNIUIOYBIYOE,] 1 "SSUNONIBUWIIOPUE)S UN[IZT
SouIo Sun[YOIMIU 1P AIMOS UDIEIS SunpulgqoyeIyyoe ‘UJJRyOS USIUBYISGIIMIH 2I9SSQ PUn USqay [BIZud)
-odoyenyyoe,] ‘UoujjoId usouRYdOsSonsINy pun -sSunpiig ‘USISISAJEUE PUN UISIZIJUIPI JIBPIGaeD[yoR] 19q
-ep puls 19qep JOp[oJsSun|pueH US[ENUZ 1] IONOIMIUD UIIS[OH-SIMSIYOS UI SISYONMIUORUNYBINYIE,] SOP
Sunioyorg Inz udwyeugeN 7€ 3w SofejeudwyeUgeN uld ssozoidsSumioqrery uoSuyelure woulo ur opinm
JOANZ “JOPAIYISRIOA €070 CT WE 9pINm ZUSISJUONUIOINISOPULT JOp PUN SPUBGISAISWIYAUIdU 19q
-1y 10 IuaSesopung ‘UoleyIsyIomon ‘UIOWWEY ‘USPURGIOASIPURT USJRUNUITIOY ‘UIIS[OH-31MSo[yos Suni
-01301S9pUET UOA dANRIIIU] SUWIBSUIOWAS A1(T :,,UOPION W JUNNZ SANRHIUIOYEIYOL,] (UISIS[OH-SIMSI[YoS ¢
"USUUIMOS NZ ANAU S1MOS ULJ[BY NZ PULRT WI AJBIYOE,] Wn ‘Uo)[eIsoT
nz PundjopIusuege] pun LOpULISSYRYOSHIAY USISIJSIFUNNZ S[e puelIees sep ‘10qep 1q19]q Suniorgaisopue]
Iop [017 s9)oup10a1oq) "NIAD UoA SUnZimsIojun) uelelyoLIdS|d1Z Jop Jne o1MOS ,)10qTy dInD sojdozuos|
sop Sunzjeswn) 1op Jne usSa1 AundIomydg SYISISNLNS ‘qe USWYRUGR UB 9ISIqPURE SPUISSRIWN SUID
1}09p SunioyorseyenyyoR] InZ [punqUILIRUgRIA St JZUESIo pun LSISI[eNIye puelIees Wi Sunioyorsayery

ue[d)19Z pun snye)g

JuIYrUGRA] 1P SUMIIAA 9)9)1EAII pun SUNqrIYISdIg

suryeugey 19p PILL

“IN
‘PI1




Drucksache 18/1107

—49 —

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

‘INOA-NA yomp

0202 819 #107 dO-ASH $op Sung
-TWYAUAD) IO YOI[IBYIGIOA ‘UY
-050310A Funiorzueuyoy- S duld
IST$10T [e1enQ) f Wap qe YOIPYIIS
-SNBIOA SPUNLIDPIQ,] AISYORU AP
1m,] "1011e1se8 Suniorzueuo - ISH
QUUO U[ONIJA] US[RUOTJRU SN €[()T
I0qopO/1quisydog wr purs apuns
-10pIQ,] US[[oMIye Jop apeford o1

‘JIepaqs3unz
-JSI03U ) JW UdYOI[puaSny uoA SuniIa1aqioAsSunplIgsny uaydI|garneq Joure Sunqoidrg pun Sunpyormug —

pun surIsneqs3unpiq
-sny A1213UdLI0ZUdledWwoy pun ayOIPIdYUIASApUNq ‘g ‘Z ‘Ud[[opows3unp[iqsny udaneaouur uoa Junqordig —

93ue3uaIpnig Joen( pun uduoneyyijenbziesnyz rorequaydssiue Junqoidig
pun Sunpjormiug 1p yoInp unpjrg IYISILIPENE pun IYDI[JNIAG UYISIMZ JISIsse[yoIn(] Jop Sunyoyrg —

‘Sunpjigsnesjniog usfenp IoUId SWIBUINY JIP INJ USYDIPUITN( USIIBISSSUNISIO] JOp UOIBAIOIN —

“I0Ud2IqQE- PUN USUULIDYIAIQQRUSIPNIS IMOS FUNLIOMIUBIOAUDI[TWE] I JOUURIA] pun
uone1 a3un( ‘punisIourysuoneISIA W ydIpuadns Quorpuadng oydemyasinyos ‘g ‘z ‘uaddniorz 1oq0
-1zads Sunpjigsny pun uoneI3au] udydI[qaLaq InZ N UoA Sundiyejog pun JJeyos)aIog 19p SundyIeisIon —

‘NIA uoa un3[1e1oqs3unpiqsny Jop Sunyoylg —

puis swweI3oid

SOp 9017 UIPIOM J0JIDIOQJNE JOJSURIL ] UDJIOMSIPUNG USUID JNJ PUn JIOYULRIOA UINNIssSUNpIqsny us[euoi3ar uop
ur SHEYYOLU UIJ[OS 9Z)BSUY UIINOIMIUD U)a[01dIopIQ uoa a1 SunpyoimiusoyeIyyoe,] pun SunioydIsoyery
-[oe,] JOIUI 199 1P ‘A ‘USUIAUIIU() GOIT[APIU pun Suldy Yo1[qaSgewl ‘USWYIUIAIU() UOA SUnzjnsiou) Iop
Jne 1oqep 1301] swweidold sop Pundiomyog 10 "uausafoq nz [oSurtoyBL[YdL,] WP pun UdyIR)s nz Sunpligsne
-SJNIOg YOI[QILIAQ dIP WIN ‘USHLITIO USATRIIU] USPIIM YT LYV ISHOr wwerSordimpynnss3unpligsny wop MA

FHLIVLSHOr

'6C

#10T [exend
‘Wl 1Ie)S IOYOI[IYOISSNBIO A

-9ssnyIsnz
-UQ)SON U0 YoINp SUMSIDMIAPUIJA UOA [OI9]3SNY Jop 91MOS dweuynes3undIyeyosod yoru SUIyoroIamUyauIIaqry
‘U12993110q1y uoA Sunjerog pun ayoeidsuy 9301293 A1p UAYIS UNBNANNY IO Pundonijy wy ‘sapjrews}eg

-IV UQUIOUWdS[[ SOp q[eyIauul J19YIIYRISIOQIY UOA FUNUUIMISNINY 1P 1S[0JI0A ZIesSUY I9( "USPIOM U)0qaT
qaIRg uayoIJeYIsHIMIBALId WAUIS Ul 9ANYdsI9g auld [jos oddniF[arZ 19 "US[0S USPUNWIUIS WWIRIF01] Sep

ur )00'0€ "9 USUAP UOA ‘(SSN[YISESINIdY USIBGIIOMIIA QUYO AIIPUOSIQSUT) udssiuwaysgunpiud A udrdnnu
Jw 8nzaqsSunIsIYT-[] gOS W 3S0[SHAGIeIIdZUR Uk YIISs J2IYoL wwei3old R1zueuljoy JSH udp yaInp seq

950[S}10qIeIIoZSUR T SUIRJ IR
-sy19qe 1y wiweidoidsapung

‘8¢

Junzjoswi) opudyne|

‘710 Sugjuy uuisog

"UQ[[9)$)1019q WINEIYEN USBIZOS WI 2}0qaSuy

931[[oMYISTLIPAIU 2IOPUOSIGSUI “USYIBW JUURYQ PUN USIYNJYIIND UIGI[SGIIMIT PUN PHBWS)AQTY UOA UdFel]

ur 9j0qaSuesFunjerog AIp ‘VINIYY PUN USUULINIIYY IOIUBAS[QIIBWS)AQIR UD[IOMZ)IN US[RUOISAI UOA Funz
-JISI9IUN) JOP YONB USUIIP UI[[ISSSUNIAIUIPIOO 1 "AIYIYIsoTsTuniopuemnyz 31t USyOSudjp uoA uonediziaed
19122103 Ud0URYD FUNIISSIQId A INZ dGRY[Id ], PUN UONRISIA US[[2ISSSUNIATUIPIOOY 87 NOMSIPUER] UOA FUMYOLIUTH

UQSYOBSIOPAIN UI 9GRY[I9 [ pun
UONRISTIA US[[9)SSTUNIOIUIPIOO]

LT

‘uaIatAtsuoiul nz oddnid[arz 10p Suna[3ag 19p 199 1O I0A ANy 1912ud1003 uonerddooy aip —
pun uaIaIsIIqIsuas nz addni3[a17 10p J[BIZULIOJ S1P INJ PUN UAYOAIdSNZUE USWYUIANU() —
‘qe ynerep
QATJRIIIU] JIP J[A1Z JOUI] "USPIIM JIOJYIIS[IS PIRWSIAGIY WNZ PUNISIOIUIYSUORISIA JIW WINNIA UOA Suednyz 1op

,,puniSIojuIysuoneISIA i

ue[d)oZ pun snyeys

JWYRUYEA P SUMPIIA\ 9)9)1EMId pun SunqRIYISIG

swyeugEN 19p [ILL

“IN
P¥1




Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

— 50—

Drucksache 18/1107

102
apu ,JnIdg pun dMIUE“ WPOLE

‘puayneqioq

“MoIZUBUIOY JSH SOP U[ONIA S PIIM WieI301dsuduyouIolu) se( UdIoNUIWNYOP JOMS)IQIY U9ISSNMIQUOT|
-IWey JOUId 9)1ZIJo Pun SPLIYISHO] 2INdP[Y ud)SI[19)q SIp WP Ul ‘UdPIoM J[[9)SI9 , Jniog pun e jyouog
uro SigeweSar pIm Sneury Joquie( °,,.SunnoneqIopury ayorgoeg wwerSordiopio 9101138 107 9pug Ssep
[oInp e " JYDIYISOT SAI( UIPUIq NZ PUB[YOSINI(] MOPUEB)ISSYLYISUIA USP U JYBIYIE,] PUn UYQUId NZ UIONNIA
UOA J10)S1BISQIOMIT 1P ‘USMNIR)S NZ JNIOg Pun SIIWE,] UOA JIOYIBQUIOIOA IP OS WN ‘UIS J[OMS)AqIY YOI[pundly
-udI[Iey ure Iy SuniorSorsopung QIp YIS 1Z}OS UYBYISHIOMOD) PUN UOPUBGIIASIJEUISMIAN JIW WESUIOWAL)

»OlIue,] 10)3ey
-s3jopg“ wwesdordsuawyouIdiun

e

S10TTI'IE
SIq $10Z°10°1 :Sinquey

S10T'TI 1€ S1q SunIyNIRIdM ¢
€107 111 Sunsemyeay 'z
T10T°10°] Mepswwessoxd “|
ureg

“UQ)ILIYOSAIALLIEY] USISYOBU USP [0 UQJJONSTUNZIOUIDA PUn US[NPOJA-SULIOJUSIA S[ONIW JSAIP JZ}NIsIoun pun
uonelr,] SUSIYEJIOSINIoq Uk YOIs JOIYOLI 1ofo1d se(] :,,operuyosatoruey dmqueH* pploid-IST Smquey ‘g

"JIQISI[ERI UIIog pue]
W US[NYOSYOOH US[[SUOISSAJUOY Pun USYOI[JELIS USP UB USWIYRUGERIA S[[aInp[nus pun dfjouosiad (| 1oqn Suni
-OpIQJUIWILISOI JOp USWIYEY W UopInm 7107 10§ “MoIadsar udmynyyoe, 91yI pun Us[nyosyooH Jop uajoy
-IOpUOSAg SIP PuUN SIOUOINY JIP SEP )[ONOIMIUS WNLILJUSWNISULIOPIQ SI[QIXI[J UIS apInm d[orzurwerSold
Jop udwIyey Wy "aIyd] pun Sunyosio ur ueijedseIopuor) uoA SUNIONUeIoA (P ‘USUULIO[)BYOSUSSSIMSYONM
-[OBN UOA 9F0MOIOLLIEY] N USIdLLIRY IO[[oINynIs Neqqy UdSNeYYoRU WNZ uswyeugelA (9 ‘Uduyeqyne]
IoyoIeyosudssim SunsnejsioA (q ‘Sunieiziijend) aYoIFnIaq (8 :usyorIoqundiomyos Io1A ur uaSuniopioj
‘usyoeW Nz JeqiyoIs usuonIsodssuniyn,j ur pun UsuUIMoS Nz JJeyOSUISSIA JIp INJ udner dueIzijienbyooy

‘59 181 [917 *,,0149 pun unyosio,] ul uoner Iny JoYyoI[Susouey) Jop Suniopio Iz wweidord* wureg |

Sun3ioy
-9gsqlomiouonel Jop Suniopioj

€e

$102°80° € S1q aseydurueSord 'z

“MRISIRWAY) 91undIoMUOS oNoU S[B SO[TUTJA] UT Uonel UOA J[BIZUd}0J

91 91M0s SUNJIOMIUBIIAITI[]J 19q SoNSUIAIOPAIAN JOp UIPIdM d1opuosaqsu] Jue[dad swweido1d sap Sunpoim
-JUQISNOA\ pun SuUNz)as1104 OUI ISI 0ZOZ-# 10 OPOLIRdIaPIQ]-{SH USNOU USPUIYIISUE JOP U] “IZINISIAUN JIOZUSI|
-1wre,] 1oure yoeu Sundngeyosoq 981y oI dsSUnIoyoISIOATeIZOS Ul SoISUIOIOPOIA| WISq UOPIOM IOUURIA] pun uonerj

Sonsuroroparp
aanadsiod wweidordsuonyy

e

10T Suejuy qe ,,00uey)
AIIMZ {0T0T 1SS UdNUIZIOPIO]

*(U9SSN[YOSQBSINIOE UOA UIJOYYDIBN "qSUI) USIYR[ GE PUN G USYISIMZ

JouasyoemI 1o3unf Suniviziyiend) Iz USWYRUERA] ,,90UBY)) d)lom7Z* wei3ordsopue] wop W JIOPIQ) pun
uIoYRIZoqsunIsvpIoz3ueRT UoA Sunpiuio A pun Suniorziyijend) ‘Sunnonog INZ USNUSZIOPIQ] UOA SumuydLIuIy

91 USSYIBSIOPAIN JZ)MsIoiun SnzogsSunisiopez3ue] pun J10)31s0[s110qIe)0z3ue usSos oAnenIu] Jop udtuyey wy

J1OYS1S0[
-s)19q1e319z3ue | uoA Junjdweeg

10T SWIAL YOIIYISSNBIOA ‘WO

-4 Y21np 00T 19 +10C dO-4Sd
sop SunJruyouan) yoeu Junziosw)

"}19PIQJAT USWIYBUGRWISIBIIQOTA S[BUOIJRUSURI} [ONE USPIdM SIUI[JYOLISUON)LIS)U] IO udwyey Wy ‘JsHew
-s)19q1y winz Suednyz uap Juireyyoeu pun [pInnys uaddnid[orz uop 1OIYOIS[IS SAI '1ZI9SATWN OPUNGIIASUOL)
-e10do0o3] yoInp (UaInjuaSesioqry/I9juaoqor) SunjemIoAs}9qIy ud[euoI3al 1p jiur uonerodooy ur usSunemIo A
UQUOIJUSLJQ 19PO/pun uaqarieg uoa SunSifro)ag ISAID[E ISJUN USPIIM SIUI[IYOLISUOIRISIIU] JOP USUIYRUGRIA]

*(e8uIpyon[{ pun USUUI-/I0qIOMAQIASY) 1qISI0 SnyeIss)eyuany Uo)
-IoyoISaZun WAIYI sne yoIs Junpigsny I1opo 110qIy nz SueSnyz wi J1o)SLDIMYOS oyIsJIZods UoIop ‘UdU0SIdg —
pun 9so[syaqrelrezSue| yone meuniep ‘Funpligsny IOpo
11991y nz SueSnyz wioq uNIOYSLIDIMIDIS USIOPUOSI] JIW UAIYR[ G¢ Jojun sudsyoemIqg agun( pun aydprpuodnf —
:purs uaddniS[or7 “ueIoLISoIUI NZ JILWSHOGIY USP Ul SH[BYUYOBU PUN 9SIOMUJNIS Funp[Iiqsny Idpo 31aqry
nz Suesnz wroq uNIONSLIDIMYOS USIOPUOSI] JIW USUOSIDJ ‘S IS pung SruifjyoLsuoreidoul-JSy udjue[dos 1op (o917

pung STUIYOLI-SUONeISAU-JST

0¢

ue[d)19Z pun snye)g

JuIYrUGRA] 1P SUMIIAA 9)9)1EAII pun SUNqrIYISdIg

suryeugey 19p PILL

“IN
‘PI1




Drucksache 18/1107

—51 -

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

“SI/P10T Tyelingog

W YOIJYOISSNEIOA US[NYISPUNID)
1y saydezuoynyossSejzuen uonou
Sop uuIfogq :3I0quIaNINp -uspeg

"P10T/€10€ soIyelnyog Sunjjols
-wnw)sAg andrdwoy :Finquey

uage)sIxXeId UOA SUNIYNJUIF YoInp UoMe[NYdS USPUIIISIOGIOASINIS Jop Suniarsijen(] :S1oquiopinp-uopeqg —
“uQyoBW NZ J0gaues3eizuen)
U1 UaqeY JIYDI[SOIA 1P US[NYISPUNID) ISUIS[Y YONE W[ I0A US[[0S }dOZUOY Usnau wauId A HpIojas
UTYIO)OM PIIM US[NYOssTeIZzuen) I0p neqsny o] "qoIeqsSelzuen) usulo ua[nyos spuapliq urowog[e syearid

pun SYSIPUIO ST UMYNY £107/2T10T IYenyos wy :ud[nyossSejzuer) 1op neqsny :Sroquopimp-uopeqg —
“IYN 00:81 SIq 00:9 uoa Sunnanog jne yonids

-UY UYOI[Z10so3 UaUId IYe[SuaqoT "] WNZ SIq Uaqey O[OS pun USUULID[NYoS JoSIinquie o[y :Simquey -

g "Z 0S ‘VAUULII[NYDS pun WId[nYoS uoa Sunnonog pun Sunpyrg 10313g)zues neqsny USp UIOPIQY IOPULT oI

UB)YOI[SQULIPIQ,] pun
-s3unpjig I91I9)10MI0 [d17 WP W
ud10qa3ues3eIZuen) UoA neqsny

‘8¢

*10118)S03
€107 Jeniqo,] wr Ist wweidoid

€10T'80°1

:939jdsoFeopury] Jop ur Jopo Juny
-yoLIUIesage [, Jould ul Suniopioj
ayoIpuUDYNI Jne yonidsues)yoay

103519]98 SunnamnoqseSelIapury 1op jeyfeny) Iop

SunyjielS Inz a1mos [euosiddyoe,] uoa Junuuiman pun Junidizyijend) Inz Seniog IAIANIOM UL pIm jwe ‘Fund
-NJI9 A INZ 0INg USUOI[[TA] WO JUIesaFsul pung Iap 1[[1s aseydio[id aSaIp I 1HopIQJes8 UIYe( [2IP UOA JI9ZIne|
-pjefo1d udTeWIIXBW JOUID JIW UIdpUR[SIpUNg uqals ul appafo1d 9/ aseydiofid IouId ur udpiom ue (g Isndny 10§
‘uaSumyoLIuIesaZelIapury ur Jumidquesixeld A1p Sunidrdaisapung p PHILIS | SIXeld MOUIY ], WweI3old wap NN
"U9JJey0sa3 19PO 1AYIISAT YoraIeg-¢ )

wit 9zye[d 000°8¢ S[& YO UJRUOJA ()] UOA q[BUISUUT UIPINM OINF USUOI[IA (0SS "A'H'T USWN[OAUSTESNZ)IPary
WOUId JJA "9IYDI[SQULID UDIYE[ [IP IoJun Jopury] 1ny uozjeds3unnanag uoa SunioydIg Inz pun neqsny

wWNZ USWYRBUERIA] UOA Sunidrzueur 93nsuysue| pun a31sun3surz oure Snzog WO[LUNWOY JIW Uouosiddieal pun
USWIYQUIU() IMOS USPUBGIIAIPUIWIALN) ‘UY ey dsIadIQysIoIqan usteunwwoy sep 93913 ne (unueidoidiopuog

- M) wwrerSoxdIopIo,] ue A JY] I0p 3w wesurowos ¢ [z Iye[ wi Suniordaisapung 91p jey wopnyz

“0INg USUOI[[TIA 1§ YIT[IYe[ 31U JeyIonep 910ga3ues3unnanaqiopury] 1op 1eiend)

JIop Suniossaqio A pun Sunioyols d1p SuniorfaIsapung dIp 1ZIMSIANUN G107 qV SUnSnJIoA Inz oInyg USPILI[[IA

$°G JuresaJsul () SIq Neqsny-¢() Uop InJ pung Iop I[[9S UISOY uopuajne| uop ue Jundijrelog IOp pun uswrweIs
-0IdSUONITISOAU] ToMZ A JZ)IMSIdIUN YII[QIYID AlJRII[enb yone S[e [[S1ZUuBuly [JOMOS dZ)B[J-€[) UdYDI[ZIgsnz yonids
-UBSIYO9Y USP INJ JOP neqsny udp jey pung 19 "98opFdsoSerropury] 10p ut 1opo Sunyouuresade ] Jourd ur Suni
-9pI0 AUDIPUBYNY Jne yonidsuy usuId IYe(Suaqa ud)sio UIOPUI[OA WP qe pury] sopaf1ey £107'80" [ Wop 1S

Sunnoroqsoelopury] Jop
ur Jeyfeng) 1op SuNIoSsaqIoA Iz
pun udIye[ 19Ip IJUN JOpUry| Inj

uozje[ds3unnonog uoa unioyorg
INZ pun neqsny Wnz UoUWyeugelA

Le

10T Joquaydag - €107 1nf

‘usuIeUNZINE SUMUOLIUIISIFeIIOPUTY JOUId Ul JI9YSNR ], UL WYOISQULID UISUIYUId ],

Uop S9 pIim JIe( “Wninboy[oysSn[Yosqy WOUIo JIW Jopus Sunp[iqIoNom 91 ‘udpiom nz Sie) ueSumuyoLIurd
-sage)Iopury] UoA SUMIoT SIp JNJ Pun WISPULY] USP JIW J19qTy 1P Inj Yen[yoe,] syosiSodeped sje uaSumyoLurosos
-B)IOpUTY UI ‘UaS1YLJoq 1S AIP ‘UISIDMNZYIBU PUN UIGIOMId NZ Uozud)ddwoy ayosyyerd pun UsSIA SOYISIIOI0aY)
yiSo3epedsyoypury 1op 191Go0D) WP Jne UNYDISQIA A1 Sunp[1qIeNop UOPUIS[SIq SIUIBYIIASIOQILIIOZ]ID ],

U190 JOUIO Ul U)[eyId 1S0Tepe  Jopo 1Jeyosuassims3unyorziqg ur 93ueSudIpni§ JOIBIISIOATUN USJUIAJOSR[NYISYIOH

uosyoes ur fun
-No1)9qsTeIIDPUTY JOP Yo10Iog Wl
Sunpl1qIe1oA| opuyd[IaqsynIg

9¢

yeyonep
¥107/€10C TyefuoreSopury
WdP e Ud[BJISI M -UIYIPION

L10T

SIQ 9SSNYOSNZUSISONSILIIY IOp
Sunyoyryg dyorpIyel a101OM "¢€10T
unf siq azjgidsSunnoneg oyor|
-Z)gSNZ (€' | UIRIS[OH-IMSI[YOS

"UQJSOYSqRLIAE USP U S[IOJUBIOPUET SOp SunyQuuy d1p yoInp jyeyionep yoro[ssny
10p 1810330 $107/€ 10T yelusireSiopury] wop qy ‘Sunnanog-¢() Jop UaISoysqaLIog Udp 199 Wopnz Uounuu
-woy] oIp SunIdISoIsapue AIp 1Z)MSIUN 71O 1 We 9J[Iypuadng s0z10s03syo1o[Ssnes3unise[og sop uo}
-omyenu] NN ‘SunSnyIoA INZ neqsny-¢[) USATISOAUL USP INJ OINF USUOI[[IJA Ot UOA SYQH UI [9}3IWUSIPULT
QUOIZIBSNZ C[()Z SIq (0 ]OT UOA I[[9IS USBJISIA -UIOYIPION UI Sunior3oIsopue] d1(J :US[BJISOAN-UIOYIPION —
‘uoSen)d8 Sunuyooy sopue SOP 9SSNUOSNZULISONSILIOE IPUFIAISUL YoI|
-IoINUIUOY YoInp piim SunnanoqsaSelropury Jop neqsny wa( I[[91s9511010q 0INF USUOI[[IA (] 1M €107
OpudsaIye[ Wnz SNSLYZINY pue sep Jey sneqsny sop Junzjasiio 9)yda103sIepaq duld In ‘udpiom I31[Imaq
ozjejds3unnoneg oyd1jziesnz (O(¢"S | JWesagsur ¢10g unf opug siq 300 dpud uuIdoquuurerSod UOA USUUOY
[ONIWIOPIQ ] JOSAIP A[IYIIIA "USSSO[JoS Sunnardqiopury] Jop neqsny udp ul pue] pun pung uoA Sue[siq puis
0INg USUOI[[IA OS] S[& IYSJA ][91S9511910q USUONTISIAU] USYDI[IOPIOJId P InJ [ONIWLIOPIQ] PULT Sep yone
S[e pung Iop [JOMOS UIQEY ‘UdZ))sIajun nz JunnonoqsoSelopury] 1op neqsny uop W) :UldIS[OH-IMSI[YdS —
g 'z os ‘0391jdsoFeiropury] pun usyeIssafelsopury| ur uezyejdsSunnonog UOA neqsny Udp UIdPIO) JopueT d1(J

93op3dsaSerrapury]

pun udSuMyOLIUISITLIIOPUTY]

ur 9zjejdsSunnanag 19p Junioyorg
INZ pun neqsny Wnz udwyBugeA

g€

ue[d)1oZ pun sme)s

QWY BUGRA] J9P SUMIIAN 9)9)1BAII pun SUnqRIYISdg

swiyeugey 19p PILL

“IN
PI1




Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

_52_

Drucksache 18/1107

‘udre) (DAGVN) S9z30sa3s3un3runa[yos
-9qneqsnez)oN Sop Yo1e1oqsSunpuomuy Udp Ul dIp “MeIZinuadpr apyalordneqsnezioN uopusjioiSioqniopug| pun

USPUIIYISIIqNZUIT TP UIPIOM WAPN7Z UdIYeHIASSunIIuIyouan) pun -ssunue[d ueSLQUagnz o1p 131UNI[YIsaq

9Z)ousyeNZI R Sheq
-snezjaN sop SunJrund[yoseq Inz

€I0T'LOLTISS PRIy U[ | pun duaqazjous3undeiiaq() Jne UsqeyIOAneqsnezisN USSISUBLIOA SIP USIZYHUSPI zjoesdgue[dsjrepagsapung se(] | USWIYRUGRIA 13QN ZJ3SAD) SAJIMZ | "6
srduy D
puoyne[ sNIe)S HeYUY-USYIeS
12)9595110J G10T 19
JsyoeuNZ pIm (ud[nyos 1p ue uad
-UnNpueMNy dUSPUNQITHooMZ 91191
-eyosned) Junioplo, 91 (USRS
‘puoyney snyeys
‘1,007 UUI3og :UasYIBSIIPIIN
"(Juazo1g 99 80 $10T VST DAY (Jeuwed udagumuoLuro
- JU9Z01J GG'BO (€[ ()7) JUSSSOH | -SaSe] udp pun uo)ezsSUNULI() USYOI[SSBIIOA UL UI[NYISPUNID) UIP USYISIMZ UoNeIodoo] Jop neqsny yoInp
91/S10T QJMISTRWILIJ 9P JO[NYOS PUN TSUULIYIS 1N 910qdSuesSeIzuen) 10p SUNPOIMIUSINIOA JI[BYUY-USSYIRS —
S1O8 ur §1.00 Sunjpuemu) "10PI0JAT UsISLUIAD PUn d[NYOSIOqQ/ANYIS[ONIA “O[NYOSIOPIQ ‘ONYISPUNID) USLIRINYOS USP UI V1D
‘91/$10T 98 SLOO Juy “L1/910T €2C'1 1Ye([nyoS uopuayNe| Wi udpInM ST :2[NYIS 1op Ul (V LH) Ud)0qadues3e)zuen) UoA Neqsny :udsyoes —
Qe S1O3 210110M U G /10T 's9)
Iyelnyog qe S1OST oure :uswalg | -0goSuy sop SunIessaqIdA SUMIIAL 91eueMIT - LOH/AJIYpPUaSn[ pun A[NYISPUNID) UIYISIMZ UI[[OPOUISUO
-ne1adooy] uoa Sunqoidiy ue10qa3uesIUNNANOE UIPUIZUBSIA[NYDS UOA FUNYOIMIUINIIAN (UISYOBSIOPIAIN —
1z19sa8wn ‘udjoqoguesgejzuen
$1/€10C Iyelnyos qe :uowalg | ue ] 9jmS-Iepunsas Iop pun -IewWLld Jop Ul SWYBU[ID ], 9SI[[IMISI] QUID INJ ‘UIAS USPUBYIOA OUEN JOJBqUIIaLId
ur 9NYdssIeIZuLn) OUIS JOPUTS AIYI pun WIS d[[& 1N [0S G107 SIF :Uo[NyossSejzuen) 1op neqsny UdssO —
pudjne| :Siquopuerg o[nyospunissSejzuer) ousp
-Unqog ouUId Ul USUIIJO JOUId Sun[puemui() Uo[nyospunissse)jzuer) UoUJJO USIOJIOM JUNJ UOA NBQINy ‘UdNYos
"uopIomdd us[nyoss3e) | -punidsSejzuen) USUIPUNGIT USIANIOM [0MZ UOA NBQINY (USNYISSTLIZUBD) UOA NeqSNY JOANRIUEN() (USWIg —
-ZUBL) NZ UQ[NYISSIBYISUIOWAL) (S1DHo) uarnyds
pun us[nyosIEpuUNddS udeLs | -punidde)zuer) susgjo pun (S1OS) udnyospunidsSeizuen) usuopunqos Jop Sunye)ssny 91I9SSIQIOA (udwaIg —
-o)u] 9f[e puIsS [[/010Z Iyefinyos o1019qIeWLI W U9)0qa3uy uadiSe)zues uoa Sun[yoIMIUIcIOA dANE)I[ENQ) :SInquopuelyg —
W ULIOJOLINNIS[NYDS 198 UI[Iog "‘punIgIopIOA Wi (USNYISSTLIZULD)) U[NYOSSYLYISUIDUWISN) pun
US[NYOSIEPUNYOS USMSLISIIU] JOUIIOE JOP SUN[OIMIUSINIIA dA1E)I[enb 1P JYaIs /€10 Iyelnyos :uriog —
neqsny JOpudine[uo, uokeq surer3oldsopueT-JSH SOP UdWeY W udsseys3uesioqn) my sjoqagues3eizuen) uayds
-1j1zods souId SUNIOPIQ ‘USNYOSIOPIQ PUN -puNID) ue SunnonaqsSenijy (U103ue]IoA) JOp S1MOS UILIEINYOS
‘1107 1198 Sunmynjurg | ud[[e ue 9)0qa3uesIe)zuen) Jouspungas pun ISUJJO Neqsny IOPUINOIPUIYOR[] PUN 190213 Iepag utokeqg —
9SIOMNLIYOS :SI0qUIONIN -Udpeg ‘uoSupSs3unplig UOPULIILIOQIOASINIIQ Ul UDJ0GaSuLsoFe)zues) pun
ue[d)i9Z pun smejs JWRUYEA P SUMLIIA 9)9)1EMI3 pun SunqR.IYISIg wyeuUgRIAl JIP [PILL M«ﬂ




Drucksache 18/1107

—-53 -

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

10T SWIRYSIYL( T YOIIYOIS
-SNBIOA 1QUIQEY] 19)19qIRID J19Z

“PHIRISOT uaplom Injuadeziousopung Iop Jun[o)§ pun asstusnjog d1( ‘Suesnz uasaIp
1My 931Uy SIp pun INYNISLHUIUAULIYIS INZ USWYIUIJUNSIYINIIAUYRQUISTH UOA SuBSn7Z USIAIJSSUNISTUIULINSIP
UQP I9PUOSIQSUL 9521 IS "QUIYOS IOP JNe SQIMMIGNIIAN SAP Sunjre)§ 1op Juaip (,,1oxeduyequasiyq 1 1sed0y*)

nda/e/cioc

-IOp PIIM JINMIUSUIURIJY I SWNEIUYRQUASTH UoydsTedoInd usyoIIayuId SaUuId SUnjJeyos INZ SIUIIYONRY dPUSZ)dsnzun 10z 90°9] SIq A1g amuIpyory 1op sunzyesw) | p
“3unz)asyoInpsIYII[[o1e UdteALId IO UB OPUBGIIAIDYONRIGID A Iop Sun3I[o1og sudssowadue —
pun oF[ojyoeusiyoy Inz Junjaday —
‘uo)
-1YFLIPIMSTUNUpIQ 1N suowyeIpfe3gng sop Sunyoylg pun sUAIYRLIAAP[R3gNg SO Sun)[eISon) AIIUAIZIJD —
‘UISSEUUBILY UIYDI[ZIV$T 1P Jne (J[[ONUONSUOISN,]) SYOIAIdgsSunpuamuy sop Sunuyapsny —
‘1019IqUESED) PUN -WIONS APUAYIS
-LI0YQQqIIeW 0 JIIYISIOASYONLIGSSIWSIOL] 1P PUn AIYOS-UISOY-SIAI] JOP $10GIIA SIp SunIoSueoA —
‘UQYLIYISIOASYONLIQSSTIA] Jop Sunioumpynuysw —
‘a[[onuosUOISN,] USYISTEdOIND ISP UAJUIWS[F UOA JWIYBUIAQ() —
JYOISJNESYONEIGSSTA 10P PUn A[ONUOY UFUNUBIYOSIQSQIOMIGII A
€107°90°0€ 11os Jery uf -SuOISN,J J9P YI1oIg W 2IOPUOSISUI JYIAISQIOMIGNIIA Sep Funiordarsopung S1p MAISTUIIPOW [IAON JOp NIA U903 $97)9520) SAP J[[QAON ‘8 H3%
qRMINIM “d
‘(udyeRISPASNN-NF 9[[€ JJuniep ‘ud)eeispASIN-VH] US[e W WwesudwdF)
qn1jodzudiziedIdouy Inz Injuogesrdouy useuonewu] 1op (dMIH) Aed Suniop Aoudrolyq A310ug —
91MOS (U)eR)SPITIIN-NT US[[. JW Wesurowad)
UQISIoUF UeIeqIONOUIY IOp SUNIOPIQ] IOP 19q SIONORIJ 1SOF ‘DIUI[IYOIY-UoIeqIonouly Jop Sunzjosui) udjuo)
-SISUOY PUN USMSIUIPIOOY JOUIR NZ (SHY-VD) AMUIYINY UIeqIonduly Iop Sunzjosw) Iz Uondy pajpeduo) —
“(dS ‘ON A ‘gD “¥d ‘N'T ‘A “IN NW WesuIowas)
SIZJIN-2I0USIJO SQUIS NBQJNy WIdQ UAIYLJIASTUNSIWYIUID) pun -s3unueld 21mos Suednz- pun uja3anspe|n
‘uagun3urpaquotuyey USYISLIO)R[NFaI ‘USRI UOUISTUYID) NZ SARNIU] PLID) SIOYSIIQ ,SILIUNOY) SBIS YUON —
{(LV ‘NH IS ‘IS “Z0 “1d
JIW WESUIWF) INPNIISLIUIZION Pun uoneI3ajunIe|y 10p udder] nz edoino)sQ/-[oNIA WNIOISIBNZIIO[ —
HAAAERNN G|
‘gg “IN JW Wesurowas) NoyIaydIss3unsIosIo A pun uoneISajunsIeA Jop uader] Nz Wnio J[e1de[eiudd sep —
U2QOYNZIOAISY AIOPUOSIQSUT PUIS UIO,] USISISI[RUONNITISUT UIOPURIEQUIBN
JJeUIoNEp | USRIDB[N[NW UOA "USWUIESNZ FUS USJBR)SIBqUIBN USUISS JTW YNIjodorIouy Jop yorelog Wl 19319qie pue[yosind | 1w uoneradooy ayosnrjodaidouyg | 7
“INP[NOSBIUIZIAN] 1P UI UdU SIYOAISYRYISHIMIITIOUY
-011ISOAU] JOp pun Funiorn3oy 21p 10y udFunIurpaquatyey I9p Sunidssaqio A Inz SUNUPIOIAASSUNIANSAIZIAIUY | SOP J21Q2D) WP Jne udFunupIoId A
€107°80°TT 119s Yyery uf Iop pun SuNUPIOISASTUETNZZISUWONS ISP ‘FUNUPIOIIAIDSIUIZIDUSED JOP PUN -WONS JOP USFUNIPUY UOoA SUNIAPUY INZ FUNUPIOIIA v
m
-uagezjousopung Ip Jne udSun)Id|
-s3unuuedsiSyooH 9puoIIyYds
‘uagenioqn Imusdeziousapung -10qNZudI3 pun opudyIaISIoqn
A1p Jne (DFGVN) 21959353 ununa[yosaqneqsnezjoN Wap Yoru UoqeyI0ASIUN[[a)s)sajue]d Jop Suniynyyain(g a1p -Iopug] 1 Sun[[a)s)soyue|d Jop
€10T°L0°LgMes yers ul | Ing yoySipueisny A1p pIm sue[dsjrepaqsopung sop UOQeTIOA dPU)IAIIISIAqNZULIS pun dpuajiaIsioqniopuel |  Sunsiomnyz a1p 1oqn SUnupIodA [ "0
ue[d)eZ pun sme)s AWIRUYRA 9P SUMLIIA 9)9)1EMI3 pun SunqR.IYISdg uIRUGRIAT JOP [PILL MWH




Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

— 54

Drucksache 18/1107

10T 10°1€
pun $10Z'10°C ‘€107°80°€1

"J[OpURYeq USJBIJEIIS S[E UNU JUSWOSBURIONISTY W UID)IA[SIFEYISID) UOA IJOISIOASIZIISN) WSO UIPIOM
usqoue( "UOPINM UJ10ITI0 UeSuNYNWoqsSUNIoTULS JOp UISOYIS WIdq IS A1p ‘udue[d udswyeUgeA 9Ip qRIOA
Snyuny UISSNUW USPIQUIGSIYDISINY "UULY USPIdM JI3Tues 9FB[JIYOS ISUI UI Jmsuf Sep a1m ‘udafIep aIs usuap
ur ‘ua3or1oA sugjds3uniorueg Snyuny WIISJNY IOP USNURY UISSNW [OBUEB(] "JOA UduR[dsSunpoimqy pun -s3uns
-9TUES UOA SUN{[O)SIF 1P Z}ASD) SEP JIAIYOS WAPNZ "USPIOM 1IOPIQJAq e [[0s SunjaSay-N 7 spueyoaidsjug
‘uoplom 1193

-ULLIDA I9[(BZISNA)S PUN USPUNY] “YJRYISHIM[BIY 1P INJ UINISIY JIP Pun }I9SSIQISA USNURE JOJUBAI[QIWI)SAS J1Y

uad

-dniSzueurj pun uoymISURIPaIY
uoa SunpPIMqy pun Suniorues
Iop Sunue|J InZ pun uoyIsry

we uojanes Jery] ur JojgeIsen) | -S1yeIsSunoImqy 1p WYoTIe 9)SHEWZULUL] JOp JEI[IqRIS 1P UD[[0S A YISO JOYOIQIONISHI SUNULIYOSqy yoIng UOA SUNUITYOSQY INZ Z)SAD) | "9
1oy seyostedoina ur [ [oseq uoA Junzjoswi) I9p udUIP
$10T°10°'T "MZq €102°60' % (arurpyory pun SunupioIdA-NT sne 3o3ed Al QYD) Ueqesiop-NF o1 IssedoSue souruIonon derodio) iz
we uojanes Jery ur JjojgeIsen) | ueSunjeSoy-N T uop 21mos usgunioprojuesjeipmbr pun -jejdeyusSig- g UONSU IpINm z)asoSudSaMIIPaIy] se z30se3s3Sunzyaswn-AT D Sy
ue[d)oZ pun snyeys JwiyrugeA 1P SUMIIA 9)9)1EMId pun Sunq.IYIsdg JwyRUGRIA] 1P [IL, M«ﬂ




Drucksache 18/1107

— 55—

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

€107°L0O'T0 oS yery ut
Jseyd U9)sIo Jop uadunuwuunsaqsgued
-18q[) MW JRYSISNZIDPIWYSURGLY

9SBYJ UQJSIO JOP UI PUIS UdQAUL(] "I[19}0 ud)S1JLeyosdg udyosindp sourd sSueLIoA sop Sunjnid suyo siuqne|
-I0S)19qQIV 1P PIIM ‘USZ)ISSNBIOA Sunpligsnesjniog ould PUB[YosINI( Ul oIp ‘uainiog ul Sundnjeyosag g
"UQYINP USPIOM IqNAgsne Jyef wi
9)JBUOJA] YOS NZ S1q AP ‘UdSunSr)yeyosaquosIes Jnj JOWYOU)IdqIBUOSIES PUN USUULIOWYAUIIOGIBUOSIES —
pun
UYOQU UAISIAJOSqe Sunpjigsnesjniog oSLYE1omMZ SUSISIPUILL SUId PUR[YOSINA( UL AIP Opudp[iqnzsny —
‘uowryougne Sundnyeyosog apudyoaidsius Junp[iqsne[nyosyooH ISIYL QUId AIP ‘IONIWAPLY —
siuqne|
-108319q1y ourdy uaddniSusuosiod apuas[of udyonelq yoeue( MYNJOSUId JIOWYOUIIOGTY dYoseory| Inj uad
-unIojyoId[IesSuesny AYOIuIsom dssedIuodyyen[yoe,] Jne NOIqUIH Ul uspinm SIISZYSId[D) IOy Wo[euoneu
[OBU J0JIoM SUBSNZIIBWISIOQIY UOP 1oNd)s pun 39[03159) SenIoASHLIIOE W 1M Uo)SISNZIoIIoWydu
-110q1y 91p a1y ueSunurunsaqsSueS1aqQ) 1P aseyd 9)s19 SIp PUL[YISIN( YONE JZjnu Ud)eeIspaISIA a1opue
1A\ 1S[0JI0A 10110M SIYIBWIS)IOqLY USYISINOP sop Sunsseduy pun SunujjO) USSIOMNLIYOS IouId 21301eNS
218105394 10ys1q a1y1 Suniorgarsapung S1p 18y €107"L ] We (g INZ SUSTEOLY NLIISg USP Jne YOIqUIE] U]

USTIEOTY] JRNSISNZIDIOWDUNGIY

‘(3911eMID
¥10C TUelynif Iy prm udjenmyeny

-ul  s9[PuIod) €107 Joqueza(
wr So[u] ud[euuojur wi JunJrurg

"uopIOM 13111050q 1ERISPAIISHIN

uoIdpuE WU ul SunJryeyosoq JOUId dWeUINY 1P N OSSIULIOPUIH dyosnyeld pun 9)1zijopsuoneuLIoyuy
UQ[[Os e “NYIISNZIQILIOWYIUIIOGTY 1OP SNE USIOY USIYI NZ USI[IWE,] JOIYI PUN WIOWYIUWISGIBIOPUE AN
uoA SunjeIdg INZ udINP[NNS ‘MZzq US[[)S UOA Sunjjeyds o1p 11 SoSe[YISIOA-TY SOP JUSWS[] SO[eNUdZ I[P
-UBUIOA ,,UOYQISNZ JONTISNZIOI] JOp Uy WI WIWYUIOqIY 1P 9oy Jop Sunqnsny I9p SUnIdjyoro[Ig
INZ USWYRUGRIA JOqn AIUI[IYINY* JOUIS JINMIUF IOP ¢ opInm ‘UIdssaqion nz (1107/26¥ OA) 1eYSidnzioy
-IOWYOWIOqIY JOp SN 919y JOIYl Z)NYIS USP pun ()7 IOp Ul JOWYIUIIQLY IOP JBI[IOIA 1P [917Z Wop N

uayeIsSnZz 119Y3I1SNZI21,] J9p udw
(e WI W_WYUIGIY 1P )yoay
Iop Sunqnsny JIop SunIoyoI[Ig
INZ USWIRUGRTA Joqn STUIYITY

€10T°L0"1 1S yery] U]

‘udyreyo Sued

-NZPIBWSIOGTY USP[UBIYOSIqUN USUIO “U)[BYINE PUB[YOSINO( UI SIUQNE[ISS)BYIUSJNY IOUIS It SIgeur)yoal
uopunin ueydsnijod I9po usIe)IURWINY ‘UIYII[IYIILIANQA SNE OIS OIp O[[e SSep ‘yone apinm ]o580108 noN
‘opInM USWIIOUdSINE , AISIAISOJ* QUIS UI JI0qIY I1y InjudSesopung

IOp UOA I9D ‘ujopuey Jnioqssed3uyg UouId wn JnIog Wop 194 YIS S SSNW WIPIdGNY UIes S11oMyo19[3 Sunp
-[1gSNy UAYOSINAP IOUIA JIWI ssnwt unpjigsnesyniog 91 Udqey| LAIA[Osqe Udjer)spLI( Ul Sunpligsnesyniog
QuId 9Ip “oUJJ0IT JopueR[SNY INJ PHBWSIOQIY JOp PIM SunupIioIoAs3unsnjeyosog Jop SunupiondN Jop NN
"UQISIO] NZ SISLqOYEIYOE,] Jop SunIoyoIg Inz Seniog uduld usjenjyoe uoA Suniopuemny dIp yoInp ‘uoq
-0UNZIOAIRY [917Z Sep win 9[050108 ,,9[[01S I0ISI0¢ UB OJBINYOE,] Jop SunIopuemnyZ oIp dpInm 1oqe( ‘udyorul
NZ YOI[PUBISIOA JSIYOIS] PUn JOYII[IYOISIOqN IS Wn “YJJensos pun 119par[3a3 nou opinm SunupIiordA d1(
“JyoeIsunSnyeyosaqIopug[sny wi Sunupio

-I9 A dUId Yoou Inu z)3f $9 1q18 WL USWESNZ 939591 19qIOMIQIASY Pun AJOPINPID) INJ SLMOS UIPUNID
uoyosnIjod 1opo uslejURWINY ‘USYOI[IYOALIDN[OA SNE Ud[RIUINY 19q pun d3Loyasueudifiure,] Inj Sued
-NZPIRWSIOQIY UOP 1P ‘SUNUPIOIdASUAIYELIOASSUNS ) eyosag o1p pun ‘9)joFa1 pueu] wir SunJnjeyosoq Inz
Suniopuemny JIp AIp ‘SUSWEN UYIIS[S FUNUPIOId A 9FLI9YSIq 1P Isse] FunupIoIdASIUNSNIeyYosdg anau 1

Sunupio
-10As3ung1yyeyosag Jop SunupIonoN

uepds3ungnyeyasag JId[euoneN — uIdp.a9y 3ungnyeydsdq ‘v

uejd)19Z pun snye)g

JuIYrUGRA] IOP SUMIIAA 9)9)1BAII pun SUNqrIYISdIg

swryeugey 19p PILL

“IN
PI1

31391e0)S-0 707 edoany J19p Sunzjasui() INZ UWWYRURIA

IT 9[[°qeL




Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

— 56 —

Drucksache 18/1107

¥10T
apug SIq £107'L0°70 uuISog :uassoH

YI0TTI'IE
- ¥10T'10°T :S1pquILnInpm-uopeg

-UJ ‘UINATUASU] ‘UISIUYO)STUNZIOH PUN -ILJIULS ‘UIONTUBYIIA 1M UJNIIQ[OSURA UI U BIOR,] USYOS
-IpUB[SNE UOA FUNIANNINIY JOP 19q UQILNOE UJ[AY UIIUIZSUIWWON[[IA 1] "UISIMSIUNYDIZIF Sep pun
010100039 d UOp I0J [[91Zods WNIUOZSUSUIUON[[TAN SOHOMSIPUE] UIS PUN STIOqUIDNINA -USPEY UIUOISY
UOZ UT USI)USZSUSWITION[[TA\ USPIdM JIOPIQJOD) " ST WOp sne oIy USUOIIA ‘] W 9JeIN[OL,] o[euon
-BUIUI INJ USI)UIZSUSWON[[TA\ UOA Neqiny uap ppfoidio[id woure ur 4]0 1Z3msioiun S1oquiapinp -udspeq

Sroquapinp -uopeq (,,19u0)
WO\ ) USIIUSZSUSWITON[[TAN

€10T ¥eS

“UOYOBW O[NYOS
d[[opowsS[0JIg SYI[0S SSep ‘UdSennzioq hZep pun UAYILW NZ YII[JUSJJO USWIYOUINU[) UI INJ[NYSUSTUON[[IAL
UAYOIRIS[0J10 JouTd ofordsiog win ‘sostordsuounyouroyun) sOp Sunmynyiiog ourd st juejden) jouYdIOZOISNE
oyenyyoe, JoyosIpug[sne uoneISoju] pun SUNUUIMAL) IOp UI 9Z)ESUY UIAIJEAOUUT Q1YL INj SI[EU)SIO USWyou
-IOJU() AIDPIW PUN U €[0T UOPINM A UI JN)[N[SUSWIION[[IA YW InJ SIIdSusmyauIaun wop NN

NJAT Ul I e[SuSuuoy]
-TITAA Tyour ny stordsuouryourojun)

JYPINURIIQIGA 10T Tyelynig

W pIIm JYOLIIQSULIONUOIA] 1031
"UOPIOM HIONUBIIA 1Y

-Ig)S UdQaIog Ul [[0S SUNUUINIOUY
‘31puom)ou sINZ[[0ASIZ

-10S00) SOp SUNYOIIIOYUISIO A IO

'JOpuLdq USUONENJI[enbSINIog USUSGIOMId PUR[SNY WI JOp SUNUUANIOUY US[[OA IOUID JIUI dPINM
uoAep (Juszold gg) (191, dpueSoimIaqn zueS 1o "USPIIYISIUd (0Q('8 PUNI) /¢ NZoyeu 310199 7107 C1 1€
Senyong wnz uopInm UdIYeJIdA 000 1] Punl usjopowes J1omsopung 7107 Joquiaza( siq ¢10¢ [1dy wner
-J197 WI U9P U0 A 139[0310A Sopung sop z}9soSsSUNUUINIOUY WNZ YIISHRIS 9)SI0 9Ip dpIm €107 01'S] Wy
1238 PUndjoNIA uop ur udueISIA
UOA O[RIZUD)0 OIP SO [IOM ‘[OSTOIMUdWISIPeIed USUIS INJ JYA)S sopung sap z3osedsSunuudyiouy seq —
"}opuasad PuB[YISINO( SOLIOPURIS SOP JBIAINEIIY INZ PUR[SNY WI ojenyoe ue [euSIS UIo pIim so
PUN 119SSOIOA PIIM PIIBWSHOGTY USYOSINAP USP Ul USYISUIJA JopId1zijijenb puejsny wi uoneidouy o1q —
‘usuoneyyIjenbsyniog usyosipug|sne nz uo3
-uNLIOMIE AUYDIPIOYUId PUn SIBQUIIZ[[OATORU UI)[BYIO QAL pun 109o5)10qIy Opusyonsssunuuaouy —
*(30ugJ098 ossnyIsqesIerISHLI
INJ UQFNIog UAONUAWASAI 19q pun ueSunp[Iqiio,] pun -sny YoIJnIaq Inj ‘qsul nou) Ynjasuro uol
-[BJIOASSUNIIOMOE UID Jne YonIdsues)yooy] uro J1oy3IpueIsnzsopung Ul 9jnidg Inj pIIm zjosar) wop U\ —
"UQ)[YQ) 9QBISYEW- PUN UIYBIIOASSUNIIOMIE [IOM ‘UIPIOM JOOMIIA PIBWSIIOqTY
uayosInep wi [ewrydo Jyotu Jo J1yuaSueSIo A 1op Ul USJUUOY USUONEJIenbsjniog dUsqIOMId Pue[snY W]

uou
-onegIenbsjniog 10U0qIoMIo pue]
-sny Wi unuuayIouy pun Sunjols

-159,] 1op UNIASSIQId A INZ Z}9SA0)

910T - €10T

‘uopIom PIBISas 1ey31dnzivrg-NAg
ud)IonUEIES 10p USWIYERY WI JBI[IGOJA] QUOI[JNIaq 1P AIMOS J9ISIO[OS PUB[YISINA( Ul SISEqayjeIyyoe,] 1op Suni
-9UQIS InZz pun N Jop qeylouul J1oy3iso[syrogqiepuasng uayoy] Jop Sunjdweyeq Inz Seniog uld [0S JIULIDIH
‘uQynIaqssedSuy USMIONUIW[FAI Ul UIBJIIASSUNUUSNIOUY WNZ U)SOY UOYPBIYIL 10q —
pun Sum9[3ag ayosiSodepedsjnioq
pun -[RIZOS INJ AIMOS S)[BYIIUNSUIGT SIP Funioyolg Inz uaunisio| SHQU oM JI0p ‘USPUIP[IqNZSNY 10q —
{(Sun3
-1}JBYoSag 1op I9po Junpigsnesyniog Iop ‘Swnynperd sop Puy ‘oyoeidsadsungromag) usisoyesoy —
‘pUB[YOSIN(] UI pun pue[SYUNSIOH WI ISINYISINSQ —
‘B "N 19qEP USPIoM 1OPI0Jan) “(ynidgssed3uy) Sun3ngeyosag 9y1o1zijijenb
ur 91Mos Sunpigsnesyniag yoIgarnaq ur SuniuLs A Iop 19q jzymsiojun wweidordiopuog se( pue[yosineq
ur Sun3nyeyosaq JOUId SWYBUINY JOP 19q ‘Udqey udAadsiog ayornioq o3urIag Inu IOpUL[SYUNSISH UIy!
ur a1p ‘uojer)S-Ng sne (e[ G¢ SIq §1 Y P’T) QUASYORMIF oSun[ 9s0[s}10qIe PUN AYOIPUISN( I)IISSIIOIUT
-sSunpyigsne ¢10g 10°g Wop 119 1zymsiopun (Ng-01J1qoN) ,,edoing sne uoyen[yoe] uoSun( usso[syroqre pun
UQYOI[PUSSN( USIIAISSAIIUISTUNPIIGSNE UOA JBI[IGOJA] USYDI[JNIaq J1op Suniopig mz wweidoidiopuog seq

(Ng-01d1q0) ,,edoinyg

sne udyen|yoe udSunf usso[syoqIe
pun uaydIpuaSn( uSIAISSaINUISSUNP
-[lqsne UoA JBI[IQOIA Uaydljjnisq

JIop Suniop1g“ inz wweidordiopuog

“PluIyoseq
uornjeloyopusuu] pun SunSIuIRIOPNEQID) ‘Neq USYOULIE UIP UI USWIYSUINU() SYISHEOLY YoInp uoSunpudsjug

ugjd)oZ pun smeyg

QWY BUGRA] J9P SUMLIIAN 9)9)1AId pun SUnqRIYISIYG

swyeugey 19p PILL

“IN
‘PI1




Drucksache 18/1107

— 57 —

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

Y10T 9NN

UDIIYQISSNRIOA G](Z qB Sunjromsny
ueldo3 arp Iy Sunqroryossny
S10T°€0° 1€ S1q eseyd[[apoIN

"ud)IoM

-nzsne j0ga8uy sep G qe ue[doS 1s1 udUOITAY (¢ oMsapung ur swwei3o1d sop aseyd[[opoIA Iop YoeN
‘U2I013a1 NZ ‘UdTULIq OIS JIW S[OPUBA\ USYOSIJRISOWp

SOp pun }[9MS}qIY 1P USSUNIOPUBIDA 1P ‘USSUNIOPIOJSNEIOH USYOI[QILI)aq JIp Jne Sipueisuddio Snjumnz
‘uopIom 131YLJOq WOPIdGNE pun UejaqIesd uagunsQ aneuafssed N ud[os udISTeydsag I9p Snzoquig
10U YNI[od[BU0SIo USJAIYOLIAZSPYUNINZ ‘UNISNUILIOISISGIBIIW JOUTS SUNY[8)SAD) JAP 19q USWIYIUIU)
QISP PUN JUIAY ‘DGILNAQISUIAI] 1ZIMSINUN , YOSUIJA] :HA\ SUSIydwoun® wwerfordsspung-4S5 seq

L, JOSUQIA] (119 A\ SUSW
-youroun‘ wwerdordiopio-ISq

‘JuoWe[Ied WI S)1010q 9JINMIUSZIISID)

1P [OIS UIPUIJOq UIIPULT US[[e U]

€107 9qUIAZI(J "/ ] WOA USUOLIEY
-jIrenbsyniog 10U0qIoMId PUR[SNY WI SUNUUINIOUY pun Sunja)siso] Jop Suniossaqlo A Inz zjason) NS —
"C10T 12qORO "9 WOA usuoey
-JIenbsyniog IouaqIOMId puR[SNY W SUNUUSMNIOUY pun Sunj[o)s)sd] Iop SUnIossaqIoA INZ z)asan) IS —
"€10C 19900 '8
woA usuoneyjIenbsiniog 10U0qIoOMI0 PUB[SNY WI SUNUUSNIOUY pun Sunj[oIsise,] Inz z3osadsopue] :Jy —
"€107°S0'8T WOA UI[BJISI A\ - UIYIPION Z}9SOFSTUNUUINIOUY MN —
"210T°71° 71 WOA USSYOBSIOPSIN Ul USUONEey|
-1j1jenbsjniog IouaqIoMId pue[sny Wi SUNUUNIOUY pun Sunj[o)siso, Iop SunidssaqioA Iz zjasan) ([N —
'210T°21°0] WOA 9219S90) J9I9pUR SunIopuy Inz pun uowwodio A -3mquay
-OSIAl UL USUONEYI[ENY) JOUSQIOMID PUBR[SNY WI SUNUUSYIOUY pun Suniiomag aIp 10qn 21990 AN —
TI0T90°61
woA uduoneyIenbsyniog IoYosIpug[sne SUNUUINIOUY SIp Joqn z)asan) sayosidmquey :HH —
"CI0TCI'C] WoA usuoney
-1j1jenbsjniog IouaqIomId pug[sny Wi SuNUUANIOUY pun unj[a)siso,] I1op SunIdssaqIoA Iz z)3san) ‘g —
v10CCT0T
woA ,,uouoneyjIjenbsyniog I9yosIpuR[Sne 110YINIOMIDIS[D) JOP SUN[[aIsIso] AIp 1oqn z3osan) ‘g —
"€10T° L0 WoA
usuoneyyIenbsyniog Joyosipug[sne J19)SNIOMYDISLD) JOp Fun[[3sIso,] AIP Ioqn Z)ISoN) SIS A —
‘erocerel
woA S19quIONINA\-uopeq ur uduoneyJijenbsyniog Ioyosipug[sne SUNUUNIOUY 1P 19qN Z)3S9D) Mg —
"€107°C1°S WoA usuoneyijenbsyniog 1ousq
-IOMIO PUBR[STY WI SUNUUINIOUY pun SUN[[a3siso,f Jop SUNIISSaqId A Nz z)ason) sayosidmquopuelq :gqg —
IJery] ur gyniog 93jo8a108
QUOIIYO2ISOPUEL] N 9Z)9SOFSTUNUUINIOUY-SIPUBT €] UdIem 107 € [ Seiyons wnyz ujadeissunuuodiouy
IoUOSHRINOINQUN PUN JOYIIPIYUIS Sunjjeyog 9)3IUndyIsaq dUId Iy WIOPURT pun pung uoA uddoruy dwes
-urowdg sep 3s1 oSe[punin) “Sipueisnz (INoIudSu] ‘IOYDIZIF ‘IOIYYT g ‘Z) JOpueT I9p Yo1010qs)IaySIpueIsny
W 9JnIog SIp INJ 92)9soFsTUNUUSNIOUY-19puL Jop SnZ[[0A Uop pun Sunzjesjyooy JIp Inj yone ugjniog
UQMIONUAWIR[SAT USP Ul SOpuUng SOp U[PSISTUNUUINIOUY JOP SNZ[[OASTUN[BMIO A WP USQAU PUIS JOPUBT A1

I9pugT Jop 9z)3sd3sSunuuasouy

Ieq3nyIoA

9P USSSIY-IAJUIDIWOI[AM MMM AP ISPO AP UISSIY-UI-JIOM MMM [BLIOJ-SUI[UQ SBP Ioqn PUIS USUOTLLL
-IOJU] "USSSOH UONOIIPIEUOISY 1P ST Jouped JOUJOI0 UTRAl WE LNJyUuel] }19qIy INJ INjuaSy 19p 10q €107
T[N{ "7 We 9pInMm dPUSP[IqNZSNY Pun dJen[yoe,] SYOISIPULR[SNE INJ USSSIH JOJU) SWIOI[IA\ 9ISId SB(J :UISSOH

"IoUMed USp /uLduIRd A1p Iy Sunpiuezie[dsiteqry pun Sunnonoqiopury ‘Sunpirg ‘uouyop ‘o8
-ug3uopIQURg IYOISIAGIY ‘IYILISIBYIUJNY SIM USWAY], 19q ‘UOT)LISAU] IOP 19q USI[IUIE,] UIOP pun d)jery
-0k, S[BUOT)BUI)UI IS UIZJNISIAUN WIPNZ "WISYDIZIF PUN USUULISYDIZIF JOPO UJLINF[fJ ‘UIONIJBULIO)

ue[d)19Z pun sme)s

QWY BUGRA] J9P SUMLIIAN 9)9)1BAII pun SUnqRIYISdg

swiyeugey 19p PILL

“IN
PI1




Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

— 58 —

Drucksache 18/1107

ceoceriesq
a8naziyejonye[opLIqAH pun -on3a[q
uYJeyosague offe Iy pun €107 10°1
WP qe PUNIIMONI )13 Sun|

-a8ay] AIp ‘g1 IOWWOS SSN[YSag

-pemorry] oxd oy (oS puls oSnoziye djeydssoSue ¢10g'Z] 1€ WNZ SIq InJ "wWoisAsdLIoneq sep Inj udsoy]
uouo)eyjuUS uLlep IOp YoISnzqe srordusisijopnig wop sne YoIs JouyodIdq SpPLqAH U[-3njd JOpo -omyI[q
uayoI[gaIeq sourd Sunssepraqn)/SunzinN djeArd o1p Inj [IOMOA demp[as Jopowyewiuy Al ISusundeq
SunIon9)soquaSeMISUSL( 10p SUNUYILIdE IOp 10q UIPIdM OPUQAH U-Snid 10po SSNOZIYRIONOIT SUIY

ren
92)2593u19 JB)1[1qOWONNO[H UOA SUNIOPIQ,] INZ JUIWNISU] SUIPIIYISIOA UIPIOM SWILISOIJ SOP UdWYeY W]

®
-1[1qowoyo[q wweidords3unioioy

cl

$107 Jounuos
s1q 91391enS IOp SUNPOIMIUSINIO A

"€10T 10" €T We JeyosuassI ) -)Jeyos
-MIA\ uoruns3unyosio,f pun Suni
-0132Is9puUng UOA ZUSIQJUONEpUady

€10T%0°01 Wwe pau
-1qe[sopung Wi 2139)eNS-YoAYSTH
uoAnyadsIag pun zue[ig nz jyoLRg

‘uagelysuoneaouu] pun -s3unyosio,] ur ureding pun usuuLdsing uop yu Sofer udp Jjne

ppundiomydg uoud 3591 pun SunzymsioyunsSunpurin) 10po SUNISIZUBULJSUOBAOUU] ‘USED[YO.,] UOA ULIO, Ul
puBT SOYOI[PUNAIISUOIIBAOUUT UIS INJ USSUNSUIPIqUAIYERY UISNYOLI 1P 01303eNS-UoaIySIH 9Ip 1210s sneury
Ioqnue(] "u9yJLISoS ne Junynz SPUB[YosINA(] INJ SPULL], SPUIPIAYISIUS Uddfoidsyyunsynz ur uopIom wopnyz
"13u1je8 Sunpuomuy SYOI[HJRYOISIIM JIP UI JOJSULI] IYI INT 1M ‘qe UOABD PUOPIOYdSIUS JSULY USUOIIEAOUU]
UOA UDZ)NN] JOp UUR( “MYNJoSUotesnZ UaNIOMZION Ul JEYOSHIA\ PUn JJRYISUISSIAN UOA 9} BISUOIBAOUU]
1P "B "N UIPIOM YOOM7Z WASAIP NZ "PUIS PUB[YOSINA( UI 18}I[enbsuaqa] pun pueisjyopy UOA JJers] opuaqror)
9Ip AIp pun USMOMIUE USUNIOPIOJSNEIOH US[BqO[S A1 JNE AIP ‘USSQINZSNE UJSIEWISUNYNZ Ul USUOHEBA
-ouu] ‘[a1Z sep pudyIoIS1oqnIossal 15101104 91301enS-yoAySIH d1( "UEBNANESUONBAOUU] pUn -sSUNYosIo
QIy1 pudjIeidioqnuawoy) pun -piapnijod Sunisidaisopung d1p Jopunq 21591enS-YoANYIIH US[BUOLIBU I3P N

91391enS-yoaySIH

h4!

WIISSIQIIA SUNPPIIMIUF pun Sunyds.1o ‘uoneAouu] Inj udsunguipdg g

SI0TCI'1ESI¥I0TI0°]

"USNLIYOSAIOLLIEY] USISYIBU USP 19q USJJONSTUNZIOUID A
pun USNPOJA-SULIOJUDIA] S[ONIW ISP 1ZIMSIANUN PUN UINEI] JUIYLJIOSINID] U. YIIS JIILI Pafoid seq

,,opaTUIY oS
-oro1uey] JoSmquie* 1yoloid-ISq

el

v10C
[exeng) " Wi YII[IYOISSNBIOA 1Ie)S

“MQ1ZURULOY JSH SOP U[ONIA SNe PIIM WeI30ld Se( UdpIom Joewas

1] UoSUNISPIOFSNEISH UASTJUNY SIP INJ PeYOSHIM[RIZOS JOp USUIYIUION ) 9Ip pun ud)S1jeyosoq dIp U[[os
SunpyoImudsuonesIuL3IO pun -[RUOSIoJ INZ USWIRUGRI UOA Funzimsiow ) yoing 3joddop sjoqadueayyeny
-$119G 1y USPUNUIS SIP punigyne yone sje uaSunisiapisudiq ududpungaguauosiod yoeu oFerjyoeN uopuogiols
1SUIPaqsIoNe JOp PUNISINE [OMOS JRUOSMIM[BIZOS 1P PJLI) J9SAI(T "UapIom uoSueSoSue [opuepy oydseId
-OWAP 3P [[0S ‘PUB[YISINS( U AYDIIGSIBYISHIAN USGOIT TP WAUID “YJeyISHIM[RIZOS JIP JIW WIBSUIIWAD)

RYOSHIM[BIZOS
13p up UNSNFRYOSIE AP AN — PuIM
~URYONI* YRYISHIM[BIZOS SIUIPYORY

!

¥10T
[e3renQ) “f WI YOIPYOISSNEIOA JI)S

"uopIoM JZJnsIoun SunjISyoIo[n)
pun SunpyIqIoId A\ AYOI[gaLaq Jne Morjquiy wi Jouied[erzog 1op ueSunSuensuy dIp US[OS AIUIPYITY UIAIZ
-URUIIIW JSH USP YOIND IOP USWIYEY] W] ‘SIPUsmiou JjIeWS)oqly We Udner] UoA 9qey[io ], 9)31yoa1oqyoro[3

A1p SUNIAYOISAYBI[YOE, JIP JnE JOI[g JIW 2IdPUOSASUL ISI Sneuly Joquie ‘199 31aySiyeysSundngeyosog
JOIYI J[eylq wnz oIS 1Se1) IO)IOQIBIIJA] PUN USUULISIQIBITIAL 1P 0 UNSIYRJSqIomMaqiIo | pun -SuoeAouu]
Iop SunyjIplS 19p pun SuUnIoydISaRIYoR] InZ Seniog USyII[IUasam Uuld SUnpIqIaIoA 191S19] 9gatneg Inj

uI0pIQ) Sun[[AISYIAID
pun uIsyoIs Aen{yoe, — ,,uop
-[1q Ioyom“ dATenIuLIdUIRd[RIZOS

!

Y10T naulqed]

“uuey udpIom udwouss yonidsuy ur sopury|

SOp IYelsuaqo ' pun USNLIP WP UAYISIMZ (ISLIJop[owuy JOSLIOYIOA JOUISSOWaSue yoreu) s19qaS1oqry

sop Sunwiwnsnz ouyo (UJBUOIAl 7 :IOYSIq) USIBUOA /T UOA [IS)UY UIO SSEpP ‘UOPIOM LIAISI[IIXA[] puoyoS
UIYEp "€ "N US[[0S J19ZUId)H InZ udSunjoSey d1( "MzuIN[F Jne yonidsuy sopury] sop Iyelsusqo] uopLp uojop
-UQ[[OA WINZ SIq UI)[F UdqeY Z)as95)10ZuIo) g pun -poSuio)esapung Wop YoeN ‘Ud)dqie Yoo, oid uopumg
0¢€ S1q S [o[1eIed apraq a1p ynyoSule u1eyyg Iy poSuiel[d sep Jne SNUOQSIFEyoSIouLIEd UId WOPIogne pIim
Sunjioyueqediny usyoryeyosioupred 10p SUNIOPIO,] INZ "USYOISQULID JIONS1IBNIOZ[I ], USISnISuLog Wyoru
JIOUI? JIW UONRUIqUIO] UI SOP[aSuIa)[q sop swyeuyonidsueu] ayo1[Sou)saq aIp [[0s sn|Jp[oSuId)g onou seq

prosueyg

01

ue[d)9Z pun snyeyg

JwiyrugeA 1P SUNYAIAL 9)3)1EMId pun SUnqrIYISIg

suryeuge 19p PIL

“IN
Y1




Drucksache 18/1107

— 59 —

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

13]0J10
107 I o5esnz1opio] :juojed urkeq

10T qe uad
-UNQIaIYISSNY :SI0qUIOIIN A -Uopeg

*(S13ueyqejejozure Suniopio) uaqeyloA-sndwe)-uo-Ansnpuy uoa Suniopio :SIoquaInp-udpeqg —
‘e'd oIy USUOIIA § 3T
(Sunpeissnes3unyosIo] I9Isn[)) ‘ONIOMZIIN ‘OPUNQIOASIUNYISIO] SPUSFIAISIOqNSSUNIYOLIUId pun -[NYIs
-[O01]) U)JRYOSUISSIAN 2JPUBMITUR INJ UI[NYISYOOH Uk Funydsio] 1op Funiopig :31oquapin -uspeqg —
:3unyosIo] pun UOTJEAOUU] USWITEUGEIA USPUF[0] JIW "B "N UIPIQ) JOPUET 1

Sunyosio pun uon
-eAouu] Jny udaFun3urpag Jop Junios
-S9QIO A INZ JOPURT JOP USWIYBUGRIA

€10¢ :uuioqyozyne]

*131[1039q UASUMYOLIUIISTUNYISIO]

QIR)ISIOATUNIdENE (ONE S[B AIRIISIOATUN [(OMOS PUIS 21I0YO Ud[eUONEN IO Uy ‘FJun3njIoA Inz omng uou
-OI[[TJA (] YWesasul Jopue] pun pung u[[2)s USIYE[ UYIZ UOA Idne( 1P INJ "UIPIoM UJJONT U)o uen|
-SY[OA UOA USYDIBSI() TP 1oqN UoSessny dIeq)Se[aq UI[[0s Sunyorqoaq)oz3ue] uduagozaqs3unioN[oadq
u2)39193ue AnejusseIdar U udwyeY W] "3unyosIo] AYISIUIZIPIAWOIQ 1P INJ 92INOSSAISTUNYISIO] U3
-I[RWUID PUR[YISINA(] UI JOUID NEqyNYy USP WESUIOWDT 2110703 US[BUONEN] JOp JIUI WIdPIQ) Jopue] pun pung

9110403 d[eUONEN

0T

‘UASSO[YISaq
€107 opanm 810g Siq SunioFugpoA

‘Sunyeissnepuniny 19p Suny[eisieIdg YoInp

swurer3014 sop Suniorzueurj 1op Ue YoIs UdSI[1030q JOPULT A1 WOBLIDIAIIA €[ Iy WI 0Ing USUOI[IA
G puni Jjne oIng USUOI[IA G0 PUNI UOA GO IYB[ WP JI9S OIS Udqey [dprusapung uo)[1sa3 ung
-NJIOA INZ IOYSIQ UIULIS0Id USPUIJNL] W dI(] 'UZ)OSNZII0J WreIS0Id SWeSUIowos opudjne] ¢00g oS sep
“U9SSOYOSeq ()7 TUN[ "§7 Wk UQEY JOPUET pun pung ‘SIQJSUBNOISO[OUTOI ] PUn -SUISSIA| SOp SunJruna[yos
-0 1P 91MOS U[NYOSYIOYTOR,] IOP YII2I9qSTUNYOSIO] pun -SuOIeAOUU] USYBUSTUNPUIMUE JOp FunyIelg
Q1P ST [O1Z "MIAPIQIAT UTUNIYOLIUIOSTUNYISIO,] USIBIISIOATUNIIENE PUN USIRIISIOATUN JIU OIMOS (AT o1
-9pU0SqSUT) USWIYOUIIU() JTUI JI9QIBUSUIWIESNZ UT USYJRYISUISSIMSYRYISHIA Pun -[e1zog ‘-1mjeN ‘-Indruaguy
uap ur JunyosIo AYBUSTUNPUIMUE TP PIIM , US[NYISYIOYYIR,] UB FUNYOSIO * SWrIZ0Id SOp Udwyey wy

ua[NYOSYo0Y oL, Uk JunyosIoq

61

Suny

-Jeyosog USYDI[IUSlJQ Iz usfardsiog
-9019B1J-1S9¢ B "N JIW YuequUoep
-pjelo1d Joule MeS (€107 oquadog
19)yoLesuId €107 Jenuef J10S

"UIOPIQJ NZ YRYOSHIMIBALL] JOP pun pueyq
UQUOI[JUJJO IOP INENUTY JOMONUILIOSUOTIEAOUUT SUNZIOUIOA OIP PUN YISNEBISNY UIP ‘U0SenIoq nzep 11oqry
JoUIes W wnpuazzuoedwoy] sep (1M SHIOZYDIS[D) JZ)IMsIun 95s9zo1dsSunyjeyosoq 101101 ULIOSUORAOUUT
Sumyousny 1op 19q udSunjeIaq|[eJ[oZuly 1MOS UdJAIdSIog-00110eIg-1Sog W UdSUN)[BISULID A UQY[QIZOST ‘Uou
-OIJRULIOJU UOA WO Ul ONNIO Sep YoInp uapIom 10qaSSenyny SYoIudjFQ UOPIdM JSQ[OISNe JJeosIA\
15D UI UOUOTBAOUU JYAW 10 oS[ndTu] Yone s[e UspIom 191S1o[o8 SunIeMId A Jop SUNISISILISPOA InZ Sentog
UIo [JOMOS ULy 0§ "UdMIR)S Nz Sunjjeyosag UaYdIudjQ Jop SunionuoLIosuoneAouu] Ip [[os ONNIO sed

(ONNIO3) ,,Sunggeyosag
dAT)RAOUL] WNNUIZZUIdWOS*

‘81

¥10T 2B\

ZIOMTOS PUB[IoULRd W §[ (7 Sund
-eISIYEYNL “MOqeId €1(T Tenuef
10s pue[yosind wioyperdioisni)

,,pueyosinoq uopedioisnH* suaSenos uropug| pun pung UOA WESUIOWIS SIp YoInp JIoIyuey)
UOPIOM USWIRUGRIA] 9SA1(] "GIOMINO M -19ISN[oudZ)Idg JOp pun I9)sn[o-0S oim dunueISold udzjnjsiojun
SOI(] "YOI0IS[01I0 SIOPUOSOQq YOI[JLYISHIM PUIS ‘USNIIMIIL UIAISN[OSUOTEAOUU] pun -udz)idg ue a1p ‘N

UI9)SN[oSuorjBAOUU]
UoA Sunpyomjuy Inz dWwer3old

L1

WOIPUJJQISA €10T°C0°LT WE O
2ISNPU] 10q UIUYIISUONeIANU]
sAnEAOUTT I SuntyorURUURAE

‘uaSennzroq udISojouydo ] v/ YA UOA Zjesurg

USP [OIND USWOISASSUOTNNPOIJ UISTIENIU JIW JI0qIY IOP 19q UISII A\ UOA SUNZINSINU() INZ USGRTIOA
-s3unyosI0 )1t ‘IOyep 1S SWYRUGEUWLIOPIQ JOp (917 IS YorSou yorjurd (Y, JA ‘ANjesy poyuowisny pue
[eNITA ) 18312y USMIIIOMIF PUN US[[ONIA IOp USISO[OUTI [, UOA ZJBSUIH USP [oInp Is10 19qe SuniorumdQ
pun uoneINSIFUOY] UIOP ‘UOTNPOIJ A[QTXI[J ISIdGNE SUIO USSE[UBSUONNPOIJ SIUSSI[[AIUT UYOI[TQULID
sneury Joqnie ‘Sunjepy pun Suniond)g Iyl Inj 9z)esuy d3NIENoU UIOPIOLIS UIOPUOS ‘USYIB[JI0qOIZINUdG
uouaS1o ouIey Joqn UASNJIoA SWISAS U030}10qaSUId SAI(] “PIIM 1Z)NISIONUN USE[UBSUOINPOI Ul UL}
-sAs1oindwio)) ue10130qeSuId USYOIAI[YEZ UOA UONNPOI] JIp ssep ‘ueSueSoSsne uoAep pim (' sLysnpuy Inj

o1ng (0§ wn yorayel yors uo1znpal Fenog JIOsAAp yone pun
oing 000°01 18e1n0q Snaziyejonyelq oid Senaqrewnxejy 10 ‘uo30zo3qe 1oS1uam ypy oid oing (g yorayel
udpIom a3noziyejonyo[g dyJeyosadue uaIyelog[o,] usp ur Ing "udUYOLINZSnNeIdy jeyzedeyoLopneq 19p opuns

40"t ernsnpuy pyeloxdsyuny
-nzZ winz enrog ulg - yunynyz Iop
SLIQE,] 1P Iy USIUYIA], S[[ONMIA,

91

ue[d)1oZ pun smejs

QWY BUGRA] J9P SUMLIIAN 9)9)1BAMII pun SUnqRIYISIY

swyeugey 19p PILL

‘PI1




Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

— 60—

Drucksache 18/1107

s10c
A siq dewrpeoy-y1q ayostedomng

10T
SNIA SIq 21B21eNS-YAH deuoneN

“UOPIIM J[AOIMIUD ULIER)SPANSNIA Jop dewpeoy] aydsiedoInd oulo [0S [o[jeled [

S1ssnjyroqn usAnenIuIs3unqosziesan)

-NA dpuaIdIstuouLIey SHIOZYOIO[S USYIRW S, Y SOP SUNYDIPHIMIDA INZ UdWeUgewSSUNZIosul) pun
uoSunyorjdIoAlsqog S[euOeU AIONIE)S "SNEIOA USINP[NISLIJUISSUNY0SIO,] JOWESUIOWS neqyny uap 1z)os
Sunyosiojuszyidg oS1YBJZULINUOY JIOM)[OM [ony ‘udSn[emaoq usSunueduruerSorq opuejIoIdioquniopug|
YoInp U USSUNIOPIOJSNEIOH USYDI[YBYIS[[9SIT UIGOIS I YOIS UISSE] 0F "USPIIM J[AYOIMIUS USSUNIYOLIUIO
-S)JRYOSUISSIA| /-SSUNTOSIO] USD JIUW "B A WESUIOWDS Y SOp Sum[e)sofsny uoIo}iom Inz udjeiod-yiq
SU00S USP Ul uswyeugeAl pun (‘33 #107) 9NLYOS USYOIIOPIOJIS USISYIBU JIP SPLIYISHO,] JOSLIoYsIq siseq
Jne udjos 1o1H "dewrpeoy] us[eUONRU IOUId SUNIIMIUY JIp Yone udeeisparjSiA 1op udSunyorjydioalsqros
JOIIES SUMNOpag AP d1m USIUIIYT usydsnIjod usqau Issejuun duoqy Jo[euoneu jne a13erens-yidq 21a

wnesssunyosio Ioyosredornyg

9¢

€10T'SO'ST 3es yeryy uf

‘u9pIom Nz JYoaI10T 19SSOq Yoou sa3Jeyosods3uniioleg sop

sTxeld UaS1SueS pue[yosINO UI Jop Wn ‘UopIom jssedogue oIUIYOLLIdPIQ] 1P (7 SUBJUY [[OS SUIEUEIA
JIOp SOIUE[ UAQIEY US)SIO SOP USSUNIYEJI USP JNe pusaneqyny ey dIye[ 10Ip SUISOPUI J[IQJUESUSUIYIU
-I9JU() USJOUYDISZAT SIP JOJSIAU] JOP UUSM ‘UOIIISIAU] JOIYT JUSZOIJ()Z UOA SYQH UI SSNYOSNZ USUI U BYIS
U210ISAAU] A1 "UQ[[eIs Nz FunFnjio A Inz [eydeysIuniroleg soreArid uswyouIoju) udAneAouur uagunl
93o108ue — [o3uy ssauIsng "qsul — UAI0)SIAUT djeAlId uopiom ,JeydeysiuSepy SSNYISNZSUOTISIAUT* AP A

rendestuSepy SSNYISNZSUOTITISIAU]

'S¢

€10C °pug
VASD sop uojenzedey] 1op Sunyoyrg

QuozS-reyde)-a1

-MUd A US[BA IYds uagiuiop Inz Suednyz yone sneury 1oqunrep sdnieyg o1p uswuoyeq 30qasuy-3uryoeo)) pun
-SULIOJUSJA] SOPUSSSBIUIN UIS 10q() “USIIIQNZIOA NIIUISINIRIA] USUIS win ‘udssednzue 9ssIUIOpIoIy usSniop
o1p Jne J38 pun USIOIPI[EA NZ [[OPOWISYRYDSID) IYI ‘TOqep AS[[BA UODI[IS W J[RIUSJNY USSIRUOW § SIq

€ uouId Joqn (Yoajues[) pun I UdyoIaIdg udp sne ‘e°A) sdmuelg yoa 1 -ySiy oyosinap 1zymsiopun y ASH 10

101RI0[000Y AJ[[BA UOOI[IS UL

-19D ~ VASD :sdnjesg Yoo [-ySiH
INJ USI0JBID[0IY S[BUOT)BUI)U]

ve

€107 Joquaydeg

“PIISes usuIyouIAu) Jop siseqreidesuasig arp
pun 11Y919110 usunidizueur] nz uesSnyz I19p pIim jiue ‘oing 00(0S Siq ueSungi|ie1og US[[IS UOA WO Ul
TendexuoSIq SoysI[JeyoSHIM SPUO,] USD Joqn USJ[BYIS JOPUNISZUI)SIXF 91M0s udwyoutojun) aunl pun ourory]

"130[08 Nk 0INyg USUOI[IJAl € UOA USWIN[O A WIAUIS JIWU SPUOJUIURZZOWIOLIJA] USUI ey Suniordaisopung a1

SPUOJUTUBZZIWOINIA

€T

10T
T[N{ W YOI[IYOISSNEIOA Sunzjosuin)

"UIPIOM 1IQTISTIOINUOY )IONSISO[SIOqIY I9P SN UdSUNPUNIn) 91M0S UdSUNPUNISSqIOMIdUSQIN pun

-uray] ‘sdn-1re)g uoA Jopunin) emio omm ‘uaddniSjorz oyosyizods Iy UGUONIPUONIIPIQ,] SIP US[[OS JIOPUOS
-9qSU] "U[SOIMUINIIM U[ANIA UPUYR)s FunSnjIo A Inz usp i )Zg Siq 10 Spuojerzos uayosredoiny
Sop opo11adIopIQ,] UONAU ISP UT , PUB[YISINS(] SUIYor0oIdpPUNID® urueISord sep pim Suniordarsopung a1

PuE[YosINe( SUIYOBOOIdPUNID

T

IeqSnyIoA
¥10T qe [niupyploid ‘¢[0g Sunz
-)SIRIN INTOH uuISag :uassoy

L10T S1q €10 NezjneT :urekeq

‘SunSnj10 A USQEYIOASSUNYDSIO INJ [oRIUR (01 pueT Sep I[[9IS
21[Z)BSN7Z "USZINU USNYISYIOH (g Sue[siq arp ‘Fun3njIo A Inz “e'd omng USUOI[IA ¢ PUeT sep oIS
Sunzjos10)aIN 9sa1p Iy ‘Sundnjio A Inz Sunyosio,] Inj SunzinN USISIFU)SOY INZ UYIR[] USSUMYOLI
-UIes3uNy9sIo,] pun UIMYISYOOH UdYals NTOH W 10puni3as (uoyeydny Jounysuel] we ‘WIOH) ,.A
-1[IQOJA] 29 SONSIS0T JO oSNOH* sep pun (Jpesure() ,, L] JO 9SNOH* u1o ‘(Jngyuer) ,,o0ueur Jo 9SnoH*
U190 Y09M7Z WASAIP NZ UIPINM Fue[Sig "UIYD] NZ PUN USYOSIOJ NZ WELSUIIWAF 0S WN ‘UIYNJNZUSUIIRSNZ
YN0 PUN JJBYOSUISSIA “YRYISUIA ‘ZJeSUY USP USSSIH IS[0JI0A J13018NS-, JO 9SNOH 1P JJA] :UISSOH —
"USIYR[ IOIA UOA JIZJNET UL INJ 0INF USUOI[[I]Al €/ PUnI Jwesagsur Jiur 9sa1p 110pIoj
pun 30)yoLIa3UI0 9pUNgIoASSUNYsIo,] dIeur[dIZSIPIdIUL 9nou 1Ip (7 I8y UIoAeg Jeeisior] Io(] (uldkeq —
“HOJ sneuly £10¢ Iyef sep
1oqn ,,Juojed ulokeq* uoa SUnIopIQ, o1 1z)9s UIdAeq Jee)sior] 19 "UIOpIQ) NZ SUNJIOMId A S[[OUOISS]
-01d yoInp ueSunpyoIMIUT IOUDI[IJRYISUISSIM IQJSURL] UIP Pun UgI[YIsId NZ UI[NYISYIOH Uy osLIdAeq
10p TerzudjodsSunpurpry sep ‘I8 [917 :(Juoled urokegq) sAneniunualed|nyosyooy ayosudkeyq urkeg —

ue[d)19Z pun snye)g

JWIYrUGRA] 1P SUMIIAA 939)IBAII pun SUNqrIYISdIg

suryeugey 19p PILL

“IN
P¥T




Drucksache 18/1107

—61—

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

10T 1yelqrey '

‘uossednzue uoSuNIOPUEIo A UOPUAYSSIOYUIS JIUUEp AIP U IST AAUF AIJ

"€10T 12q0NJQ " WOA UOISSILIWOS] JoP #107/S9 "IN (NH) Sunupioro aueisepq —

€107 Jeniqo g1 WOA UOISSIWWOY 1P €107/18 "IN (NH) Sunupioiop ouaiSopg —

€10 1eniqo ‘8] WOA UOISSIWWOY 1P €10Z/118 "IN (NH) Sunupioiop au013spq —

*€10T BN "€ WOA UOISSIWIWO] 1P £107/S99 "IN (NH) SUnUpIoIoA auRISd[dq —
110paIYIsqeIoA udSunupIoId A dydsyIzadspnpord
ANAU IA1A $}1010q USPINM {]()Z PUn ¢](T "USISTUONNUES USUNUPIOISA UsYdsiyizadsyynpold uspuaidiseq
SIUIIYORY 19P JNE JIP USFIT J(JQISIIA USIEEISPIISIA] JIP SSEP “10A YIS 3891 “(NH/0E/0 10T AMUIPYIRY) USUO
-1JRULIOJUINPOI PUN USRI JOUDI[IYUID S[ONIW 01NPOI] SJUBAS[QISYONEBIGIOAIISIOU YIINP USIINOSSY
UQIOPUR PUN JISIOUY UL SYONBIGIdA SIP 9qeSUY JIP 19qn JMUIYIRY 10p FUNZIASu() Iop USUIIP USTUNIpUY

(AMAUT)
SUNUPIOIOASIUNUYIIOZ-UUIY

-SUONBIQISAIITIOUH JOp SUMNISI[[QAON

'6C

€10T°90°CT :SSN[YASIqIAUIQE ]

‘UURY UIPIOM JZ10sa3uwin FSLSue] YO A WI dPUIMIIZIou

A1Ip oIm ‘uagroznzyne 93| Win 12305931105 ,,0139)1S OPUAUII[“ S| SN 2IP PIIM SSN[YISIGRAUIGR] JRUAD
“I08BNSIYINIO A UYDI[PAIYISIdUN JIP Iy uduondopjolsyers] pun -d1310uy pun usisojou

-[99], 194N YOI[q1dq() USPUSSSBIWN USUIL }qIS A1 ‘uazjosnzwn (G007 Iyelsiseq ‘0s0g siq Sunredsurodidous
-pug Jus7014 Of pun g0z siq SunredsuroaiSIouspuy JUdZ01g () Ty A I01yes uap 1y saydozuoyorSioug
SOp 9[917Z 21p win ‘Seniog I91SI19 UId 11 (SHIN) Suniordaisopung I9p d130)e1)sjJoISyeId] pun -sjeI[IqoIA 21q

(SN Suniai3orsopung Iop
o1391e1SJJ0)SIFRIY] pun -SIBH[IGOIA

‘8¢

‘w0l

Jers] ul £10Z7°S0° | we pim Sunupio
-10ATedSUIoaISIoUY JOp SUNISI[OAON

"€107°L €T 119 Jyery] Ul soz)osods3unt

-edsuroa131ouy sop SUNISI[OAON

“TIR)SAT I9JIOM JUSTUNISUISUOT)
-BULIOJU] S[€ PIIM STOMSNEDISIouT Jo( "U9SIIMIT spIepue)sopneqoorsIoud)sSLpIIN-NF sop Sumyory ur Sopm
IO PIIM UDIOISOAU] pun wowmuaSig ud( J0P[RsIPNEGan) Wi ZUSIZIJJad1SIouy d1p uIeSIo)s uswyeugelA 1
*9s1omsneald
-1oug 0y waysAs[jonuod]-udqordyong seJiSueyqeun urd Inj uoSunzijossneIo A USYDI[IYdRI 1op Sunjjeyos —
"u)[eYIuS
ISSB[YZUDIZIJFIRIZIouY 1P Yone dpneqaSuyoA, INJ USSIOMSNEIISIOUY USNOU 19q PUN ZULIZIFIIISISUF J1p
1y JojeyIpu] uoueS0zoqaISIouUopUS UUId SHJuny USSSNU UIIPIJA US[[IZIOWIIOY Ul USSIOZUBUSI[IqOWW] —
UYNIdQUN UOAISIY USQIIq JYooy WwoSLaysiq yoru dsromsnedidiouy a313ns yoou
£OSSBZUIZIJJo1SIouy Jould oqeduy oIp Snjuny ud)[eyIus 9pneqaSuyo Inj 9SIomsnedISIouy dnoN —
“IYIOASTINY
-1]qngd WodIe)s W UdPNEqan) UdJWnsaq 10q asromsneardiouy Jny uojyorjdSueysny Jop Sunioyomig —
"prISsSUNIIAY WOYOY JIW [ISSONZIOYINIRIOdWOLIOPIIN PUn [9SSINIIOMUUDIE PUIS UJJ
-JOI)9q JYOIU $[OSSANZIAYINIeIddUIONUBISUOT] SJUSIZIJJOUL ‘O)[& INU USPIIM IsSeJIT (1.l € S| 10)[& "MZq
#8361 YOIgAIYosuId s1q dSueSiyer) [9SSONZIOH Jo)[B SUWIBUGILIOqIdgNY INZ JYII[Jd Jop Suniojlomry —
USRS G107 1T qe s10Ieq
SIIp [0S UapIoyag UOA USNBqNaN I "0Z0C ¢ 1€ WP q& NH/1€/010C T 6 [9911Y pun g "IN T [21)
-Iy gewad opneqadoISiousisSLIPAIN S[e UoIneqnaN UoA SunyoLIy Inz Jyoljdpunic) 1ourd SUNIONUBIOA —
“uaqoyasue 9107 11
qe JIUDI[PYRYISHIAL JOp USWYEY WI UIPIOM NBGNIN USP Ue USSUNIIPIOJULISIPUIIA SYosafiouy —
puIs dyreyup
QUOIIUISOAN TURJFOII2qQ dPNEQRD) N JYI1IedSUTENSTIoUT Sep 1S J1oMOs ‘Sunzjosui() IS IUNI[Yosaq USSP
nz assnyasag Iop pun sydozuoxerSiouq sop Sunzjasuin) 19p a1mos (NF/1€/0107 TI) UOPNEQaD) UOA ZUDIZIJO
-21310U9)Wesan) JIP 19qN SMIIYITY uaydsiedoins usisseyas nau Jop Sunisnuswa]dw 19p USUSIP usgunIspuy

Sunupioroareds
-u1oa1310Uy JOp pun soz30sa3s3unt
-edsuroa131ouy sop SUNISI[OAON

LT

UJISULIQUEIOA ZUIIZIJJIIISIIUY PUn UINSIIUY JILqIINIWII ‘UIIINZNPI.I UIUOISSTWISESSNRYQILL, *D)

uejd)9Z pun smeyg

QWY BUGRIA] JOP SUMLIIAN 9)9)1AId pun SUnqRIYISIY

swyeugey 19p PILL

‘PI1




Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

—62 —

Drucksache 18/1107

“UI9S JOpUddq
070C YOIIYDISSNBIOA PIIM USQRUIOA
-goin se( -oseyds3unziosw) apusp

“Jonue[) Ue[dIo)SE WOUId UOA Pun 10319]309q YII[IJRYISUISSIM PIIM ST

'$9Z)BSUY UQMOLISOIUL SOUId SUUIS W USWIYBUGRWSIUN[}OIMIUIPe)S I SunssedusewIfs] pun Zynyosewiy]
uoA SunydnuyIoA 91Ip IST JIOYIOPUOSIE "PIIM JYINEBIGIIA 1M IFNOZI0 1TIoUY [91A OSNBUSS PIIM 191qa310[1d
w Jg19Y Sep ‘uIds yrene yosnagious dornog [10S 007 /00T S1q PJIBYISIOA [OOU [917 SEP opInm USYISIMZU]
"UOPIOM 1I9IqeY YONEBIGIdAAISISUY Yyone S[e uduoIssiug-t0)) [Jomos yorpns pun donjog uoa jpejsusuu] 1op

-1049siud ¢10g 10s ‘polorduopesoq |  ur101geSiofld USPULSSEILIN OPNEQID) ()00’ ] BMIO Pun IDUYOMUIH ()0("(L "BO WOUIS U US[[0S (0Z0T dpud Sig Iyny Arpuoneaou] | “¢¢
"C10T BN "€ ] We uLIo]
-zueysepung d1p yoInp (unyjeyosog ‘uUoqeyIoASIuny
aSnJeyyoRU INJ [B}I04 SO[NUDZ) | -Jeyosaq 19q FNSN[eYYoRN] JOp USLIOILIY UoA SunSnyoIsonIog Jop 19q USUNWWIOY pun ‘uIdpue] ‘pung UoA (gND]) Sunggeyoseg
AN 10p 9SQIA JOp Sum[eyosIoL] 10g0S3eryny SUDI[IULIQ 1Z)NISIONN UISUU] SOp SWINLIAISIUTUSIpUNY sop Jues3unyeyasag wioq gy o1q o8njeyyoeu 1y oja1szudRdwoy] 43
‘ez
-IOp UQJNE[ ‘OPINM LISIZIJIIUSPI JIep
-0qsSunzjeswi) pue[yosINd( ul dA1p
mj ‘g4 Iop uoSun[o39y uadnsuos
J1op Sunzjesuin) JOp Uk ueNqIy g
"add L MV yoreu Sunp[ojy d8yng|
-IOA 9uId 9)S[0LI S[[eJuaqy 15[0J10
S1Qdd € MY gewos sjorzzudizy
-JooISI0UH US[BUOIIBU USATIEYIPUI SO
Sungo1s9,] 91 "PUIS USIBIIUS U)SLI
-sSunzjosw) OpULYOIIMQE JIUIIYITY "UI9S YOI[PaIYosIoun
IO UQYLIYOSIOA USU[DZUID UI JYOIU | JeeIspalSIA yoeu of 10qe usuuQy| USUIBUgRAl UOPUSJIQISIO NZ OSIOMID[[OAUUIS JI(] "UPIoM }I9519)S0T 10)10M
UI9JOS ‘U010 $1(7'9'S WNZ SIq | ZUIIZIJJOIISIoUH SIp USLeISPAISHIA §Z US[[B Ul SSNW ‘USYIILID NZ [917 SISIIP W) "UIOTULLIOA NZ ‘UIISSIGIOA
SSNUI 3oy so[euoneu ur unzjosun nz Sunpjomuyg uoepeiznsougord 10p 1oqnuagas Juezoid (g win )z S1q ZUSIZIJJOSISIour a1p ‘N d Iop [91Z
Q17 "uLIRNAT YerS[ Ul Z[OT'ZIS We | WP pun uauuIMISZUSIZI}Joo1SIouy U OIoL0 USJERISPAI[SIIA USP UI [[N)d[E USP USYOSIMZ dON] 9PUAY)Sdq QIUI)YOLIZUDIZIJJO01S 10U
ISLAIUIPYOLIZUBIZJRITI0UT- N A1 UOISSIWWO- N 1P 250US01q YoBU 1P ‘53381 (QHH “NH/LT/T10T) PMUIPYOLIZUSIZIFOAITIOUF-NH 1op [917 -Nd 1op Sunzjosurn ¢
‘uaIyey
-I0AJoS0Y wi 91mos oseydsSuniynyury Jop Ul SUNIYNISIOMYOEN d1p Ue uoSunIopIojuy 9Ip 32501 SUNUPIOIIA
Q1] "USPIOM UYNJOTUID OWIISASZUSIZIIFOIITIoUY dpudyda1ds)ud uudm ‘UdPIOM 1YEMIF Yoou nu (Yo1o[Ssne
-uoz)1dg "30s) US[[RJIOPUOS UI USUIYIUIU) INJ USTUNISE[IUAIONDIS OBUOM Z)ISITION9)SWO)S pun -10na)s
-01310u7 Wi USSUNISPUY PUIS PUNISIOJUIH "USPIOM UISOIMOSYORU USWIYIULINNU ) QIS[PIW Pun UIS[Y InJ Zuo
-17133001310Ug] 10p SUNISSOQIOA INZ SWASAS UIATBUIDNE SOUID J1MOS SWIAISASIUSWSSRURII MU J9PO ~913
-IoUY SoUId QALIAE UIP Uk USSUNIOPIOJUY SIP AIm 9[o501 US[[BLIOPUOS UI JONSISWONS pun -dISI0u Iop UOA (AJgeds) Sunupiozoa
€107°80°9 310s Jyers] u] |  Sumjse[juy JOp W JueyUIUILIESNZ WI ZUSIZIJJOIITIouy Jop SunIossaqioA Inz owdisAS Joqn Sunuplord A o1 -W9ISASZURIZIJJH-Yo19[3sneuazyidg 0¢
ue[d)1dZ pun smyeys QUIYBUYEA JIP SUMLIIAN 9)3)18ALID pun SunqRIYISIG uIyeugeIAl 9P PILL _Mm—




Drucksache 18/1107

— 63—

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

oqedyneroneq

€10T°€0°9 “SHIOMZION SOp Hel§
y1/€10C

Iyel[nyog sneqyny sop uuideg
S1/¢10T Iyelinyog wr
oseydypyeloid-SSIg 1op uuidog
(uaryel

-08][0] uop ur pun) $107/€10T
Iye[[Nyog Wi US[NYOSpunIn
SNNIS Tonou owyeujny

"UOpIOM J[[01S0SI0Y US[NYOS UOYOSIMZ usSunpuiq

-I0 A OUISTIBRTIAY) PUN U[QNIULId NZ [NYIS[OZUI Jop SUNIOpIQ] IS[[ONPIAIPUI SJIBPag Pun J[1JoId pudy
-91$9q $}1219q USUUQY SUNISINSISOY ISP YoIn( USUUIMIT Nz JunIoL)sISoy SUId Inj pun USISTUWLIOJUI NZ
J19QILIOMZION TOA UZINN USP Ioqn US[NYDS ‘Sd ST [A17Z "USQEY] 9319q1edT SUN[OIMUSSIYILIIUN pun
-[nYoS IOp UB USANIETIU] Pun Udo[0I1] USYOIPAIYosIojun ur Sue[siq 9Ip ‘UopIom UdJFLISeSyoninz pue wi
uo[nyYdS Q0’1 S[B Iyaw Jne [os ,,SunIdpIQ,j S[[PNPIAIPU] IN[NNUIT — A YN US[NYISSPUMNZ* JIOMZIIN
wop A :SUNIOPIQ,] S[[ONPIAIPUT I NNUIOT— A\ YN US[NTYOISSPUMNZ JIOMZION] US[BJISI A -UTOYIPION
pIIM J[]9359F FunInyIoA

Iz 1/€10¢ SIYBNYOS Sop apus WNZ YOI[JYIISSNEIOA US[NYOISPUNID) ISUI[IdE US[[B JIP ¢ UIdPUTS] UYD
-BMTOSUITOAI UOA SUNIIPIQ 9391208 pun dsouSer* 1031e3 Jourd Sun[[oisrg pun SuniQISuYoRY LWL
winz ua(uur)Iojeydnnuoe,] uoA uoneyIend) "UueyoMNZSNe SH[EYYOLU PUn U[PUN] NZ USWWEIS0I]
-JX2)uo3] pun -§NIS USp sne uarnpynyssuoneiddooy] pun -s3unziouio A pun udSunIye)Is a1p

wn ‘udjms YOS I9[e JYdeJ- LNIIN I (Sruapey-LNIIAT) Swniuezzudjedwoy sourd Sunpunio) :uriog
"UINYDS USPUSIYNJIONOM PUN -punin) i , siyordosaT 1jefo1dosg wopnyz "udnyos uopual

-ynJae3iom pun -punip) yu (Suniopiojesa| pun ynsouderpyoeldg ‘Funiopigyyoeidg Iz sAnRIIUI-ISPURT
-pung) JYuyog pun ayoerdg yoinp Sunpyrg - SSIF UOA uouryey Wi zud)ddwoxesa 10p SuniopIio ‘urIeg
‘uopIam jjoddopioa 10z/€ 102 IYelnyoS wnz Juuoy udnyos

-punin SONIS UOA [Yezuy I(] "USPIIM JIQIAISUJUI PUN JOJIOMITSNE UINIOMZION USUT0Zaqsjue|nyos
UOA UQWIYEY WI [[0S Ua[nyospunis) SNNIS Iop uonerodooy 91 "qe SIYOLLIOJUM BRI Sop Sun]
-YOTMIUSIONOA ATRIIEND oulo Jne J[o1Z us[nyospunin) ue SNNIS Wweidord se( :S10quoninp -uopeqg

1

{UI9S$9QI0A NZ SSURYUOWIIESN]Z JOYOI[IJRYOSUISSIMINIBU-YOSIIRWOYIeU STUPUBISIOA
sep pun zuojodwoxeseT AP ‘SunpliqnyoS SIp Wn ‘USWIYRUEA SpUS[0J ‘B "N USWIYSUIdIUN JOPULT I

o3ugyuowr

-WesN7Z JOYDI[JeyoSUaSSIMINeU pun
JOUOSTIRWATJEW SISSTUPUR)SIOA SOP
pun zusjodwoyasa] ‘Sunpriqnyos
10p SUNIOSSAQIO A INZ USWIYBUGEIA

ot

¥10C°80°L
wnz jueldas udjonyyenuy

€10¢ oS

uoUU030q UOISSILIUOY
-uejdIyoT Jop 31991y 1op W
apmm $107/€10T Wefinyos wy

¥10T/€ 10T Tyelinydg wnz ye)s

‘yorarqrejuawd] g wi Sunppiquoelds 1op Sunjonio A sassazoid

-s3unpjrg sop JIepaqs3unz)msIolu ) WAIPUOSAq JIW UIIPUTY UOA [I2)UY UYOT] WAUI JIW UdFUMyILIUIo
-s93e1IopUTY] UOA FUNZINISION[ SYDI[Z)BSNZ :Z)2SeZSTUNPIQIOPUTY] SIP SUNIOPUY :US[BJISIAN-UIYIPION
(3P"€Z8CTE 0 1qq/dqd TTBI3p/SWOXIS/3p SMqUapUeIq SIqur A/ dng

'S) U9)18)ssadelIopury uop ur usuuLojeyd

-nnA pun (a39dseSerropury] yora1og) uagunp[iquio,] 9119pioJa3-4SH yoinp Sunionuawdduwy 1op Sunz
-msIu) ‘Sunpomjusyoeldg 1op Sumie[Sog pun Sumyorqoag USYOIISINUIITOY PUN USYNIJ INZ SIPURT
SOP U9)18)SSaTe)IOpUTY] USp pun 239[JdsaFeIIopury] Iop Ul UdJRUOIA ()9 SIq ¢ UOA JOpULY Inj , Sun[oImu
-yoeldg J1op JUIRISUS[IIA* SHUAWNISUISTUNIYIBQOIY SIP SUNIDIQIDA APUINIAPUIYIR[] :,,SUN[IIMIUD
-yoeIdS 9P JUIAIS-US[IIA“ SIUWNNSUISTUMYIRQOdg SOp TUNIIAIGIO A SPUINISPUIYOR[] :SInquopuerg
"USPUIMNZUE J1LI0Y PUN JYO2103SUOBNIIS IXIUOY USYDIINIoq wi oydeldg

QUOSINIP AP ‘USQIIMID NZ JINSIYE,] AP pun uazuoadwoydeIdg ‘sa 151 [217 U[NYISYIBISINISE pun ua|
-nyossynIdg ue (puniSIojurysuoneISIp\ SUYO Yone s[e JIW [OMOS) Uopudp[Iiqnzsny pun zjerdsSunpiqsny
QUYO USYOIPUISN[ UOA SUNIOPIO,] ayoIyoeIdg u1keq ur , yosind(q syoeidssyniog* 1jofoid :urokeq
"[or1a10g UaYDI[YdeIds W W[ JOA JIBPIGIAPIQ] WIYQYID It

Q3urpyony] pun 10q1omaqiAsy a3nyorgdinyossynioq purs sypyafoid sop addnigerz 101youadurd ayelsuon
-eI30)UISINIoY WINZ USSSEPI0OA US[NYISSINIdG U UIPIOM §/€ 10T JYel[nyos wop jrur pusuuisoq uiokeg

1

TUQWIRUGRIA USpUdF[0J 1 & ' zudjeduwoyyoerdS Iop SunIossaqIoA oIp UISPIQ) JOpuET I

zuoyduwoyyoeldg
10p FUNIASSIQID A INZ USWIRUGRIA

ve

WIISSIQIIA nedArusgunpyig ‘q

uejd)9Z pun smeyg

QWY BUGRIA] JOP SUMLIIAN 9)9)1AId pun SUnqRIYISIY

swyeugey 19p PILL

‘PI1




Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode

_ 64—

Drucksache 18/1107

"UQ[[1$71010q WINEIYERN US[BIZOS WI 9}0qaSuy 95 1[[omyosIparu

QIOPUOSAQSUT “UYORW JUULNIq PUN UIYNJYOINP UIGI[SQIIMIT Pun JILWS}IOqIy UOA UoSer ur 9joqague
-s3umeIag 2Ip ‘9IN9y Pun USUULINAIY IJUBA[QIR[IBWIS)AGIR UNIOMZION US[RUOISAI U0A Sunzjmsiaun
IOp [ONE USUAIP US[[2)SSSUNIATUIPIOOT] A1 “9IYIIYOSoSSTUNIIPULMNY JIW USYISUIJA] UOA UonjedIziaed 103yoo1

UISTORSIOPIIN UT 9qey[IoL

107 Suejuy uwiSog | -oSuooueyd SUNISSSIQIdA INZ AQBY[IQ], PUN UOHLISTIA US[[AISSTUNISIUIPIOO] 8 IOMSIPUL] UOA SUNYOLIUTH | PUN UONRISIIA US[[0ISSTUNITUIPIOO] 0F
‘uagoz
-19jun Sunynidionsunn 1oure SUNIOPUISIdMIY JOp NINUIT J0A AIYE[ JATA U)ZIQ Jop SunInydisoniog aIp
10T LO°T URNYED[U] | PIIM SHOSIOIIPUY JYQUID (79 JNE )9 UOA) AIYE( 7 WIN 9JUISTUNIOPUIIISGIIMIT IOP SUN[PIWIH I9P 19q U)IOZ
19)I9[3UI0  URIYBJIOASIUNGITZIOSAD | -sTUNUYOAINTZ 1P SHASIOUID UIPIIM NZB(] "HISSIGIIA UIPIIM UDIOPUIIIOFSGIIMIT UOA AYonIdsueuaiuay A1 QUAISTUNIIPUITUSQIOMI "6€
WIIP.IQJ JNULIY UOA SUNIISULLIIA P YIINP WI[B 10A SUNIIPIA[SUry d[BIZOS "
‘uopIom ponuswoldwr Snjeyyoeu 91mos 3qoxdid pun JayoImIus udddnig[arz ayorparyos
-Io)un 1Ny 910qa3UBSIUNPIIGIAIID AN SYISI[NYISYIOY A)OI03SFIBPA PUN M ULIOdTRIYIRU US[[0S U201
uop U “(UOqeYIOAPUNGIdA (] pun apyelordiozurg 91) opjelorg 97 Jesagsur opunISqIomaqIoAN UIsId Iop Ul
‘Juedo8 107 NN | USpIOM 1IIPIQIAD) "UIdF19)S NZ 193 pun UdUULIING JIo[[e udouryos3unpyig 1P ‘Uaqey] J[[21se3 2qedyny aIp UQ[NYOSYIOH AUJJO
INJ IST OPUNLIDPIQ, U)SYIRU IOP MBS JIopug pun pung YoIs Jop Ul ‘Sunp[ig yoInp Sansyny 2ANENIUISSUNIAIZYIeN) 19P [19], 1T IoMaqIoM 1o | :Sunplig yainp 3ansjny qiomaquom ‘8¢
€107°90°€1 woa spednyos
-YOOH SOp Sunyooisyny Iz UIOpuB
pun pung uoA spoyosSuniaiSoy pun TYOUID 000°ST9 JNB 000’ LTE UOA IOTUBJUBULIPNIS SYDIZ)BSNZ USPUIIRNZULUL NZ P[ed USP 19qN 1P [yeZ
EOGEEOQOmwﬁawﬁwOM Iop w.w—.;ﬂOwOm SIp Iapug] pun pung usqey AW#ON siq ﬁﬁONv 9Seld 9}oMZ JIp IN "Uoplom Hoam_ofﬁ—maow 020¢ 1ye[ wnz siq 0202 avﬁmﬂﬁ—‘.—ﬂumﬂuom
) 10QoSUBULAIPNIS SOIYIQIATSJIEPAq UIS [0S ,, JOTUBFUBULIPNIS JOYOI[ZILSNZ JWEUINY INZ WIURIF0Id“ Wop N ‘LE
‘yoraIeg
UQYOI[yorIds WI WR[[e JOA JIBPIQIDPIQ] WAYQUIS W AFUIPYIN]] pun I9qIomaqAsy a3nyargdinyossyniaq
S1/#10Z Wyelnyos qe Suniopiojasay [one 919puosaqsul ‘uojueISIJA puls spyalord sop addnigarz 101yoLesurd qomidyoeldg Uop Inj USSSE[I0 A uIoAeg Ul USSSE[I0A
¢ “p1/€107 Iyelinyos 1os aploidiofg -(I1g uopIom ud[nyossjniog ue ((1g) Iyelsuoneidauisiniog uojopIiojas uryIo)iom wap nz puozuesiy | -(1g pun ([1g) 1yelsuoneidajuisyniog ‘9¢
ue[d)ez pun sme)s W RUYRA 9P SUMLIIA 9)9)1EMI3 pun SunqR.IYISdg wIyeUGRIA] JIP [PILL H.MM

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstrafte 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333



	Inhaltsverzeichnis
	Einführung
	I. Das gesamtwirtschaftliche Umfeld
	A. Gesamtwirtschaftliche Entwicklung
	B. Vertiefte Analyse Deutschlands im Rahmen des Makroökonomischen Ungleichgewichteverfahrens

	II. Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen des Rates der Europäischen Union fürDeutschland
	A. Öffentliche Finanzen
	B. Arbeitsmarkt und Erwerbsbeteiligung
	C. Energie
	D. Wettbewerb

	III. Europa 2020-Strategie: Erzielte Fortschritte und Maßnahmen
	A. Beschäftigung fördern - Nationaler Beschäftigungsplan
	B. Bedingungen für Innovation, Forschung und Entwicklung verbessern
	C. Treibhausgasemissionen reduzieren, erneuerbare Energien und Energieeffizienz voranbringen
	D. Bildungsniveau verbessern
	E. Soziale Eingliederung vor allem durch die Verringerung von Armut fördern

	IV. Der Euro-Plus-Pakt
	A. Umsetzung des Deutschen Aktionsprogramms 2013
	B. Deutsches Aktionsprogramm 2014

	V. Nutzung von Europäischen Struktur- und Investitionsfonds im Zusammenhang mitder Europa 2020 Strategie
	VI. Verfahren zur Erstellung des NRP 2014 und Einbindung der Akteure


